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Gesetz,  Nr.  XLV,  1907,  über  die  Regelung  des  Rechts- 
verhältnisses zwischen  dem  Dienstgeber  und  dem  land- 
wirtschaftlichen Bediensteten. 


Einleitung 

In  der  wirtschaftlichen  Periode  der  freien  Lohnarbeit 
ist  die  Schaffung  der  rechtlichen  Normen  des  Arbeitsver- 
hältnisses der  grundlegende  Faktor  des  Arbeiterschutzes. 
Als  in  Ungarn  der  wirtschaftliche  Zerfall  der  mittelalter- 
lichen Arbeitsorganisation  eintrat,  waren  das  Gewohnheits- 
recht und  die  Statute  der  einzelnen  Komitate^  bestrebt, 
die  Rahmen  des  neuen  Arbeitssystems  anzugeben.  Diese 
Komitatsstatute  krankten  jedoch  an  dem  gemeinsamen 
Fehler  der  Veränderlichkeit,  die  unter  der  umgestaltenden 
Wirkung  des  Gewohnheitsrechtes  nicht  nur  die  Rechte  und 
Pflichten  der  vertragsschließenden  Parteien  ungewiß  ge- 
staltete, sondern  auch  durch  die  Verschiedenheit  des  für 
ein  verhältnismäßig  kleines  Gebiet  geltenden  Zeitpunktes 
des  Dienstboten  wechseis,  der  Aufnahmebedingungen  usw., 
die  Ausgleichung  des  in  einzelnen  Teilen  des  Landes  wahr- 
nehmbaren Arbeitermangels  beziehungsweise  Arbeiterüber- 
schusses unmöglich  machte.  Aus  dem  Gesichtspunkte  der 
einheitlichen  Rechtsentwicklung  war  es  daher  von  großer 
Bedeutung,  als  die  Gesetzgebung,  nachdem  sie  die  aller- 
notwendigsten  staatlichen  Einrichtungen  geschaffen  hatte, 
in  den  siebziger  Jahren  auch  die  rechtliche  Regelung  der 
Arbeitsorganisation  in  Angriff  nahm,  wodurch  sie  der 
partikularen   Rechtsentwicklung  ein  Ende  machte,   deren 


1  Sehr  interessant  sind  die  „Parancsolattyai"  der  Jdsz-Kuner 
Distrikte  aus  den  Jahren  1767,  1773  und  1774.  In  diesen  werden  die 
Höhe  des  Lohnes,  die  Verdingung  zu  mehreren  Dienstgebern,  die  Sonn- 
tagsruhe usw.  geregelt. 
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Beispiel  uns  die  zwanzigerlei  Dienstbotenordnungen  Öster- 
reichs und  die  Mannigfaltigkeit  des  Rechtszustandes  in 
Deutschland  am  auffallendsten  erkennen  lassen. 

Der  Gesetz- Art.  XIII:  1876  enthält  wohl  in  seinem 
Titel  nur  die  Regelung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen 
Dienstboten  und  Dienstgeber,  er  verfügt  im  Wesen  über 
die  Arbeitsverhältnisse  sämtlicher  eine  nichtgewerbliche  Be- 
schäftigung treibender  Arbeiter,  und  regelt  namentlich  die 
Rechtsverhältnisse  der  äußeren  (landwirtschaftlichen)  und 
der  inneren  (häuslichen)  Dienstboten,  der  Dienstbotenver- 
mittler, der  Feldarbeiter  und  der  Tagelöhner.  Unter  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  siebziger  Jahre  war  denn 
auch  der  Gesetz- Art.  XIII:  1876  eine  entsprechende  Schö- 
pfung und  derselbe  rief  insolange,  als  nicht  eine  wesentliche 
Änderung  der  landwirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  eingetreten  war,  allgemeine  Befriedigung  her- 
vor. Als  sich  jedoch  der  Inhalt  der  Verhältnisse,  zu  deren 
Regelung  dieses  Gesetz  berufen  war,  geändert  hatte,  betrieb 
naturgemäß  die  öffentliche  Meinung  in  jeder  Beziehung 
immer  lebhafter  eine  entsprechende  Änderung  des  Gesetzes. 
Die  Gesetzgebung  leitete  die  Konsequenzen  der  landwirt- 
schaftlichen und  gesellschaftlichen  Entwicklung  in  erster 
Reihe  für  die  landwirtschaftlichen  Akkordarbeiter  (Schnitter 
usw.)  ab;  Gesetz-Art.  II:  1898  und  die  demselben  folgenden 
Gesetze,  nämlich  die  Gesetze  über  die  Regelung  der  Arbeits- 
verhältnisse der  Tabakarbeiter,  der  Forst- und  Wasserarbeiter 
bezwecken  nicht  nur,  daß  den  bei  den  agrar-sozialistischen 
Bewegungen  der  neunziger  Jahre  aufgetauchten  Ver- 
wicklungen vorgebeugt,  beziehungsweise  daß  dieselben  aus- 
geglichen werden,  sondern  sie  schaffen  gleichsam  ein  spe- 
zielles, landwirtschaftliches  Arbeiterrecht  mit  allem  Zu- 
gehör.  Schon  zur  Zeit,  in  der  diese  Gesetze  geschaffen 
wurden,  kam  es  zur  Sprache,  daß  man  die  landwirtschaft- 
lichen Bediensteten,  die  eigentlich  besser  qualifizierten,  besser 
bezahlten   und   im  strengeren  Vertragsverhältnis  lebenden 
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landwirtschaftlichen  Arbeiter  dem  Wirkungsbereiche  des 
alten  Gesetzes  entziehen  müsse.  Die  vielen  Klagen,  die  von 
beiden  Teilen  auftauchten,  beruhten  zum  größten  Teil  auf 
den  Mängeln  des  die  beiderseitigen  Verpflichtungen  regelnden 
Gesetzes  und  da  die  Entscheidung  der  aufgetauchten  Rechts- 
fragen sich  ebenso  schwierig  als  unsicher  gestaltete, 
wandten  sich  landwirtschaftliche  Vereine,  landwirtschaft- 
liche Kongresse,  Komitatskongregationen  im  Interesse 
der  Revision  des  Dienstbotengesetzes  an  die  Gesetzgebung. 
Der  Entwurf  wurde  im  Herbst  1906  fertiggestellt,  gelangte 
nach  mehrfachen  Diskussionen  und  nach  Anhörung  sämmt- 
licher  interessierten  Parteien,  so  auch  der  Bediensteten,  im 
Mai  1907  vor  die  Gesetzgebung  und  wurde  im  August  1907 
als  Gesetz- Art.  XLV:  1907  in  die  ungarische  Gesetzes- 
sammlung inartikuliert. 


2. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  neuen 
Dienstbotengesetzes 

Das  neue  Dienstbotengesetz  entscheidet  über  das  Schick- 
sal von  487508  Männern  und  16  211  Frauen,  demnach 
insgesamt  von  503719  landwirtschaftlichen  Bediensteten^ 
und  wenn  wir  deren  Angehörige,  237  657  männliche  und 
492  420  weibliche,  weiters  die  interessierten  Dienstgeber 
in  Rechnung  ziehen,  können  wir  behaupten,  daß  das  Gesetz 
ein  grundlegendes  Gesetz  des  ungarischen  landwirtschaft- 
lichen Lebens  von  erstrangiger  Bedeutung  ist.  Das  Ziel 
des  Gesetzes  war,  bei  Regelung  des  Arbeitsverhältnisses 
zwischen  den  beiden  gegensätzlichen  Interessen,  den  Inter- 
essen des  Arbeiters  und  denen  des  Arbeitgebers,  ein  Kom- 
promiß zu  schaffen.  Wenn  auch  wegen  dieses  Bestrebens 
die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  die  Freunde  der  ab- 
strakten Forderungen  der  Sozialpolitik  nicht  zu  befriedigen 
vermag,  so  wäre  es  dennoch  ungerecht  und  unwissenschaft- 
lich, hierüber  ein  voreiliges  Urteil  zu  fällen;  man  muß  die 
tatsächlichen  Verhältnisse,  das  Gesetz  selbst,  seine  Grund- 
pfeiler, seinen  Aufbau  kennen,  wenn  man  sich  über  seinen 
Wert  eine  verläßliche  Meinung  bilden  will. 

Die  Wirksamkeit  des  Gesetz- Art.  XLV:  1907  erstreckt 
sich  nur  auf  eine  Arbeiterkategorie,  und  zwar  auf  die  land- 
wirtschaftlichen Bediensteten,  die  es,  im  Gegensatz  zu  dem 
alten  Dienstbotengesetze,  vollständig  von  den  häuslichen 
Dienstboten  unterscheidet.      Die  letzteren  fallen,   voraus- 


1  Daten  der  Volkszählung  des  Jahres  1900,  VII.  Teil,  S.  18. 
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gesetzt,  daß  sie  nicht  ausdrücklich  zur  landwirtschaftlichen 
Arbeit  aufgenommen  wurden,  auch  weiterhin  unter  die 
Wirksamkeit  des  Gesetz- Art.  XIII:  1876.  Ebenso  unter- 
scheidet dieses  Gesetz  die  äußeren  Dienstboten  auch  von 
einzelnen  Kategorien  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
(Taglöhner,  Akkordarbeiter,  Anteilarbeiter  usw.) ;  und  diese 
Verfügung  ist  nur  ein  logischer  Ausfluß  des  Gesetz- Art.  11: 
1898  und  der  übrigen  Arbeitergesetze.  Man  würde  aber 
sehr  irren,  wollte  man  glauben,  daß  das  neue  Dienstboten- 
gesetz oder  die  früheren  Arbeitergesetze  zwischen  den  ein-^ 
zelnen  landwirtschaftlichen  Arbeitern  gewissermaßen  recht- 
lieh  sanktionierte  Kasten  schaffen,  in  welche  Kasten  man 
hinein  geboren  oder  wenigstens  hinein  erzogen  sein  müsse. 

Der  Gesetz- Art.  XLV:  1907  regelt  nur  einen  Zweig 
der  freien  Lohnarbeit,  welchem  sich  jeder  widmen  kann, 
wenn  er  das  12.  Lebensjahr  erreicht  hat,  und  welche  Be- 
schäftigung jeder  Dienstbote  nach  Erfüllung  seiner  vertrags- 
mäßigen Verpflichtungen  freiwillig  verlassen  kann.  Aus 
einem  Dienstboten  kann  ein  Arbeiter,  ein  Tabakgärtner, 
ein  Kubikarbeiter,  ein  Forstarbeiter,  andererseits  aus  einem 
solchen  Arbeiter  nach  seinem  freien  Entschlüsse  ein  Dienst- 
bote werden. 

Nach  dem  Gesetze  ist  ,,ein  landwirtschaftlicher  Dienst- 
bote derjenige,  der  sich  mittels  Vertrags  verpflichtet,  in 
einer  Wirtschaft  persönliche  und  fortwährende  Dienste  für 
Lohn  mindestens  einen  Monat  lang  zu  leisten." 

Das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Dienstgeber  und 
dem  Bediensteten  kommt  durch  freie  Vereinbarung  der 
Parteien  zustande;  der  Dienstvertrag  kann  mündlich^  und 
schriftlich  geschlossen  werden,  und  es  gibt  für  denselben 
nur  eine  Bedingung,  daß  nämlich  der  zustandegekommene 


'  ;  ^  In  diesem  Falle  hat  der  Dienstbote  das  Recht,  über  die  Verdingung 
einen  Lohnbrief  zu  verlangen.  Zur  Ausstellung  dieses  Lohnbriefes  kann, 
die  Behörde  verpflichten. 
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Vertrag  dem  Gesetze  und  den  gesetzlichen  Normen  nicht 
zuwiderlaufe.  Das  Dienstbotenbuch  ist  keine  Bedingung  für 
die  Gültigkeit  des  Dienst  Vertrages.  Das  Dienstbotendienst- 
buch ist  nur  ein  Instrument,  mit  dessen  Hilfe  der  Staat  seine 
Sozialpolitik  dem  Arbeitgeber  und  dem  Arbeiter  gegenüber 
auch  vor  dem  Zustandekommen  des  Vertrags  geltend 
machen  kann.  Der  Gesetz- Art.  XIII:  1376  widmet  dem 
Dienstbotenbuche  einen  besonderen  Abschnitt,  das  neue 
Dienstbotengesetz  enthält  die  Funktion  des  Dienstboten- 
buches betreffend  nur  zwei  positive  Verfügungen,  die  eine, 
daß  jeder  landwirtschaftliche  Dienstbote  ein  Dienstboten- 
dienstbuch haben  muß  und  ohne  ein  solches  niemand  in 
Dienst  genommen  werden  könne,  daß  dasselbe  ferner  bei 
dem  Verdingen,  spätestens  aber  bei  dem  Dienstantritt  dem 
Dienstgeber  zu  übergeben,  andererseits  von  dem  letzt- 
erwähnten bei  der  Entlassung  dem  Dienstboten  zurück- 
zugeben ist.  Die  zweite  Verfügung  bezieht  sich  auf  das 
Verdingen  Minderjähriger.  Der  Staat  verhindert  durch  die 
Verweigerung  der  Ausstellung  des  Dienstbuches,  daß  sich 
Kinder  unter  12  Jahren  als  Dienstboten  verdingen  und 
prüft  bei  der  Ausstellung,  ob  der  Minderjährige,  der  sich 
verdingen  will,  zu  diesem  Schritt  die  Einwilligung  seines 
gesetzlichen  Vertreters,  oder  die  dieselbe  ersetzende  vor- 
mundschaftliche Genehmigung  besitzt^. 


^  Im  Sinne  der  Verordnung  des  k.  u.  Ackerbauministers  vom 
22.  August  1907  Zahl  48  000  über  die  Durchführung  des  Dienstboten- 
gesetzes stellt  die  Vorstehung  das  Dienstbotenbuch  aus,  nachdem  sie 
vorher  die  Personsidentität  des  sich  Meldenden,  seine  ständige  Wohnung, 
sein  Alter,  wie  auch  den  Umstand,  ob  er  keine  andere  Arbeiterlegitimation 
besitzt,  festgestellt  hat.  Im  letzteren  Falle  ist  das  Dienstbotenbuch  nur 
gegen  Hinterlegimg  dieser  Legitimation  auszufolgen.  Wenn  in  dieser 
Legitimation  ein  Vermerk  über  eine  übernommene,  aber  nicht  geleistete 
Arbeit  enthalten  ist,  ist  diese  in  das  Dienstbotenbuch  wörtlich  zu  über- 
tragen. Über  die  Dienstbotenbücher  führt  die  Vorstehung  ein  Verzeichnis, 
welches  bei  Ersatz  eines  verlorenen  oder  vernichteten  Dienstbotenbuches 
wichtige  Anhaltspunkte  bietet 


II 


Der  Dienstvertrag  kann  über  jede  einen  Monat  über- 
steigende bestimmte  Zeit  geschlossen  werden.  Da  jedoch 
die  übliche  Dienstzeit  des  äußeren  Bediensteten  ein  Jahr 
beträgt,  so  wird  der  Vertrag,  sofern  er  nicht  anders  lautet, 
als  auf  ein  Jahr  geschlossen,  und  wenn  er  zwei  Monate  vor 
Ablauf  von  keiner  Partei  gekündigt  wird,  als  auf  ein  weiteres 
Jahr  verlängert  betrachtet. 

Die  einseitige  Rückgabe  des  bei  Vertragsabschluß  ge- 
gebenen Angeldes  hebt  die  Wirksamkeit  des  Vertrages 
nicht  auf,  da  im  Gegensatz  zu  dem  Leihkauf  der  österreichi- 
schen Dienstbotenordnungen  das  Angeld  nur  ein  Zeichen 
des  Vertrages  bildet,  diesen  aber  nicht  ersetzt  und  nicht  von 
selbst  den  übereinstimmenden  Willen  der  vertragschließen- 
den Parteien  in  sich  schließt.  Auch  ohne  Angeld  ist  der 
Vertrag  gültig,  und  dasselbe  ist  in  den  Lohn  einzurechnen. 
Von  der  Erfüllung  des  Vertrages  befreit  das  Gesetz  die 
Parteien  unter  folgenden  Voraussetzungen: 

A.  den  Dienstgeber, 

a)  wenn  dieser  gegen  die  Treue,  das  sittliche  Betragen 
des  Bediensteten  oder  dessen  Hausgesinde  einen  solchen  be- 
gründeten und  schwerwiegenden  Einwand  geltend  macht, 
der  ihm  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Vertrages  noch  nicht 
bekannt  war; 

b)  wenn  der  Bedienstete  zur  Zeit,  in  der  er  den  Dienst 
antreten  sollte,  an  einer  ansteckenden  Krankheit  leidet; 

c)  wenn  der  Bedienstete  zum  Dienste  unfähig  ge- 
worden ist; 

d)  wenn  der  Bedienstete  den  Dienst  zur  festgesetzten 
Zeit  unbegründet  nicht  antritt,  oder  wenn  der  Bedienstete 
für  dieselbe  Zeit  nach  der  Eindingung  sich  auch  bei  einem 
anderen  Dienstgeber  eingedungen  hat;   oder  schließlich 

,  e)  wenn  ein  Fall  eintritt,  wegen  dessen  man  den  Be- 
diensteten auf  Grund  des  §  45  (s.  weiterfolgend)  auch  aus 
dem  bereits  begonnenen  Dienste  ohne  Kündigung  entlassen 
könnte. 
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B.  den  Bediensteten, 

a)  wenn  er  für  den  Dienst  arbeitsunfähig  geworden  ist; 

b)  wenn  er  nach  der  Verdingung  durch  Erbschaft  in 
den  Besitz  eines  solchen  unbeweglichen  Vermögens  ge- 
langt, dessen  Verwaltung  seine  Gegenwart  notwendig 
macht,  doch  ist  er  in  solchen  Fällen  verpflichtet,  für  einen 
geeigneten  Stellvertreter  zu  sorgen; 

c)  wenn  sich  seine  Familienverhältnisse  in  der  Zwischen- 
zeit derart  verändert  haben,  daß  sein  Daheimsein  zur  Er- 
haltung seiner  Familie  unumgänglich  notwendig  ist; 

d)  wenn  ihn  der  Dienstgeber  zur  festgesetzten  Zeit 
nicht  annehmen  will; 

e)  wenn  ein  Fall  eintritt,  in  welchem  der  Bedienstete 
auf  Grund  des  §  46  den  angefangenen  Dienst  auch  ohne 
Kündigung  verlassen  könnte; 

f)  wenn  der  weibliche  Bedienstete  heiratet; 

g)  wenn  sich  in  der  vom  Dienstgeber  dem  Bediensteten 
angewiesenen  Wohnung  ein  ansteckender  Kranker  be- 
findet. 

Wenn  die  Gattin  oder  ein  im  selben  Haushalte  lebendes 
Kind  des  Dienstboten  zur  Zeit,  in  welcher  der  Dienstbote 
den  Dienst  antreten  sollte,  an  einer  ansteckenden  Krankheit 
leidet,  ist  der  Dienstgeber  nicht  verpflichtet,  den  Dienst- 
boten und  dessen  Familienmitglieder  aufzunehmen,  solange 
die  Ansteckungsgefahr  besteht.  Wenn  die  Ansteckungs- 
gefahr über  einen  Monat  währt,  ist  der  Dienstgeber  nicht 
verpflichtet,  den  Dienstboten  aufzunehmen. 

Wenn  einen  Dienstgeber,  der  mit  weniger  als  200 
Kronen  jährlicher  direkter  Steuer  besteuert  ist,  nach  Ab- 
schluß des  Vertrages  ein  solcher  Elementarschlag  trifft, 
demzufolge  er  den  Dienstboten  bei  sich  nicht  aufnehmen 
kann,  so  kann  der  Dienstgeber  vom  Vertrage  zurücktreten,» 
wenn  er  den  vierteljährigen  Lohn  und  den  Wert  der  auf 
ein  Vierteljahr  entfallenden  Bezüge  des  Dienstboten  aus- 
folgt. 
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Beide  Parteien  sind  verpflichtet,  von  ihrer  auf  die 
Auflösung  des  Vertrages  abzielenden  Absicht  die  andere 
Partei  vorher  zu  verständigen.  Die  im  Vertrage  über- 
nommenen Verpflichtungen  sind  treu  und  pünktlich  zu 
erfüllen,  da  im  entgegengesetzten  Falle  der  Vertrags- 
brüchige nicht  nur  der  anderen  Partei  Entschädigung 
schuldet,  sondern  gegen  ihn  auf  deren  Klage,  eventuell 
auch  von  Amts  wegen  das  Übertretungsverfahren  eingeleitet 
werden  und  die  Strafsanktion  des  §  57  gegen  ihn  Anwendung 
finden  und  in  den  nachfolgend  erwähnten  Fällen  sogar 
sowohl  der  Dienstgeber  wie  der  Bedienstete  mit  Brachial- 
gewalt zur  Einhaltung  der  übernommenen  Verpflichtungen 
gezwungen  werden  können. 

Der  Dienstvertrag  kann  während  der  Dauer  der  Dienst- 
zeit einseitig  nur  infolge  des  Eintritts  der  im  Gesetze 
taxativ  aufgezählten  Fälle  aufgelöst  werden.  Die  Fälle  sind 
entweder  solche,  welche  eine  einmonatliche  Kün- 
digung erfordern  oder  die  sofortige  Auflösung  in- 
volvieren. Die  ersteren  sind  von  Seite  des 
Dienstgebers: 

a)  wenn  der  Dienstbote  offenbar  nicht  die  genügende 
Kraft  oder  Fähigkeit  besitzt  zu  jener  Arbeit,  zu  welcher 
er  aufgenommen  wurde; 

b)  wenn  sich  der  Dienstbote  ohne  Erlaubnis  des  Dienst- 
gebers aus  der  Wirtschaft,  auch  nach  Ermahnimg,  un- 
befugterweise entfernt; 

c)  wenn  der  Dienstbote  aus  Nachlässigkeit  oder  Leicht- 
sinn, auch  nach  Ermahnung,  dem  Dienstgeber  wiederholt 
Schaden  verursacht; 

d)  wenn  der  Dienstbote  selbst  oder  sein  Hausgesinde 
durch  streitsüchtiges,  zanksüchtiges  oder  anstößiges  Be- 
tragen die  Ordnung  des  Hauses  oder  der  Wirtschaft,  den 
Frieden  und  die  Eintracht,  auch  nach  Ermahnung,  stört, 
oder  wenn  sich  der  Dienstbote  dem  Trünke  ergibt; 
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e)  wenn  der  betreffende  Dienstbote  wegen  einer  zum 
Nachteil  des  Dienstgebers  begangenen  Übertretung  dieses 
Gesetzes  während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  in 
einem  Jahre  zweimal  rechtskräftig  verurteilt  wurde; 

f)  wenn  der  Dienstbote  das  seiner  Fürsorge  anvertraute 
Tier,  trotz  Ermahnung,  schlecht  pflegt  oder  quält. 

Von  Seite  des  Dienstboten:  , 

a)  wenn  das  Daheimsein  des  Dienstboten  bei  seinen 
Eltern,  bei  seinen  im  Alter  unter  i8  Jahren  stehenden 
minderjährigen  oder  infolge  Krankheit  erwerbsunfähigen 
Geschwistern  für  die  Erhaltung  der  Familie  zur  unumgäng- 
lichen Notwendigkeit  geworden  ist,  oder  wenn  der  minder- 
jährige Dienstbote  mit  seinen  Eltern  zusammen  aus- 
wandert; 

b)  wenn  der  Dienstgeber  die  Vorschriften  über  Rast- 
zeiten und  Ruhetage  auch  nach  behördlicher  Mahnung 
nicht  einhält; 

c)  wenn  der  Dienstgeber  wegen  einer  zum  Nachteile 
des  Dienstboten  begangenen  Übertretung  dieses  Gesetzes 
während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  im  Laufe  eines 
Jahres  zweimal  rechtskräftig  verurteilt  wurde; 

d)  wenn  der  Dienstbote  dienstunfähig  wird,  oder  wenn 
der  weibliche  Dienstbote  heiratet  oder  schwanger  wird. 

Die  sofortige  Entlassung  kann  in  folgenden 
Fällen  statthaben: 

a)  wenn  der  Dienstbote  oder  ein  Familienmitglied  des- 
selben gegen  die  körperliche  Sicherheit,  das  Leben  oder  das 
Vermögen  des  Dienstgebers,  dessen  Familienmitgliedes 
oder  dessen  zum  Verfügen  oder  zur  Beaufsichtigung  be- 
fugten Betrauten  —  von  den  Übertretungen  dieses  Gesetzes 
abgesehen  —  eine  strafbare  Handlung  begeht  oder  ver- 
sucht; 

b)  wenn  der  Dienstbote  den  Dienstgeber,  dessen  Fa- 
milienmitglied oder  dessen  zum  Verfügen  oder  zur  Beauf- 
sichtigung befugten  Betrauten  tätlich  insultiert,  bedroht  oder 
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gegen  sie  hetzt,  aufwiegelt,  oder  wenn  er  ein  mit  der  Natur 
seiner  Anstellung  im  krassen  Widerspruche  stehendes, 
absichtlich  beleidigendes  Benehmen  zur  Schau  trägt; 

c)  wenn  der  Dienstbote  am  Eigentume  des  Dienstgebers, 
dessen  Familienmitgliedes,  oder  dessen  zum  Verfügen  oder 
zur  Beaufsichtigung  befugten  Betrauten  oder  seines  Dienst- 
genossen absichtlich  oder  aus  schuldbarer  Fahrlässigkeit 
bedeutenden  Schaden  verursacht  hat; 

d)  wenn  der  Dienstbote  wegen  Verbrechens  oder  eines 
aus  Gewinnsucht  begangenen  Vergehens  verurteilt  wurde, 
oder  über  ihn  eine  8  Tage  überschreitende  Freiheitsstrafe 
verhängt  wurde; 

e)  wenn  der  Dienstbote  die  Erfüllung  seiner  Pflicht 
verweigert  oder  seine  Dienstgenossen  dazu  aneifert,  die 
Erfüllung  ihrer  Pflichten  vor  Ablauf  ihres  Dienstvertrages 
auf  einmal  oder  einzeln  zu  verweigern; 

f)  wenn  der  Dienstbote  selbst  oder  sein  Familienmitglied 
ein  Familienmitglied  des  Dienstgebers  zum  Schlechten 
verleitet; 

g)  wenn  der  Dienstbote  auf  den  Namen  des  Dienstgebers 
ohne  Wissen  seines  Dienstgebers  Geld  oder  Ware  ausborgt; 

h)  wenn  der  Dienstbote  oder  sein  Familienmitglied  trotz 
Ermahnung  mit  brennender  Kerze,  Lampe,  Feuer  un- 
achtsam umgeht; 

i)  wenn  der  Dienstbote  wegen  einer  zum  Nachteil  des 
Dienstgebers  begangenenÜbertretung  dieses  Gesetzes  während 
der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  in  einem  Jahre  dreimal 
rechtskräftig  verurteilt  wurde; 

j)  wenn  der  Dienstbote  mittels  Irreführung  des  Dienst- 
gebers mit  falschem  Entlassungszeugnis  oder  falschem 
Dienstbotenbuche  in  Dienst  getreten  ist. 

Der  Bedienstete  dagegen  kann  ohne  Kündi- 
gung den  Dienst  verlassen,  wenn  der  Dienst- 
geber, ein  Mitglied  seiner  Familie,  sein  zu  Verfügungen  oder 
zur  Aufsicht  berechtigter  Betrauter: 
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a)  gegen  die  körperliche  Sicherheit,  das  Leben  oder 
das  Vermögen  des  Dienstboten  oder  seines  Familienmitgliedes 
—  abgesehen  von  den  Übertretungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes — eine  strafbare  Handlung  begeht  oder  versucht; 

b)  den  unter  häuslicher  Zucht  nicht  stehenden  Dienst- 
boten tätlich  insultiert  oder  durch  seine  Behandlungsweise 
das  Leben,  die  Gesundheit  und  körperliche  Sicherheit  des 
Dienstboten  oder  dessen  Familienmitgliedes  gefährdet; 

c)  am  Eigentume  des  Dienstboten  oder  dessen  Familien- 
mitgliedes absichtlich  oder  aus  schuldbarer  Fahrlässigkeit 
bedeutenden  Schaden  verursacht  hat; 

d)  die  Sittlichkeit  des  Dienstboten  oder  dessen  Familien- 
mitgliedes gefährdet; 

e)  den  Dienstboten  oder  dessen  Familienmitglied  zu 
verbotenen  Handlungen  auffordert; 

f)  den  Dienstboten  oder  dessen  Familienmitglied  zur 
Vollbringung  solcher  Leistungen  zwingt,  deren  Ausbedin- 
£ung  im  Sinne  dieses  Gesetzes  verboten  ist; 

g)  den  Lohn  oder  sonstige  Bezüge  des  Dienstboten 
zurückbehält,  ohne  das  Verfahren  behufs  Feststellung  seiner 
Schadenforderung  im  Sinne  des  §  35  einzuleiten; 

h)  wegen  zum  Nachteile  des  Dienstboten  begangener 
Übertretung  dieses  Gesetzes  während  der  Dauer  des  Dienst- 
verhältnisses in  einem  Jahre  dreimal  rechtskräftig  ver- 
urteilt wurde; 

i)  den  Dienstboten  auch  nach  behördlicher  Verfügung 
dem  Hungern  aussetzt  dadurch,  daß  er  ihm  schlechte 
Speisen  oder  weniger  als  nötig  zukommen  läßt. 

In  jedem  Falle  ist  jedoch  die  Partei,  die  von  ihrem 
Rechte  Gebrauch  machen  will,  verpflichtet,  hievon  die 
andere  Partei  zu  verständigen.  Die  Verpflichtung  der  Schad- 
loshaltung ist  in  den  eben  aufgezählten  Fällen  begrenzt. 
Der  Dienstgeber  kann  von  dem  Dienstboten  nur  im  Falle 
des  Vertragsbruches  oder,  wenn  der  Dienstantritt  auf  Grund 
eines  falschen  Dienstbuches  erfolgt  ist,  Entschädigung  für 
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den  durch  die  Entlassung  erlittenen  Schaden;  der  Dienstbote 
aber  dann  fordern,  wenn  der  Dienstgeber  den  Lohn  zurück- 
behält oder  ihn  hungern  läßt. 

Derjenige,  welcher  sich  gegen  die  Verfügungen  des 
Gesetzes  vergeht,  begeht  eine  Übertretung,  die  im  Falle 
der  Verdingung  bei  mehreren  Dienstgebern  (der  Dienstgeber, 
der  wissentlich  einen  solchen  Dienstboten  aufnimmt,  ist 
ebenfalls  strafbar),  im  Falle  der  Verpfändung  des  Dienst- 
buches und  der  Grausamkeit  an  jugendlichen  Bediensteten 
mit  100  Kronen,  in  allen  anderen  Fällen  mit  50  Kronen  zu 
bestrafen  ist.  In  gewissen  Fällen  unterliegt  der  Vertrags- 
bruch einer  schwereren  Bestrafung^,  hier  kommt  bereits  auch 
die  Haft  zur  Anwendung.  Wenn  der  Betraute  des  Dienst- 
gebers die  Übertretung  begeht,  so  ist  der  Betraute  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen. 

Das  Übertretungsverfahren,  sowie  jedes  andere  im 
Gesetze  vorgeschriebene  Verfahren,  wie  auch  die  Beur- 
teilung von  Schadenforderungen,  die  100  Kronen  nicht 
übersteigen,  fallen  in  die  Kompetenz  der  Verwaltungs- 
behörden. In  erster  Instanz  entscheidet  der  Oberstuhlrichter, 
Stadthauptmann  und  der  Gemeindevorsteher,  in  zweiter 
Instanz  der  Vizegespan,  beziehungsweise  (in  Munizipal- 
städten) der  Magistrat,  in  dritter  Instanz  der  Ackerbau- 
minister. 

Das  ist  das  Gerippe  des  neuen  Dienstbotengesetzes, 
auf  dem  neue,  den  ungestörten  Gang  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  und  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Interessen 
der  Dienstboten  schützende,  im  weitern  zu  erörternde  Ver- 
fügungen aufgebaut  sind. 


^  Siehe  weiter  nachfolgend. 


Czettler,  Landw.  Gesinde 


Das  Zustandekommen 
des  freien  Vertrages  zwischen  dem  Dienstgeber 
und  dem  Bediensteten  als  qualifizierter  Arbeits- 
vertrag 

Durch  die  Gesamtheit  der  ungarischen  landwirtschaft- 
lichen Arbeitergesetze  und  so  auch  durch  das  neue  Dienst- 
botengesetz zieht  sich  der  folgende  Gedankengang:  a)  jedes 
dieser  Gesetze  sichert  im  weitesten  Ausmaße  die  Vertrags- 
freiheit und  schafft  derart  die  Vorbedingungen  der  freien 
Lohnarbeit;  b)  es  betrachtet  den  geschlossenen  Vertrag  als 
qualifizierten  Vertrag,  den  einseitig  zu  übertreten  keine 
der  Parteien  das  Recht  hat;  c)  an  diesen  qualifizierten 
Vertrag  knüpft  es  alle  jene  Arbeiterschutzverfügungen, 
welche  den  eigenartigen  Verhältnissen  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  entsprechen.  Die  Entwicklung  des 
ungarischen  landwirtschaftlichen  Arbeitsrechtes  weist  nicht 
nur  eigenartige,  speziell  ungarische  Züge  auf,  sondern  auch 
ein  bahnbrechendes  Moment,  welches  zweifellos  auf  die 
Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Arbeitsrechtes  im  Aus- 
land Wirkung  üben  wird,  da  die  Produktionsverhältnisse 
selbst  die  ausländischen  Gesetzgebungen  dahin  weisen 
werden,  einzelne,  heute  nur  erst  in  Ungarn  fühlbare,  den 
Gang  der  Produktion  aber  schädigend  beeinflussende  Mo- 
mente von  Staats  wegen  zu  regeln^. 


^  Ein  Beweis  für  meine  Behauptung  ist  der  sogenannte  Streik- 
paragraph des  die  Ernteverträge  regelnden  Gesetz- Art.  II:  1898,  welchen 
man  sowohl  bei  uns  wie  im  Auslande  einer  herben  Kritik  unterzogen  hat. 
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Von  den  Grundthesen  unseres  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiterrechtes ist  die  Vertragsfreiheit  der  Arbeiter  am  meisten 
der  Kritik  ausgesetzt.  Ein  Teil  der  Kritiker  unseres  Arbeiter- 
rechtes vermischt,  nicht  nur  bei  uns,  sondern  auch  im  Aus- 
land die  Bedingungen  des  Zustandekommens  des  freien 
Lohnvertrages  fortwährend  mit  jenen  Folgen,  welche  für 
den  Fall  der  Nichteinhaltung  des  Vertrages  oder  der  sich 
daran  knüpfenden  sozialpolitischen  Beschränkungen  die 
Parteien  treffen.  Daraus  fehlerhafte  Schlüsse  auf  die  Ver- 
tragsfreiheit zu  ziehen  und  auf  dieser  Grundlage  die  sozialen 
Gesetzschöpfungen  anzugreifen,  ist  zum  mindesten  ein  un- 
wissenschaftliches Vorgehen.  Es  ist  zweifellos,  daß  die 
rechtliche  Organisation  der  freien  Lohnarbeit  die  Versäum- 
nisse der  individuellen  Wirtschaftsepoche  sehr  fühlt  und 
heute  nicht  nur  bei  uns,  sondern  auch  im  Auslande  am 
Beginne  des  Anfangs  ist  und  nach  Gestaltungen  strebt,  in 
deren  Rahmen  alle  Errungenschaften  der  individuellen 
Wirtschaftsepoche,  wie  auch  jene  wirtschaftlichen  und 
sozialpolitischen  Verfügungen  Platz  finden,  welche  berufen 
sind,  die  in  den  Arbeitsverhältnissen  des  individuellen  Pro- 
duktionssystems teilweise  eingerissene  Anarchie  aus- 
zuschließen. In  früheren  Zeiten  hat  die  Kritik  vornehmlich 
in  den  Arbeiterschutzverfügungen  die  Beschränkung  der 
Vertragsfreiheit  gesehen;  heute  sieht  sie  diese  eher  in  den 
Verfügungen,  die  sich  auf  die  Sicherung  des  ungestörten 
Ganges  der  Produktion  beziehen.  Aber  weder  die  eine 
noch  die  andere  Beschränkung  berührt  das  Wesen  des  Ar- 
beitsvertrages. Wenn  der  Gesetzgeber  für  den  Arbeiter 
die  sonntägliche  Arbeitsruhe  sichert,  wenn  er  die  Arbeitszeit 
bestimmt  usw.,  so  ist  das  nur  ein  untergeordneter  Teil  des 


Da  jedoch  die  Zeit  den  Standpunkt  der  ungarischen  Staatsmänner  gerecht- 
fertigt hat,  ist  heute  nicht  nur  Preußen  genötigt,  sich  mit  dem  Vertrags- 
buche landwirtschaftlicher  Arbeiter  zu  beschäftigen,  sondern  auch  die 
Kantone  der  freien  Schweiz  schaffen  zur  Ausschließung  der  die  nationale 
Produktion  viel  weniger  gefährdenden  industriellen  Streiks  ein  Gesetz. 
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Arbeitsvertrages,  der  ebenso  viel  mit  der  Beschränkung  der 
Vertragsfreiheit  zu  tun  hat,  wie  die  die  Feuergefährlichkeit 
einer  Fabrik  verringernden,  obligatorisch  vorgeschriebenen 
Einrichtungen  mit  dem  Vertrag  zu  tun  haben,  den  der 
Fabrikant  mit  dem  Käufer  seiner  Warenartikel  schließt. 
Beide  Beschränkungen  lassen  sich  in  Geld  ausdrücken  und 
kommen  in  den  Preisen  zur  Geltung,  aber  sie  berühren 
nicht  das  Wesen  der  Verträge.  "  i^^ 


So  wie  der  Arbeitgeber  es  weiß,  daß  ihn  bei  Aufnahme 
des  Arbeiters  soziale  Beschränkungen  belasten,  so  weiß  es 
auch  der  Arbeiter  sehr  gut,  oder  sollte  es  wenigstens  wissen, 
daß,  wenn  er  einen  qualifizierten  Arbeitsvertrag  abschließt, 
dessen  Einhaltung  oder  Bruch  unter  eine  ganz  andere  Be- 
urteilung fällt,  als  wenn  er  für  Taglohn  seine  Arbeitskraft 
für  einen  oder  zwei  Tage  zur  Verfügung  stellt.  Von  einer 
Verletzung  der  Vertragsfreiheit  oder  von  einer  materiellen 
Verletzung  der  freien  Lohnarbeit  kann  daher  keine  Rede 
sein,  wenn  das  Gesetz  die  ordnungsgemäß  zustande  ge- 
kommene Vereinbarung  bei  gewissen  Arbeiterkategorien 
eines  besonderen  Schutzes  teilhaftig  werden  läßt. 

Dieser  Auffassung  pflegt  man  allgemein  genommen 
das  Argument  entgegenzusetzen,  daß  der  Arbeiter  mangels 
eines  Reservekapitals  gezwungen  ist,  seine  Körper- 
kraft um  jeden  Preis  feilzubieten,  da  er 
sonst  Hungers  stirbt.  Aber  auch  dieses  Argument  hat  nur 
relativen  Wert.  Bei  jeder  volkswirtschaftlichen  Einheit 
bedeutet  es  etwas  anderes,  und  jede  Änderung  der  Kon- 
junktur hebt  seine  Geltung  auf.  In  Ungarn  und  in  allen 
modernen  Staaten  Europas  herrscht  gegenwärtig  in  der 
Landwirtschaft  Arbeitermangel,  und  es  kann  daher  auch  der 
unqualifizierte  Arbeiter  frei  unter  den  Arbeitsmöglichkeiten 
wählen.  Wenn  er  daher,  anstatt  eine  nur  kurz  dauernde 
Beschäftigung  zu  suchen,  eine  auf  solidere  Basis  auf- 
gebaute, qualifizierte  Arbeit  übernimmt,  dann  kann  man 
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auf  Grund  des  Argumentes  ,, Hunger  und  Elend**  nicht  die 
Freiheit  des  Vertragswillens  in  Zweifel  ziehen. 

Besonders  unhaltbar  ist  dieses  Argument  bei  den 
landwirtschaftlichen  Dienstboten.  Diese  Beschäftigung  zieht 
in  Ungarn  die  Elite  der  landwirtschaftlichen  Arbeiterklasse 
an  sich,  denn  außer  der  dauernden  Bindung  gewährt  sie 
auch  eine  sichere  Existenz,  und  aus  dem  fleißigen,  geschickten 
und  vertrauenswürdigen  Dienstboten  kann  mit  der  Zeit  ein 
Altknecht  werden,  welche  Beschäftigung  bereits  dem  Wir- 
kungskreise der  landwirtschaftlichen  Beamten^  nahe  steht. 


1  In  Ungarn  kennen  wir  im  großen  folgende  landwirtschaftliche 
Dienstboten-Kategorien:  A.  Beim  Großgrimdbesitz:  i.  den  Altknecht, 
der  zur  Aufsicht  verwendet  wird,  aber  kein  selbständiges  Verfügungsrecht 
hat,  das  Haupt  der  Dienstboten;  2.  Ackerknechte,  die  Wärter  der  Zug- 
tiere, meistens  der  Ochsen;  ihnen  sind  2  bis  4  Paar  Ochsen  zugeteilt. 
Zu  diesem  Beschäftigungszweig  gehörende  Differenzierungen:  Alt- 
knechte, mit  gebesserter  (höherer)  Bezahlimg,  lange  dienende  Knechte, 
die,  wenn  sie  auch  dieselbe  Arbeit  leisten  wie  die  andern,  daneben  nicht 
selten  mit  der  Aufsicht  über  alle  Knechte  betraut  sind;  Kleinknechte, 
denen  nur  eine  halbe  Konvention  gebührt,  gewöhnlich  jüngere  Burschen, 
die  als  Aushelfer  neben  den  Knechten  solche  Arbeit  leisten,  die  wegen  der 
leichten  Natur  des  Arbeitskreises,  teurere,  erfahrenere  Arbeiter  nicht 
beansprucht.  3.  Kutscher,  die  mit  der  Wartimg  der  Pferde  imd  Gespanne 
betraut  sind.  Es  gibt  Paradekutscher,  die  Herrschaftsgespanne  lenken, 
mehr  ein  innerer  Dienstbote;  Kutscher  zur  Personenbeförderung,  die 
meistens  die  Gespanne  des  verfügenden  Personals  versorgen,  endlich 
Ackerkutscher,  deren  Arbeitskreis  beinahe  der  gleiche  ist,  wie  der  der 
Knechte,  nur  mit  dem  Unterschied,  daß  ihnen  die  Wartung  der  Pferde 
anvertraut  ist.  4.  Feldhüter,  deren  Aufgabe  die  Bewachung  der  Wirtschaft 
ist.  Sie  rekrutieren  sich  meistens  aus  gealterten  Dienstboten;  diese  Be- 
schäftigimg hat  den  Charakter  einer  Ruheversorgung.  Feldhüter,  Nacht- 
wächter, mit  der  Reinhaltung  des  Hofes,  auch  mit  der  Bewachung  des 
Obstes  betraute  Hausknechte  usw.  gehören  hierher.  5.  Dienstboten 
für  einen  speziellen  Wirtschaftszweig:  bei  Milchwirtschaften  der  Kuh- 
hirt, der  die  Milch  manipuliert  imd  die  Arbeit  der  Melker  kontrolliert, 
der  Futterschneider,  dessen  spezielle  Aufgabe  die  mit  großer  Verantwort- 
lichkeit verbundene  Arbeit  der  Futterbereitung  ist;  der  Rinderhirt,  der 
auf  weiter  abliegenden  Weiden  die  einzelnen  Rinder  hütet,  der  Schafhirt, 
der  Pferdehirt,  der  Schweinehirt,  die  auf  die  Schafherden,   die  Gestüte, 
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Außerdem  ist  der  Verdienst  des  landwirtschaftlichen  Dienst- 
boten bedeutend  höher  als  das  Jahreseinkommen  anderer 
landwirtschaftlicher  Arbeiter. 

Nach  den  Daten  der  landwirtschaftlichen  Arbeitslohn- 
statistik des  Jahres  1908^  beträgt  der  Jahresverdienst  der 
männlichen  landwirtschaftlichen  Arbeiter:  456  K;  der  weib- 
lichen landwirtschaftlichen  Arbeiter:  261  K;  der  Kinder: 
142  K.  Eine  Arbeiterfamilie  (gerechnet  Mann,  Frau, 
erwachsene  Tochter  und  ein  über  12  Jahre  altes  Kind) 
verdient  11 20  K.  —  Ein  landwirtschaftlicher  Dienstbote 
bekommt  im  Durchschnitt  630  K  Jahreslohn  teils  in  Bar- 
geld, teils  in  Naturalien.  Der  Verdienst  einer  typischen 
landwirtschaftlichen  Bedienstetenfamilie  beträgt  jährlich 
1294  K.  Diese  Daten  scheinen  auf  den  ersten  Blick  die 
Annahme  zu  bekräftigen,  daß  eine  Vertragsfreiheit  des 
Arbeiters  nicht  existiert,  da  er  für  den  niedrigsten  Lohn  sich 
der  Arbeit  unterziehen  muß,  wenn  er  nicht  Hungers  sterben 


die  Schweineherden  achten,  zum  Unterschied  von  diesen  der  Kuh-  und 
Schweinehüter,  denen  nur  der  tägliche  Austrieb  des  Viehs  auf  die  Weide 
und  deren  Bewachung,  nicht  aber  deren  selbständige  Wartung  anvertraut 
ist.  Die  diesen,  wie  auch  den  früheren  beigegebenen  Peitschenburschen 
sind  nur  Halbsöldler.  (Die  Gänsehirten,  meistens  kleine  Mädchen,  er- 
halten keine  Konvention,  sondern  nur  Monatslohn.)  Die  Wildhüter 
der  Forste,  die  Gärtner,  die  Winzer  haben  ebenfalls  als  Jahresdienstboten 
ihren  speziellen  Arbeitskreis.  B.  In  kleineren  Wirtschaften:  i.  Kutscher, 
die  auch  die  Stelle  des  Knechtes  ausfüllen,  denn  neben  den  Pferden 
muß  er  auch  für  das  Hornvieh  sorgen;  gewöhnlich  ledige,  aber  schon 
militärpflichtige,  vollkräftige  Männer.  2.  Der  Knecht  für  alles,  ein  zur 
Hilfe  dem  Kutscher  beigegebener  Dienstbote  unter  18  Jahren  mit  halbem 
Lohn.  3.  Seltener  findet  der  Ackerknecht  Beschäftigung.  4.  Die  speziellen 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Alföld,  wo  die  Gemeinde  weit  ab 
von  dem  Schauplatz  der  Wirtschaft  liegt,  haben  eine  neue  Dienstboten- 
kategorie geschaffen,  den  Tanyenknecht,  der  Sommer  und  Winter  auf 
der  Puszta  wohnt,  das  ständig  dort  weilende  Vieh  wartet  und  alle  Wirt- 
schaftsarbeiten versieht.  Er  ist  gewöhnlich  ein  Jahresdienstbote  mit 
Familie.     Ihre  Zahl  ist  bedeutend. 

^  V.  Buday:  Aktuelle  Fragen.   Budapest  1909. 
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will.  Wie  kann  man  heute,  bei  der  großen  Teuerung,  von 
paar  hundert  Kronen  leben  ?  Den  Schlüssel  zu  diesem  Rätsel 
bieten  zwei  Begriffe  der  Wirtschaftsgeschichte.  Der  ungari- 
sche landwirtschaftliche  Arbeiter  lebt  ebenso  wie  ein 
großer  Teil  der  Kleinbauer,  auch  heute  noch  in  der  Ära 
der  Familien  und  Naturalwirtschaft.  Abgerechnet  die  paar 
Stücke  Kleider,  die  er  sich  außerhalb  verschafft  und  die 
in  der  Reihe  seiner  Ausgaben  einen  der  bedeutendsten 
Posten  bilden,  produziert  er  alles  innerhalb  seines  eigenen 
Haushaltes  und  erspart,  beziehungsweise  sichert  sich  selbst 
jene  namhaften  Prozente,  die  ein  anderer  Konsument  an 
eine  ganze  Reihe  von  Vermittlern  bezahlt.  Der  landwirt- 
schaftliche Dienstbote  und  der  Arbeiter  ist  einer  der  wich- 
tigsten Faktoren  der  modernen  kapitalistischen  Produktion, 
und  trotzdem  ist  noch  heute  sein  Haushalt  gemäß  den  Grund- 
prinzipien der  Naturalwirtschaft  eingerichtet. 

In  Hinsicht  auf  die  Erwerbsverhältnisse  lebt  er  in  der 
Epoche  der  Familienwirtschaft.  Mit  diesem  Umstände  hat 
bisher  weder  die  offizielle  Arbeitslohnstatistik^  noch  die 
die  Lage  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  untersuchende 
Wissenschaft  gerechnet.  Die  Statistik  berücksichtigt  nur 
den  Erwerb  des  Familienhauptes,  daran  denkt  sie  aber  nicht, 
daß  das  Einkommen  desselben  pater  familias  durch  die  im 
Hause  oder  außer  dem  Hause  geleistete  Arbeit  der  Frau 
und  der  Kinder  vermehrt  wird.  Das  Konventionalfeld, 
welches  in  der  Konvention  nur  mit  dem  Pachtpreis,  das  ist 
durchschnittlich  mit  4  bis  5%  des  Bodenwertes,  berechnet 
wird,  bringt  als  gewöhnliches  Maisfeld  17  bis  20  %  Erträgnis, 
als  Melonen-  oder  Grünzeugfeld   aber   in  besseren  Jahren 


1  Dieser  Statistik  macht  man  von  gewisser  befangener  Seite  den 
Vorwurf,  daß  sie  die  Lage  der  Arbeiter  beschönige.  Wenn  ich  die  Wahrheit 
bekennen  soll,  glaube  ich  eher  das  Gegenteil,  denn  es  steht  nicht  im 
Interesse  der  Grundbesitzer,  höhere  Löhne  auszuweisen  als  die  tat- 
sächlichen, da  doch  die  Arbeiter  im  nächsten  Jahre  mit  der  Berufung 
auf  den  Ausweis  die  höheren  Löhne  verlangen  würden. 


—      24     — 

und  unter  günstigen  Verwertungsverhältnissen  auch  40  bis 
50  %^.  Der  Maisanteil  usw.  fungiert  in  den  Lohnaus- 
weisen nur  im  Verkehrswert,  gewinnt  aber  bei  Gebrauch 
zur  Schweinemästung  vier-  bis  fünffachen  Wert.  Und  was 
sollen  wir  zu  der  Geflügelhaltung  sagen,  die  eine  der  Ein- 
kommenquellen der  Dienstbotenfrauen  bildet  und  die  fast 
ohne  jede  Ergänzung  die  Kosten  der  'Winterkleidung 
bringt.  Wir  können  daher  kühn  annehmen,  daß  das  Ein- 
kommen einer  viergliedrigen  Familie  das  Einkommen  des 
Dienstboten  verdoppelt  und  daß  jedes  weitere  Familien- 
mitglied, sofern  es  nicht  krank  oder  verkrüppelt  ist,  eine 
Vermehrung  des  Einkommens  um  20  bis  30  %  bedeutet, 
während  die  Erhaltungskosten  bei  mehreren  Personen  ver- 
hältnismäßig niedriger  sind  als  bei  zwei  oder  drei  Personen, 
der  Verdienst  aber  in  die  Kasse  des  Familienoberhauptes 
fließt. 

Man  pflegt  noch  eine  andere  gewichtige  Einwendung 
in  Hinsicht  der  Vertragsfreiheit  des  Arbeiters  zu  machen, 
und  zwar  dessen  Unerfahrenheit  dem  Arbeit- 
geber gegenüber  bei  dem  Vertragsabschluß.  Diese 
Einwendung  ist  nicht  stichhaltig.  Wenn  man  die  Intelligenz, 
die  Geschicklichkeit  der  Parteien  bei  jedem  Rechtsgeschäfte 
zum  Gegenstand  der  Beurteilung  machen  würde,  dann  würde 
unser  ganzes  Rechtsleben  rasch  zusammenstürzen,  dann 
dürften  nur  Mitglieder  einer  und  derselben  Gesellschafts- 
klasse miteinander  in  ein  Vertragsverhältnis  treten;  es 
könnte  eventuell  sogar  ein  zwischen  einem  Arzte  und  einem 
Advokaten  geschlossener  Vertrag  verwickelter  rechtlicher 
Natur  unter  dem  Titel  angefochten  werden,  daß  der  erstere 
zu  wenig  orientiert  in  den  den  Gegenstand  des  Vertrages 
bildenden  Geschäften  sei.  Den  Zusammensturz  des  ganzen 
modernen    Wirtschaftslebens     würde      die       konsequente 


^  Die  Dienstboten  einer  Herrschatt  im  Pester  Komitate  haben  im 
Jahre  1905  aus  je  einem  Joch  Melonenfeld  200  K  pro  Kopf  eingenommen.. 
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Durchführung  des  Prinzips  nach  sich  ziehen,  daß  bei  einem 
Vertragsabschluß  die  soziale  Situation  der  Parteien  zum 
Gegenstand  der  Erwägung  zu  machen  sei,  das  Endergebnis 
aber  wäre  eine  Beschränkung  der  Rechtsfähigkeit  der 
unteren  sozialen  Klassen,  wenn  auch  nicht  de  jure,  so  doch 
de  facto. 

Nach  dieser  kurzen  Abschweifung  wollen  wir  unter- 
suchen, welche  Garantien  das  neue  Dienstbotengesetz  für 
die  Freiheit  des  Vertragsschlusses  gewährt.  Vor  allem 
spricht  es  ebenso  wie  Gesetz- Art.  XIII:  1876  aus,  daß  die 
Parteien  den  Dienstvertrag  in  freier  Vereinbarung  schließen. 
Jene  Beschränkungen,  die  sich  vom  Gesichtspunkte  des 
Arbeiterschutzes  auf  einen  Teil  der  Vertragsbedingungen 
beziehen  (Kaufzwang,  Vorverkaufsverbot  usw.),  berühren 
ebenso  wenig  die  Vertragsfreiheit  wie  jene  Verfügung,  daß 
der  Dienstgeber  dem  Dienstboten  auf  dessen  Wunsch  einen 
Lohnbrief  zu  geben  verpflichtet  ist. 

Eine  viel  wichtigere  Neuerung  des  Gesetz- Art.  XLV: 
1907  im  Hinblick  auf  die  Vertragsfreiheit  ist  die  nicht  ge- 
bührend gewürdigte  Verfügung,  der  gemäß  im  Falle,  wenn 
der  Vater  oder  der  Vormund  ohne  genügenden  Grund  seine 
Einwilligung  dazu  verweigert,  daß  sich  ein  Minderjähriger 
als  Dienstbote  verdinge,  die  Vormundschaftsbehörde  die 
Einwilligung  ergänzungsweise  geben  kann.  Bereits  der 
§  7  des  Gesetz- Art.  XIII:  1876  enthielt  eine  dahingehende 
Verfügung,  daß  der  Minderjährige,  der  sich  verdingen  will, 
gegen  das  unbegründete  Verbot  des  gesetzlichen  Vertreters 
geschützt  werde.  Diese  Verfügung  hatte  jedoch  den  empfind- 
lichen Mangel,  daß  die  die  Gründe  der  Verweigerung  be- 
urteilende Behörde  insofern  nicht  hiezu  qualifiziert  war, 
als  die  in  Dienstbotenangelegenheiten  kompetente  Behörde 
erster  Instanz  weder  die  Kenntnis  der  materiellen  noch  der 
moralischen Verantwortlichkeit,noch  auch  die  zur  Beurteilung^ 
einer  solchen  Sache  notwendigen  praktischen  Erfahrungen 
in  dem  Ausmaße  besitzt  wie  die  Vormundschaftsbehörde^ 
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welche  den  Standpunkt  des  gesetzlichen  Vertreters  besser 
zu  würdigen  versteht,  andererseits  aber  das  Vorhandensein 
der  Vorbedingungen  des  die  Vertragsfreiheit  des  Minder- 
jährigen sichernden  Selbstbestimmungsrechtes  präziser  und 
unbefangener  beurteilen  kann. 

Im  Interesse  der  Erweiterung  und  Sicherung  der  Ver- 
tragsfreiheit hat  das  neue  Gesetz  auch  einien  Spättrieb  des 
familiären    Produktionssystems    des    landwirtschaftlichen 
Dienstboten   abgeschnitten,    und   damit   ist   jenes   Grund- 
prinzip des  Systems  der  freien  Lohnarbeit,  daß  jedermann 
sich  nur  selbst  zu  irgendeiner  persönlichen  Dienstleistung 
verpflichten  kann,  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen 
Arbeit  in  weitestem  Umfange  gesichert.   Bisher  hat  nämlich 
das  Familienhaupt,  als  es  sich  als  Dienstbote  verdang,  zu 
Lasten  seiner  Bezüge  auch  die  Mitglieder  seiner  Familie  in 
sehr    vielen    Gegenden    Ungarns    dazu    verpflichtet,    dem 
Dienstgeber  eine  gewisse,  vorher  bestimmte  Arbeit  zu  leisten, 
teils  als  Gegenwert  der  Konvention  des  Dienstboten  (innere 
Hausarbeit),  teils  gegen  besondere  Entlohnung.    Nach  dem 
neuen  Gesetz  müssen  der  Dienstgeber  und  die  Familien- 
mitglieder des  Dienstboten  besondere  Arbeitsverträge  schlie- 
ßen, und  berühren  derartige  Arbeitsverträge  das  Rechts- 
verhältnis zwischen  dem  Dienstgeber  und  dem  Dienstboten 
überhaupt  nicht.     Daß  die  Familienwirtschaft  des  Dienst- 
boten trotz  der  besonders  abzuschließenden  Verträge  auch 
weiter    fortdauern    wird,    daß    die    gemeinsame    Sammel- 
büchse, in  die  der  Verdienst    der  Familienmitglieder    des 
Dienstboten    fließt,    auch    weiterhin    zur    Verfügung    des 
Familienhauptes  bleibt,  das  weiß  jeder,  der  die  konservative 
Lebensauffassung  der  ungarischen  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiter kennt.   Das  Gesetz  verfolgte  damit,  daß  es  den  Willen 
des  Familienhauptes  nicht  mehr  als  gleichwertig  mit  den 
Vertragsabschlüssen   mit   den   Familienmitgliedern   ansah, 
nicht  den  Zweck,  die  Familienbande  zu  lockern  und  die 
alte  Produktionseinheit  zu  zertrümmern,  sondern  es  wollte 
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alle  jene  Beschwerden  beheben,  die  überall  zu  finden  sind, 
wo  die  beiden  vertragschließenden  Teile  über  die  Arbeits- 
kraft eines  dritten  verfügen. 

Eine  wichtige  Schutzwehr  der  Vertragsfreiheit  ist  auch 
der  unten  noch  ausführlicher  behandelte  §  57,  demgemäß 
mit  Haft  bis  zu  60  Tagen  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  400  K 
jener  zu  bestrafen  ist,  der  den  Dienstboten,  der  sich  zu  ver- 
dingen geneigt  ist,  deshalb,  weil  er  sich  verdingen  will, 
mit  Worten  oder  tätlich  beleidigt  oder  bedroht.  Daß  diese 
Verfügung  notwendig  war,  haben  die  Arbeiterbewegungen 
der  letzten  Jahre  gerechtfertigt,  bei  denen  die  mit  terro- 
ristischen Mitteln  erfolgte  Zurückhaltung  der  sich  verdingen- 
den Dienstboten  von  dem  Vertragsabschlüsse  eine  übliche 
Erscheinung  war.  Daß  man  in  einem  Rechtsstaate  die  Ver- 
tragsfreiheit der  Arbeitswilligen  gegen  jeden,  von  welcher 
Seite  immer  kommenden  Angriff  schützen  müsse,  ist  ein 
solches  Elementarprinzip,  welches  nicht  nur  die  Gesetz- 
gebung Ungarns,  sondern  auch  die  allermodernsten 
Staaten  anerkannten  und  teils  im  Strafgesetzbuch,  teils 
durch  besondere  Gesetze  sicher n^. 

Viele  sehen  in  gewissem  Grade  eine  Beschränkung  der 
Vertragsfreiheit  in  jener  Verfügung  des  neuen  Dienstboten- 
gesetzes, daß  der  Vertrag,  falls  nicht  ausdrücklich  etwas 
anderes  ausgesprochen  ist,  als  für  ein  Jahr  geschlossen 
anzusehen  ist,  ferner  die  Verfügung  des  §  40,  der  gemäß  der 
Jahresvertrag,  wenn  auch  vor  dessen  Ablauf  keine  der 
Parteien  erklärt,  daß  sie  den  Vertrag  nicht  erneuern  wolle, 


^  Auch  eine  Erweiterung  der  Vertragsfreiheit:  nach  dem  alten 
Gesetze  konnte  die  Hausfrau  einen  verheirateten  äußeren  (landwirt- 
schaftlichen) Dienstboten  in  der  Regel  nicht  aufnehmen,  das  war 
das  Recht  des  Mannes.  Diesbezüglich  enthält  das  neue  Gesetz 
keine  Verfügung  und  erweitert  daher  stillschweigend  die  Vertrags- 
fähigkeit der  Frau.  Die  sächsische  Dienstbotenordnung  (§  7),  die 
preußische  (§  3),  die  mecklenburgische  (§  4)  enthalten  gleichfalls 
spezielle  Verfügimgen, 
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unter  den  gleichen  Bedingungen  für  ein  weiteres  Jahr  ver- 
längert gilt. 

Der  ersten  Einwendung  gegenüber  ist  es  nicht  not- 
wendig, das  Gesetz  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Freiheit 
der  Vertragsschließung  besonders  in  Schutz  zu  nehmen. 
Sogar  die  Laien  wissen,  daß  die  Periode  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  ein  Jahr  ist  und  sich  daher  auch  in  jenen 
Beziehungen,  die  mit  der  periodischen  landwirtschaftlichen 
Arbeit  nicht  in  direkter  Beziehung  stehen,  dieser  Zeit- 
einteilung streng  anpaßt.  Ein  Ausdruck  dieser  Anpassung 
ist  auch  der  Jahrestypus  des  Dienstbotenvertrages,  welchen 
die  Gewohnheit  längst  geheiligt  hat,  so  daß  Dienstverträge 
mit  kürzerem  Ablauf  nur  zum  Ersatz  eines  vor  dem  Tag 
des  Dienstbotenwechsels  erloschenen  Dienstverhältnisses 
beziehungsweise  zur  Erfüllung  solcher  Dienstleistungen 
geschlossen  werden,  deren  Wichtigkeit  im  Verhältnis 
zu  dem  ordentlichen  Dienstbotendienst  von  untergeordneter 
Bedeutung  ist.  Wenn  daher  das  Gesetz  den  Jahr  es  vertrag 
mangels  anderer  Bedingnisse  als  Typus  hingestellt  hat, 
so  folgte  er  damit  nicht  nur  dem  Beispiel  des  §  60  des  Gesetz- 
Art.  Xlir.  1876  und  der  meisten  ausländischen  Dienstboten- 
Ordnungen^,   sondern   es   erhob   zu  positivem   Recht   jene 


^  Steirische  Dienstbotenordnung  §  9,  Dienstbotenordnung  für  das 
Litorale  §  9,  in  Deutschland:  Preußen  §  41,  Sachsen  §  19,  Baden  §  3  ver- 
fügen dahin,  daß  mangels  anderer  Vertragsvereinbarung  der  landwirt- 
schaftliche Dienstbotenvertrag  als  für  ein  Jahr  geschlossen  zu  betrachten 
ist.  Hier  halten  wir  es  für  notwendig,  da  die  entsprechenden  gesetzlichen 
Verfügungen  des  Auslandes  in  folgenden  ständig  bezogen  werden,  den 
Umfang  des  zu  berücksichtigenden  Materials  zu  bestimmen.  England 
hat  keine  Dienstbotenordnung,  als  Statute  law,  der  durch  richterliche 
Entscheidungen  auf  diesem  Gebiete  geschaffenen  Rechtsbrauch  (common 
law)  aber  ist  nicht  so  systematisch  und  leicht  zugänglich,  daß  er  zu  Zwecken 
der  Vergleichung  benützt  werden  könnte.  Frankreich  hat  keine  Dienst- 
botenordnimg,  die  richtimggebenden  allgemeinen  Rechtsvorschriften  sind 
im  Code  civil  zu  finden;  ein  entwickeltes,  zur  Vergleichimg  geeignetes 
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Präsumption  des  Gewohnheitsrechtes,  daß  der  Wille  der 
vertragschließenden  Parteien  in  allen  solchen  Fällen,  in 
denen  die  Dauer  der  Dienstzeit  nicht  bestimmt  bezeichnet 
ist,  sich  auf  die  Einheit  der  Wirtschaftsperiode  beziehe. 

Die  stillschweigende  Verlängerung  des  Vertrages  durch 
Versäumnis  des  Kündigungstermins  berührt  die  Vertrags- 
freiheit überhaupt  nicht,  denn  sie  ist  keine  Beschränkung 
der  Willensäußerung,  sondern  eine  ihrer  Formen,  welche 
nicht  nur  bei  dem  Rechtsverhältnis  zwischen  Dienstgeber 
und  Dienstboten,  sondern  auch  bei  allen  anderen  Vertrags- 
verhältnissen vorkommt,  ohne  daß  es  jemandem  in  den 
Sinn  käme,  wegen  dieser  passiven  Art  des  Vertragsschlusses 
sich  über  eine  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  der  Par- 
teien zu  beklagen.  Bei  dem  Wohnungsmietvertrag  beispiels- 
weise, welcher  eine  der  verbreitetsten  und  an  Bedeutung  fort- 
während zunehmenden  Vertragsgestaltungen  ist,  geht  die 


Rechtssystem  gibt  es  also  auch  da  nicht.  Um  so  reicher  sind  die  Triebe 
der  einschlägigen  deutschen  und  österreichischen  Rechtsschöpfung:  fast 
jede  Provinz  hat  ihre  eigene  Dienstbotenordnung.  Es  ist  nicht  nur  über- 
flüssig, sondern  es  wäre  auch  ein  die  Arbeit  des  Lesens  überaus  erschweren- 
der Versuch,  all  diese  oft  nur  in  einigen  unwesentlichen  Punkten  ab- 
weichende Operate  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  zitieren.  Deshalb  berück- 
sichtigen wir  anstatt  der  fünfundzwanzigerlei  österreichischen  Dienst- 
botenordnungen nur  die  nach  Dr.  Hugo  Morgenstern  („Die  in  Österreich 
geltenden  Dienstbotenordnungen"  S.  i)  als  Vorbild  der  Dienstboten- 
ordnungen für  Dörfer  (ausschließlich  wirtschaftlicher  Beziehung)  dienende 
Dienstbotenordnung  des  Litorale  (1857)  und  die  die  neuere  Rechtsent- 
wicklung aufweisende  steirische  Dienstbotenordnung  (1895).  Damit 
gewinnen  wir  nach  Morgenstern  volle  Übersicht  über  die  österreichischen 
Dienstbotenordnungen.  Von  den  deutschen  Dienstbotenordnimgen  haben 
wir  nach  den  Daten  Dr.  Wilhelm  Kählers  („Gesindewesen  und  Gesinderecht 
in  Deutschland")  als  Muster  aller  deutschen  Dienstbotenordnungen  mit 
Ausnahme  der  bayrischen  und  gothaischen  imd  als  auch  heute  im  größeren 
Teile  des  Reiches  (für  fast  eine  Million  Dienstboten)  geltendes  Recht  die 
preußische  Dienstbotenordnung  vom  Jahre  18 10  in  Berücksichtigung 
gezogen.  Daneben  auch  die  Dienstbotenordnungen  von  Mecklenburg, 
Sachsen,  Hessen,  Baden,  Württemberg,  Bayern  usw.,  auf  Grund  der 
erwähnten  Arbeit. 
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Willensäußerung  der  Parteien  regelmäßig  durch  Versäumnis 
der  Kündigungsfrist  vor  sich.  Von  dieser  allgemeinen 
Rechtsnorm  gerade  bei  dem  Rechtsverhältnis  zwischen 
Dienstboten  und  Dienstgeber  eine  Ausnahme  zu  statuieren, 
wäre  nicht  begründet.  Daß  aber  die  Parteien  möglicher- 
weise den  Kündigungstermin  vergessen  können,  das  braucht 
man  nicht  zu  befürchten.  Das  Leben  des  Dienstgebers, 
besonders  aber  das  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters,  ist 
nicht  so  aufregungsreich  wie  das  des  Städters.  Er  hat  Zeit, 
alles  zu  überdenken,  und  in  seinem  Leben  gehen  so  wenig 
Änderungen  vor  sich,  daß  man  sich  den  Fall,  er  könnte 
den  für  sein  Geschick  so  bedeutungsvollen  Termin  zur 
Kündigung  seines  Vertrages  vergessen,  überhaupt  nicht  vor- 
stellen kann.  Im  übrigen  hat  das  Gesetz  auch  dafür  gesorgt, 
daß  diese  stillschweigende  Verlängerung  nur  bei  Jahresver- 
trägen angewendet  werden  kann;  in  jedem  anderen  Falle 
ist  eine  aktive  Willensäußerung  notwendig.  Diese  Ver- 
fügung des  neuen  Gesetzes  ist  kein  Novum:  die  auf  die 
Schließung  des  Arbeitsvertrages  gerichtete  stillschweigende 
Willensäußerung  erkennen  der  §  6i  des  alten  Dienstboten- 
gesetzes ebenso  wie  die  entsprechenden  Gesetze  des  Aus- 
landes allgemein  an^. 

Eine  Ausnahme  von  diesem  allgemein  akzeptierten 
Rechtsprinzip  bilden  nur  jene  Dienstbotenordnungen,  bei 
denen  die  Vertragsschließung  unter  besonderen  Formali- 
täten vor  sich  geht,  unter  anderem  auch  die  Dienstboten- 
ordnung von  Steiermark,  deren  Ausgangspunkt  der  Leih- 
kauf ist.  Die  Aufnahme  erfolgt  durch  Hingabe  eines  An- 
geldes, und  dessen  Beleg  bildet  das  von  der  Gemeindevor- 
stehung  ausgefertigte  Angeldblatt,  welches  der  Dienstbote 
dem  Dienstgeber  zu  übergeben  verpflichtet  ist.    In  welchem 

^  §  27  der  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale,  §111  Preußen, 
§  4  Baden,  §  8  Hessen  usw.,  der  §  64  der  sächsischen  Dienstbotenordnung 
gestattet  nicht  die  stillschweigende  Verlängerung  des  landwirtschaftlichen 
Dienstbotenvertrages. 
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Ausmaße  die  steiermärkische  Dienstbotenordnung  die  An- 
wendung dieses  Hilfsmittels  bei  der  Willensäußerung  der 
Parteien  in  Anspruch  nimmt,  geht  aus  dem  vorletzten 
Absatz  des  §  5  dieser  Dienstbotenordnung  hervor,  dem- 
gemäß ein  Dienstbote,  der  sich  an  mehreren  Orten  verdungen 
hat,  bei  jenem  Dienstgeber  den  Vertrag  zu  erfüllen  hat, 
in  dessen  Besitz  das  Angeldblatt  sich  vorfindet,  voraus- 
gesetzt, daß  der  Leihkauf  zu  der  hierfür  bestimmten  Zeit 
(nach  dem  St.  Michaelstag)  erfolgt  ist.  Der  §11  des  neuen 
ungarischen  Dienstbotengesetzes  betrachtet  demgegenüber 
das  Angeld  nur  als  eventuelles  Accessorium,  von  dem  die 
Willensäußerung  der  Parteien  unabhängig  ist,  und  der  letzte 
Absatz  des.  §  58  sagt  deutlich,  daß  der  Dienstbote  bei  jenem 
Dienstgeber  den  Vertrag  zu  erfüllen  verpflichtet  ist  —  natür- 
lich, wenn  dieser  es  annimmt  —  mit  dem  er  regelrecht 
zuerst  den  Vertrag  geschlossen  hat. 

Daß  diese  symbolische  Art  des  Vertragsabschlusses 
die  Freiheit  der  Willensäußerung  viel  stärker  berührt  als 
die  durch  Versäumnis  des  Kündigungstermines  zustande 
gekommene  Vertragsart,  geht  nicht  nur  aus  der  den  Grund- 
prinzipien des  Privatrechtes  widersprechenden  Tatsache 
hervor,  daß  bei  Beurteilung  der  Geltung  des  Vertrages  im 
Falle  einer  Verdingung  bei  mehreren  Dienstgebern  nicht 
die  Reihenfolge,  sondern  der  Besitz  eines  mit  der  Willens- 
äußerung nur  äußerlich  zusammenhängenden  Symbols  maß- 
gebend ist,  —  sondern  noch  mehr  aus  jener  Verfügung, 
welche  den  Leihkauf  vor  einem  bestimmten  Termin  ver- 
bietet. Ein  logischer  Ausfluß  des  Leihkaufes,  als  einer 
den  freien  Lohnvertrag  zustande  bringenden  Handlung,  ist 
die  Verfügung,  welche  den  Zeitpunkt  der  Vertragsschließung 
fixiert,  denn  sonst  wäre  das  Angeld  bei  einzelnen  spora- 
dischen Verträgen,  Dienstbotenwechseln  ein  ebenso  un- 
selbständiges, nebensächliches  Zeichen  für  das  Zustande- 
kommen des  Vertrags,  wie  im  ungarischen  Recht,  ob  dieser 
nun  mit  der  Übergabe  des  Angeldblattes  verknüpft  oder 


i 
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ohne  eine  solche  bewirkt  würde.  Eine  weitere  logische 
Konsequenz  des  Leihkaufes  ist,  daß  ein  ohne  Übergabe 
des  Angeldblattes  oder  vor  dem  St.  Michaelstag  zustande 
gekommener  Leihkauf  rechtsungültig  ist  und  daß  nach 
§  35  der  steirischen  Dienstbotenordnung  die  Parteien  straf- 
bar sind. 

Überflüssig,  das  weitere  auszuführen,  in  welchem 
Maße  die  Beschränkung  des  den  Vertrag  ersetzenden  Leih- 
kaufes auf  die  Herbstmonate  die  Vertragsfreiheit  des  vor 
der  Arbeitslosigkeit  im  Winter  zurückschreckenden  land- 
wirtschaftlichen Arbeiters  materiell  beeinflußt.  Aus  dem 
eben  Gesagten  geht  hervor,  daß  die  allgemein  angenommene 
passive  Form  des  Vertragsabschlusses  die  Vertragsfreiheit 
des  Arbeiters  weniger  beschränkt  wie  jenes  System,  bei 
dem  der  Vertragsabschluß  an  gewisse  Formalitäten  ge- 
knüpft ist. 


Die  verschiedenen  Rechtsauffassungen  und 

Rechtssysteme  in  alten  und  neuen  ungarischen 

Dienstbotengesetzen 

Das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Dienstboten  und 
dem  Dienstgeber  beruht,  wie  ich  schon  oben  erwähnt 
habe,  auf  einem  qualifizierten  Vertrag.  Diesen  Stempel 
drückt  ihm,  wie  das  Fritz  Biloff  in  seinem  Werke 
,, Vertragsbruch  und  Strafrecht**^  sehr  vortrefflich  ausführt, 
das  über  den  Kreis  der  Vertragsparteien  hinausreichende 
und  an  die  pünktliche  Einhaltung  des  Vertrages  geknüpfte 
öffentliche  Interesse  auf,  und  deshalb  verlangt  er  von  der 
Staatsgewalt  einen  mächtigeren  Schutz  als  den  privat- 
rechtlichen. Bezeichnend  für  den  Dienstbotenvertrag  ist 
einerseits  die  Natur  der  zu  leistenden  Arbeit,  die  unter- 
geordnetere Dienstleistung  im  Hause  oder  in  der  Landwirt- 
schaft, andererseits  die  Natur  der  bedungenen  Gegenleistung 
des  Dienstgebers,  welche  nicht  nur  in  der  Bezahlung  des 
Arbeitslohnes,  sondern  auch  in  bestimmten  Naturaldienst- 
leistungen  (Verpflegung,  Pflege  im  Krankheitsfall  usw.) 
und  in  der  Aufnahme  in  die  häusliche  Gemeinschaft  be- 
steht. Neben  dem  Interesse  der  beiden  vertragschließenden 
Parteien  knüpft  sich  an  die  pünktliche  Erfüllung  des 
Vertrages  das  höhere  Interesse,  das  einerseits  die  soziale 
Lage  des  Dienstboten,  welcher  nicht  nur  seine  Arbeits- 
kraft ununterbrochen  im  Interesse  des  Dienstgebers,  sondern 


^  Graz  1905.    S.  40  bis  48. 
Czettler,  Landw.  Gesinde 
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auch  einen  großen  Teil  seiner  Persönlichkeit  und  seiner 
im  weiteren  Sinne  genommenen  Freiheit  opfert,  durch  diese 
weitreichende  Unterordnung  nicht  gefährdet  werde,  anderer- 
seits aber  die  Vertrauensunwürdigkeit  oder  das  vertrags- 
widrige Betragen  des  Dienstboten  nicht  die  hausherrliche 
Macht  des  Dienstgebers  und  die  Sicherheit  seiner  Familie 
schädige,  beziehungsweise  gefährde.  Kurz  bei  der  Schaffung 
des  Rechtsverhältnisses  zwischen  dem  Dienstgeber  und 
dem  Dienstboten  spielt  nicht  nur  das  die  pünktliche  Er- 
füllung der  im  Vertrage  bedungenen  Arbeit  und  der  Lohn- 
ausfolgung  geknüpfte  gegenseitige  Vertrauen  eine  Rolle, 
sondern,  darüber  hinausgehend,  das  schriftlich  nicht  aus- 
drückbare höhere  Vertrauen,  welches  berufen  ist,  die  Par- 
teien als  aufeinander  angewiesene  Arbeitsgenossen  zu 
verknüpfen  und  dessen  Stütze  auf  der  einen  Seite  die  Treue, 
der  gute  Wille,  das  Streben  und  die  Vertrauenswürdigkeit 
des  Dienstboten,  auf  der  anderen  Seite  die  menschliche 
gute  Behandlungsweise  des  Dienstgebers  ist. 

Abgesehen  von  dieser  gewissermaßen  ethischen  Seite 
des  Dienstboten  Vertrages  macht  das  öffentliche  Interesse, 
welches  sich  an  die  Sicherung  des  ungestörten  Ganges  der 
nationalen  Produktion  knüpft,  das  Rechtsverhältnis  zwi- 
schen dem  Dienstboten  und  dem  Dienstgeber  gleichfalls 
zu  einem  qualifizierten.  Den  Händen  des  landwirtschaft- 
lichen Dienstboten  ist  ein  namhafter  Teil  des  National- 
vermögens anvertraut,  und  zwar  nicht  nur  Güter  für  den 
Genuß,  sondern  auch  einer  der  wichtigsten  Zweige  des 
umlaufenden  landwirtschaftlichen  Kapitals,  die  Wartung 
der  Viehbestände.  Es  trifft  nicht  nur  den  unmittelbar  inter- 
essierten Eigentümer,  wenn  durch  gewissenlose  Behand- 
lung das  Vieh  in  Gefahr  gerät,  sondern  auch  den  Verbrauch 
des  ganzen  Landes,  denn  wenn  die  Nachlässigkeit  unter 
den  Bediensteten  um  sich  greift,  werden  die  Preise  der 
Lebensmittel  im  ganzen  Lande  in  die  Höhe  getrieben. 
Ebenso  steht  es  mit  der  Acker-  und  Saatarbeit,  welche  zwar 
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nicht  in  dem  Maße  qualifizierte  Arbeitsleistung  ist,  wie  die 
Wartung  des  Viehs  (da  bei  jener  nicht  von  einer  mit  Beauf- 
sichtigung von  Werten  kombinierten  Arbeit,  sondern  von 
Arbeitsleistung  im  eigentlichen  Sinne  genommen  die  Rede 
ist,  die  zu  kontrollieren  viel  leichter  erscheint),  aber  auch 
diese  beeinflußt  bedeutend  die  Quantität  der  Jahrespro- 
duktion. Andererseits  knüpft  sich  auch  ein  öffentliches 
Interesse  daran,  daß  die  landwirtschaftliche  Dienstboten- 
klasse, welche  die  Basis  der  Wehrkraft  der  Nation  bildet  und 
am  meisten  die  natürliche  Vermehrung  repräsentiert,  sich 
im  Besitze  all  jener  materiellen  Vorbedingungen  befinde, 
die  sie  zur  Erfüllung  dieser  beiden  hohen  Berufe  quali- 
fizieren. 

Die  früheren  Dienstbotengesetze,  ebenso  bei  uns  wie 
im  Auslande,  haben  dieses  an  den  Dienstbotenvertrag  sich 
knüpfende  moralische  und  materielle  Interesse  hinreichend 
dadurch  geschützt  gesehen,  daß  sie  den  Dienstboten  zum 
Mitgliede  des  Hausgesindes  des  Dienstgebers  machten  und 
ihm  gegenüber  das  häusliche  Disziplinarrecht  des  Dienst- 
gebers in  weitem  Maße  sicherten,  aber  dem  Vertrage  staat- 
lichen Schutz  nur  dann  gewährten,  wenn  der  Dienstbote 
sich  auf  irgend  eine  Weise  der  häuslichen  Disziplin  ent- 
ziehen wollte.  Die  mit  der  Entwicklung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  Hand  in  Hand  gehende  soziale  Umgestaltung 
hat  jedoch  den  Schutz  des  öffentlichen  Interesses  bei  dem 
qualifizierten  Arbeitsvertrag  in  der  alten  patriarchalischen 
Gestalt  unmöglich  gemacht.  Einerseits  stand  schon  der 
die  Grundlage  des  Rechtsverhältnisses  der  beiden  Parteien 
bildende  freie  Lohnvertrag  selbst  im  Widerspruch  zu  dem 
Prinzip,  daß  der  Schutz  der  öffentlichen  Interessen  der 
Einsicht  des  einen  Vertragsteiles  anvertraut  werde,  anderer- 
seits aber  griff  auf  beiden  Seiten  der  vertragschließenden 
Parteien  der  Geist  um  sich,  der  der  Erreichung  größerer 
Vorteile  wegen  leicht  geneigt  war,  den  ethischen  Inhalt 
des  Dienstverhältnisses  aufzuopfern.     Der  Gesetz- Art.  11: 

3* 
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1898  und  die  diesem  folgenden  Arbeitergesetze  haben  be- 
reits den  Standpunkt  eingenommen,  daß  die  Staatsgewalt 
einerseits  die  Ungestörtheit  der  nationalen  Produktion, 
andererseits  die  berechtigten  Interessen  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiterklasse  schützen  müssen,  da  die  vertrag- 
schließenden Parteien  dieselben  nicht  mehr  gebührend 
sichern  können.  Vielen  mag  dieses  Vordringen  der  staat- 
lichen Einmengung  in  ein  neues,  bisher  von  der  staatlichen 
Fürsorge  kaum  berührtes  Gebiet  als  eine  sehr  kühne  Neue- 
rung erscheinen.  Wenn  aber  mit  dem  Forschritt  des  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Lebens  sich  aus  dem  Stammes- 
frieden der  Justizdienst,  die  Rechtssicherheit  des  modernen 
Staates  entwickelt  hat,  dann  mußte  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Arbeiterverhältnisse  die  Staatsgewalt  die  Rechtssicher- 
heit schaffen. 

Der  Standpunkt  des  neuen  landwirtschaftlichen  Dienst- 
botengesetzes ist,  wie  das  dessen  dem  Reichstage  vorgelegter 
Motivenbericht  ausführt,  daß  die  Vertragsteile  frei,  ohne 
jede  Beeinflussung  in  ein  Vertragsverhältnis  treten  können, 
daß  ihre  Rechte,  ihre  Verbindlichkeiten  auf  Grund  des  Ver- 
trages gleichwertig  seien  und  daß  über  sie  der  Staat  un- 
parteiisch Wache  hält,  indem  er  durch  seine  Tätigkeit  die 
Gehässigkeit,  die  Bitternis  des  Mißtrauens  und  das  Gefühl 
der  Ungerechtigkeit  des  Mißbrauches  unter  den  Parteien 
ausschließt. 

Die  wichtigste  Verfügung  des  neuen  Dienstboten- 
gesetzes in  dieser  Richtung  war  die  bedeutende  Einschrän- 
kung der  häuslichen  Disziplin.  Da  aus  dem  Gesetze  voll- 
ständig jene  Verfügung  des  §  2  Gesetz- Art.  XII;  1876 
fehlt,  der  entsprechend  der  Dienstbote  zum  Mitgliede  des 
Hausgesindes  des  Dienstgebers  wird,  mußte  man  auch  die 
Konsequenzen  daraus  ziehen.  Nach  dem  neuen  Gesetze 
gebührt  das  häusliche  Disziplinarrecht,  im  Gegensatz  zu 
dem  alten  Dienstbotengesetz,  dem  Dienstgeber  nur  gegen- 
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über  dem  minderjährigen  Dienstboten  bis  zum  i8.  Lebens- 
jahr^ 

Auch  hier  gebührt  ihm  nicht  mehr  deshalb  das  Recht, 
weil  das  an  die  Vertragserfüllung  geknüpfte  öffentliche 
Interesse  einen  Schutz  des  Dienstgebers  dem  minderjährigen 
Dienstboten  gegenüber  verlangt,  sondern  ausschließlich  aus 
dem  Gesichtspunkte  der  Erziehung,  auf  Grund  der  über- 
tragenen väterlichen  Gewalt  des  Vaters  des  Dienstboten, 
in  streng  umschriebenen  Grenzen.  ,, Diese  Verfügung 
war  —  nach  der  Begründung  des  Gesetzes  —  deshalb  not- 
wendig, weil  der  Minderjährige  dadurch,  daß  er  in  den 
Dienst  tritt,  sich,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch 
faktisch  von  der  Disziplin  des  Elternhauses  unabhängig 
macht  und  daher,  wenn  das  Gesetz  nicht  für  den  Ersatz 
der  häuslichen  Disziplin  Sorge  trägt,  leicht  die  Gefahr 
eintreten  kann,  daß  seine  Unmannbarkeit,  seine  Uner- 
fahrenheit  oder  die  schlechte  Gesellschaft  seine  moralische 


^  Die  Sanktion  dieser  Verfügung  ist  außer  der  Strafverfügung  im 
§  46  Punkt  b)  enthalten,  welcher  im  Falle  der  tätlichen  Insultierung 
den  Dienstboten  zum  sofortigen  Verlassen  des  Dienstes  berechtigt.  Nach 
den  meisten  österreichischen  Dienstbotenordnungen  wird  der  Dienstbote 
durch  den  Diensteintritt  Mitglied  der  Hausgemeinschaft  und  wird  daher 
unter  die  besondere  Disziplin  des  Dienstgebers  gestellt.  (Dienstboten- 
ordnung für  das  Litorale  §  17,  steirische  Dienstbotenordnung  §  14)^ 
welcher  verpflichtet  ist,  den  Dienstboten  zu  einem  moralischen  und  an- 
ständigen Benehmen  zu  verhalten,  und  wenn  ernste  Mahnungen,  Vorhalte 
oder  andere  sanfte  Mittel  der  Zurechtweisung  nichts  nützen,  berechtigt 
ist,  auch  strengere  Mittel  der  häuslichen  Disziplin  in  Anwendung  zu 
bringen,  jedoch  in  einer  die  Gesimdheit  des  Dienstboten  nicht  gefährdenden, 
gemäßigten  Weise  (das  Züchtigimgsrecht  fehlt  in  der  steirischen  Dienst- 
botenordnung). Die  deutschen  Dienstbotenordnungen  kannten  ebenfalls 
hinlänglich  das  Züchtigungsrecht,  bis  das  Bürgerliche  Reichsgesetzbuch 
dieses  Recht  nicht  ausdrücklich  brach.  Preußische  Dienstbotenordnimg 
§  77  indirekt;  pommersche  §  58,  Sachsen-Meiningen  §  19  direkt.  Über 
die  häusliche  Disziplin  gegenüber  dem  minderjährigen  Dienstboten  ver- 
fügen die  braunschweigische  Dienstbotenordnimg  §  20,  die  sächsische 
Dienstbotenordnung  §  43,  die  reußische  Dienstbotenordnung  §  43. 
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Entwicklung  in  eine  schiefe  Richtung  lenken,  eventuell 
sogar  seine  körperliche  Integrität  aufs  Spiel  gesetzt  wird." 
Im  übrigen  ist  mir  bekannt,  daß  auch  §  95  des  Einführungs- 
gesetzes zu  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche 
Reich  die  Übertragung  des  im  zweiten  Absätze  des  §  1631 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  enthaltenen  elterlichen  Dis- 
ziplinarrechtes auf  den  Dienstgeber  gestattet^. 

Auch  sonst  ist  die  Ausübung  dieses  Rechtes  in  strengen 
Grenzen  umschrieben.  Schon  die  Feststellung  des  18.  Jahres 
als  Altersgrenze  enthält  eine  gewisse  Beschränkung.  Für 
diese  Feststellung  war  jene  Verfügung  des  ungarischen 
Gewerbegesetzes  maßgebend,  nach  welcher  die  Minder- 
jährigen nach  Erfüllung  ihres  18.  Lebensjahres  mit  Ein- 
willigung ihres  Vaters,  beziehungsweise  mit  der  von  der 
Vormundschaftsbehörde  bestätigten  Einwilligung  ihres  Vor- 
mundes, selbständig  ein  Gewerbe  betreiben  können.  Auch 
diese  Verfügung  beweist,  daß  das  Dienstbotengesetz  nur 
vom  Gesichtspunkte  der  Erziehung  das  Disziplinarrecht 
gegenüber  dem  Minderjährigen  gewährt.  Punkt  c)  des 
§  58  des  Dienstbotengesetzes  beschränkt  schon  mit  absoluter 
Wirkung  den  Mißbrauch  des  Disziplinarrechtes.  Danach 
begeht  derjenige  Dienstgeber,  der  mit  dem  jugendlichen 
Dienstboten  grausam  verfährt,  eine  Übertretung  und  ist 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Kronen  zu  bestrafen.  Im 
übrigen  befreit  auch  der  §  313  des  Strafgesetzbuches  nur 
dann  den  Dienstgeber  von  der  Anklage  der  leichten  Körper- 
verletzung, wenn  er  die  sinngemäßen  Grenzen  der  häus- 
lichen Disziplin  nicht  überschritten  hat^. 

^  Siehe  Elster;  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  S.  973.  Gesinde- 
verhältnis. In  Bezug  auf  den  minderjährigen  Dienstboten  tritt  die  von 
dem  Dienstgeber  zu  erfüllende  Erziehungspflicht  sehr  deutlich  in  der 
sächsischen  Dienstbotenordnung  hervor,  wonach  ein  wegen  schwerer 
Verletzung  der  Rechtsordnung  Verurteilter  minderjährige  Dienstboten 
nicht  halten  darf. 

2  Auch  §  10  Gesetz- Art.  XX:  1877  über  die  Vormimdschaft  und 
Kuratel  zieht  entsprechende  Schranken. 
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Das  neue  Gesetz  verbietet  aber  nicht  nur  die  Tätlichkeit 
gegenüber  dem  Dienstboten,  sondern  auch  jene  milde  Form 
des  Disziplinarrechtes  des  Dienstgebers,  welche  bisher  eine 
Selbstjustiz  des  Dienstgebers  in  Worten  und  Ausdrücken 
gestattete.  §  45  Gesetz- Art. :  1876  besagt:  ,,Der  Dienstbote 
hat  die  Befehle  des  Dienstgebers  mit  Achtung  und  Hin- 
gebung entgegenzunehmen,  Ausdrücke  und  Handlungen, 
welche  außerhalb  des  Rahmens  der  Familie  und  des  Haus- 
gesindes unter  anderen  Personen  als  beleidigend  betrachtet 
werden  können,  begründen  in  Bezug  auf  den  Dienstgeber 
nicht  die  Präsumption,  daß  er  den  Dienstboten  in  seiner 
Ehre  zu  verletzen  beabsichtigt  hätte.**  Dieser  Verfügung 
gegenüber  lautet  der  entsprechende  §  33  des  neuen  Gesetzes: 
,,Der  Dienstgeber  kann  den  Dienstboten,  der  seine  Pflichten 
verletzt,  als  Mitglied  seines  Hausgesindes  rügen."  Damit 
ist  dem  Dienstgeber  nicht  nur  das  Recht  der  körperlichen 
Züchtigung  genommen,  sondern  auch  die  Möglichkeit,  den 
Bediensteten  straflos  in  seiner  Ehre  zu  verletzen,  denn  bei 
der  Gerichtsverhandlung  steht  nicht  mehr  jene  im  alten 
Dienstbotengesetz  enthaltene  Rechtspräsumption  hinter  ihm, 
daß  er  mit  beleidigenden  Ausdrücken  den  Dienstboten  in 
seiner  Ehre  zu  verletzen  nicht  beabsichtigte^. 

Eine  weitere  Beschränkung  des  Selbstjustizrechtes  des 
Dienstgebers  schafft  die  Streichung  der  Geldbuße  und  des 

^  Wenn  wir  damit  die  ausländischen  Dienstbotenordnimgen  ver- 
gleichen, sehen  wir  in  der  Dienstbotenordnung  für  das  österreichische 
Litorale  im  §  17  dem  Dienstgeber  ein  beinahe  unbeschränktes  Disziplinar- 
recht gesichert.  Die  §§  77,  78  und  79  der  preußischen  Dienstbotenordnimg, 
die  §§  51  u.  f.  der  oldenburgischen  Dienstbotenordnung  statuieren  nicht 
nur  die  obige  Rechtspräsumption,  sondern  beschränken  auch  das  Klage- 
recht des  Dienstboten.  Letzteres  ist  zwar  seit  dem  Inslebentreten  des 
RStGB.  strittig  geworden,  die  Praxis  hält  jedoch  nach  dem  zitierten 
Werke  Kählers  daran  fest.  Übrigens  sichert  §  193  des  RStGB.  den 
durch  den  Dienstgeber  angewendeten  Rügen  imd  Schelten,  sofern  die 
Absicht  einer  Ehrenbeleidigung  aus  der  Form  der  Erklärung  oder  aus 
den  Umständen  nicht  hervorgeht,  auch  in  dem  Fall  Straflosigkeit,  wenn 
sie  den  offenbaren  Charakter  einer  Ehrenbeleidigung  haben. 
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Lohnabzuges.  Bei  uns  ist  die  Ordnungsbuße,  das  ist  der 
Abzug  eines  Teiles  des  Lohnes  als  Strafe  ohne  richterliches 
Urteil  auf  kurzem  Wege,  eine  eingewurzelte  Gewohnheit, 
die  nicht  nur  bei  dem  Rechtsverhältnisse  zwischen  Dienst- 
geber und  Dienstboten  bisher  vorkam,  sondern  in  allen 
Zweigen  des  öffentlichen  Dienstes  heimisch  ist !  Es  ist  zwar 
richtig,  daß  der  Amtsleiter  mit  der  Bemessung  der  Strafe 
direkt  das  öffentliche  Interesse  schützt,  während  der  Dienst- 
geber das  nur  indirekt  tut,  da  ihm  in  erster  Reihe  sein  eigenes 
Interesse  vor  Augen  schwebt,  deshalb  ist  zwischen  der 
von  ihm  bemessenen  Geldstrafe  und  der  amtlichen  Ord- 
nungsbuße im  Wesen  kein  Unterschied.  Indem  daher  das 
neue  Dienstbotengesetz  in  dem  §  46  Gesetz- Art.  XIII: 
1876  die  Geldbuße  und  den  Lohnabzug  verbietet,  hat  es 
nicht  nur  die  Dienstboten  der  Selbstjustiz  des  Dienst- 
gebers entzogen,  sondern  ist  damit  zu  einem  Bahn- 
brecher jener  Rechtsentwicklung  geworden,  die  die 
Ordnungsbuße  früher  oder  später  auch  von  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  Dienstes  verdrängen  wird. 

Aber  nicht  nur  die  strafende  Selbstjustiz  hat  das  neue 
Gesetz  mit  starken  Schranken  umgeben,  sondern  auch  den 
privatrechtlichen  Teil  derselben.  Indem  es  vor  allem  die 
volle  Konsequenz  jener  neuen  Situation  gezogen  hat,  daß 
künftighin  der  Dienstgeber  eine  behördliche  Funktion  gegen- 
über dem  Dienstboten  nicht  ausüben  kann,  beziehungs- 
weise, daß  der  Staat  die  bezüglichen  Rechte  des  Dienst- 
gebers in  ihrer  Gesammtheit  übernommen  hat,  hat  es  den 
Dienstboten  der  demütigenden  Verpflichtung  enthoben, 
seinen  Genossen  bei  sonstiger  Schadenersatzpflicht  an- 
zuzeigen^. Es  hat  ferner  dem  Dienstgeber  das  Recht  ent- 
zogen, im  Falle  eines  Verdachtes  die  Effekten  des  Dienst- 


^)  §  39  Gesetz- Art.  XIII:  1876,  Dienstbotenordnung  für  das  östef' 
reichische  Litorale  §,  14  2.  und  4.  Absatz.  Steirische  Dienstbotenordnung 
§  15,  vorletzter  Absatz.  Preußische  Dienstbotenordnung  §§  71,  72.  Neu- 
Vorpommern  65  bis  66,  Gotha  21  usw. 
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boten  zu  untersuchen,  kurz  quasi  polizeiliche  Funktionen 
zu  versehen^.  Viel  wichtiger  an  Bedeutung  als  diese  Ver- 
fügung ist  die  Umgrenzung  des  Retentionsrechtes.  Nach 
§  40  Gesetz- Art.  XIII:  1876  ,,kann  der  Dienstgeber  für 
den  durch  den  Dienstboten  zu  ersetzenden  Schaden  jeder 
Art  selbst  den  entsprechenden  Teil  des  Lohnes  des  Dienst- 
boten zurückhalten".  Der  §  47  aber  verpflichtet  den  Dienst- 
boten, wenn  er  die  Retention  für  ungerecht  hält,  Gerechtig- 
keit bei  der  Behörde  zu  suchen. 

Das  neue  Gesetz  hat  mit  Rücksicht  darauf,  daß  bei 
einem  vermögenslosen  Dienstboten  die  einzige  Möglich- 
keit, eine  Entschädigung  zu  erlangen,  in  der  Retention 
besteht,  den  Dienstgeber  zwar  der  letzteren  nicht  beraubt,^^ 
dieselbe  aber  an  solche  Bedingungen  geknüpft,  welche  sie 
gänzlich  des  Charakters  der  Selbstjustiz  entkleiden.  Der 
Dienstgeber  kann  die  Retention  nur  bis  zur  Höhe  des  von 
dem  Dienstboten  angerichteten  Schadens  ausüben,  aber 
auch  das  nur  in  dem  Fall,  wenn  der  Dienstbote  die  Schuld, 
nicht  befriedigt  oder  nicht  gesichert  hat.  Die  Retention 
kann  sich  nur  auf  den  Lohn  des  Dienstboten  und  auf  seine 
sonstigen  Bezüge  erstrecken,  und  auch  davon  sind  die 
Wohnung,  das  Brennmaterial  und  die  Alimentation  aus- 
genommen. Praktisch  ist  jedoch  die  wichtigste  Beschrän- 
kung der  Selbstjustiz,  die  Verfügung,  daß,  sofern  der  Dienst- 
bote sich  mit  der  Retention  nicht  zufrieden  gibt,  der  Dienst- 
geber verpflichtet  ist,  zur  Feststellung  seiner  Forderungen 
innerhalb  acht  Tage  nach  der  Retention  vor  der  zuständigen. 
Behörde  das  Verfahren  einzuleiten^. 

*  §  44  Gesetz- Art.  XIII:  1876,  Dienstbotenordnung  für  das  öster- 
reichische Litorale  §  15,  steirische  Dienstbotenordnung  §  14,  vorletzter 
Absatz;  sächsische  Dienstbotenordnung  §  42,  Reuß  §  42,  Sachsen- 
Meiningen  §  9  usw.  Die  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  verpflichtet, 
im  §  16  den  Dienstboten  auch  dazu,  daß  er  vor  seinem  Abgang  seine 
Fahrnisse  dem  Dienstgeber  auf  dessen  Wunsch  vorweise. 

^  Das  Retentionsrecht  im  weiteren  Umfang  kennen  die  ausländischen 
Dienstbotenordnungen.      So  ist  schon  die  nachträgliche  Lohnzahlung». 


—     42    — 

Schließlich  erwähne  ich  noch  eine  Verfügung  des  neuen 
Gesetzes  von  verhältnismäßig  geringer  Bedeutung,  welche 
ebenfalls  beweist,  daß  der  Gesetz- Art.  XLV:  1907  den 
Dienstgeber  als  eine  mit  den  Dienstboten  gleichrangige 
Vertragspartei  betrachtet  und  dessen  Herrengewalt  nur  im 
Interesse  des  Dienstes  anerkennt,  das  ist  die  Abschaffung 
der  Qualifizierung.  Das  Dienstbotenbuch,  welches  bisher 
gemischt  als  Mittel  der  behördlichen  Funktion  und  der  für 
den  Dienstgeber  zu  gebenden  Qualifizierung  (§  75  altes 
Dienstbotengesetz)  diente,  dient  nunmehr  ausschließlich  als 
Legitimation  für  das  Zustandekommen  oder  Aufhören  des 
Vertrages,  aber  es  ist  nach  §  52  des  neuen  Gesetzes  für 
Qualifizierungszwecke  nicht  mehr  zu  benutzen^. 


von  welcher  beispielsweise  die^steirische  Dienstboten  Ordnung  §  16  eine 
ganze  Skala  aufweist»  nichts  anderes  als  die  Retention  des  Lohnes  nicht 
für  den  Fall  eines  bereits  angerichteten  offenkundigen  Schadens,  sondern 
für  jenen  nur  möglichen  Fall,  daß  der  Dienstbote  durch  seinen  Abgang 
dem  Dienstgeber  Schaden  zufüge.  Darauf  deutet  auch  der  Motivenbericht 
des  steirischen  Gesetzes,  welcher  den  Vorteil  der  vierzigprozentigen  Lohn- 
zahlung in  den  Sommer-  und  der  fünfundzwanzigprozentigen  in  den 
Frühjahrs-  und  Herbstmonaten  gegenüber  der  zehnprozentigen  in  den 
Wintermonaten  für  den  Dienstboten  darin  erblickt,  daß  die  Taglöhner- 
arbeit  im  Winter  weniger  gesucht  wird.  §  20  der  steirischen  Dienstboten- 
ordnimg  gestattet  im  Falle  der  Waffenübung  ausdrücklich  die  Retention 
seines  zweimonatlichen  Lohnes  zur  Sicherung  dessen,  daß  der  Dienstbote 
nach  beendeter  Übimg  wieder  zurückkehre.  Zur  Sicherung  der  Ein- 
haltung des  Vertrages  gestatten  §  7  der  Badener  Dienstbotenordnung, 
§  8  der  Hessener,  §  16  der  Sachsen-Meininger  usw.  eine  fünfimdzwanzig- 
bis  fünfzigprozentige  Lohnretention. 

^  Nach  §  36  der  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  füllt  die  Quali- 
fikationsrubriken des  Dienstbotenbuches  die  Gemeindevorstehung  aus, 
jedoch  auf  Grund  des  Zeugnisses  des  Dienstgebers.  §30 
der  steirischen  Dienstbotenordnung  verpflichtet  den  Dienstgeber  direkt 
zur  Qualifizierung.  Die  nassauische  Dienstbotenordnung,  die  braim- 
schweigische  §  4,  die  Koburger  §  67  usw.  machen  ebenfalls  die  Quali- 
fikation obligatorisch.  Die  preußische  Dienstbotenordnung  §  171,  Han- 
nover §  65,  Oldenburg  §  92  usw.  gestatten  dieselbe,  die  preußische  Dienst- 


Die  Verpflichtungen  der  Bediensteten. 

Wir  haben  aus  dem  früheren  Abschnitte  ersehen,  wie 
das  neue  Gesetz  jene  Beschränkungen  der  freien  Lohn- 
arbeit vernichtet  hat,  die  in  der  im  Interesse  des  höheren 
Schutzes  des  Dienstbotenvertrages  gestatteten  häuslichen 
Disziplin,  Selbstjustiz  usw.  wurzelten.  Bevor  wir  unter- 
suchen, welche  wirksameren  Mittel  das  Gesetz  statt  dieser 
unhaltbaren  Schutzmittel  zum  Schutze  des  öffentlichen 
Interesses  durch  staatliche  Einmengung  gewählt  hat, 
wollen  wir  einen  Blick  darauf  werfen,  wie  sich  der  der 
freien  Einsicht  der  Parteien  überlassene  Teil  des  Dienst- 
verhältnisses gestaltet  und  wie  hierbei  die  Rechtsgleich- 
heit der  Parteien  zur  Geltung  kommt.  Wie  wir  schon  oben 
erwähnt  haben,  bringt  der  freie  Wille  der  Parteien,  den  der 
Staat  in  keiner  Weise  zu  beeinflussen  wünscht,  den  Dienst- 
vertrag zustande.  Sobald  einmal  der  Vertrag  zustande 
gekommen  ist,  schützt  der  Staat  denselben  beziehungs- 
weise dessen  Erfüllung  mit  dem  ganzen  Gewicht  seines 
Ansehens  und  seiner  Macht.  Er  fordert  vor  allem,  daß  die 
Erfüllung  des  Vertrages  in  der  gehörigen  Zeit  von  beiden 
Parteien  begonnen  werde.  In  gewissen  Fällen  wäre  es 
jedoch  nicht  angebracht,  den  Beginn  des  abgeschlossenen 
Vertrages  zu  fordern;  diese  Fälle  (siehe  Kap.  2  dieser  Studie) 
zählt  das  Gesetz  taxativ  auf  und  überläßt  es  dem  Ermessen 


botenordnung  §§  174,  175,  die  braunschweigische  §  4,  die nsissauische  §  21, 
die  sächsische  §  5  machen  sogar  dritten  Personen  gegenüber  den  Dienst- 
geber für  den  Schaden  verantwortlich  (überdies  bestrafen  sie  ihn),  welchen 
er  durch  ein  bewußt  unwahr  ausgestelltes  gutes  Zeugnis  verursacht  hat. 
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der  Parteien,  ob  sie  die  übernommenen  Verpflichtungen 
einzuhalten  wünschen  oder  nicht.  Zu  bemerken  ist,  daß 
der  Entschluß  der  Parteien  einer  formellen  und  einer 
materiellen  Beschränkung  unterworfen  ist.  Die  erstere 
besteht  darin,  daß  der  Teil,  der  die  Einwendung  geltend 
machen  will,  den  anderen  Teil  innerhalb  acht  Tage,  von 
der  zur  Kenntnisnahme  des  Grundes  gerechnet,  verständigt, 
die  letztere  aber  sichert  der  anderen  Partei  das  Recht  der 
Appellation  an  die  Behörde.  Wenn  wir  übrigens  die  Auf- 
lösungsgründe zusammenfassen,  sehen  wir,  daß  diese  für 
beide  Teile  gleichmäßig  festgestellt  sind.  Vier  Punkte 
decken  sich  inhaltlich  vollständig,  bei  den  übrigen  aber 
war  der  Gesichtspunkt  richtunggebend,  daß  das  von  dem 
Dienstgeber  in  die  Treue  des  Dienstboten  gesetzte  Vertrauen 
als  gleichwertig  mit  der  dienstlichen  Verpflichtung  des 
Dienstboten,  beziehungsweise  mit  jenem  Interesse  betrachtet 
wird,  welches  den  Dienstboten  an  sein  Heim  knüpft.  Wie 
der  Dienstgeber  im  Falle  der  berechtigten  Abnahme  des 
Vertrauens  nicht  verpflichtet  ist,  den  Dienstboten  auf- 
zunehmen, so  ist  auch  der  Dienstbote  nicht  verpflichtet, 
in  den  Dienst  zu  treten,  wenn  solche  Gründe  auftauchen, 
die  sein  Verbleiben  zu  Hause  unvermeidlich  notwendig 
machen. 

Dem,  der  die  ungarischen  landwirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse nicht  näher  kennt,  wird  es  ein  wenig  merkwürdig 
erscheinen,  daß  der  Dienstgeber  die  Aufnahme  des  Dienst- 
boten auch  dann  verweigern  kann,  wenn  er  gegen  die  Treue, 
das  sittliche  Betragen  des  Hausgesindes  solche  begründete 
und  schwerwiegende  Einwände  geltend  machen  kann,  die 
ihm  zur  Zeit  der  Abschließung  des  Vertrages  nicht  bekannt 
waren.  Die  Erklärung  dieser  Verfügung  gibt  der  vorletzte 
Absatz  des  §  14  des  neuen  Gesetzes,  wonach  der  Dienst- 
geber insolange  nicht  verpflichtet  ist,  den  Dienstboten  und 
seine  Familienangehörigen  aufzunehmen,  solange  diese  an 
irgendeiner  ansteckenden  Krankheit  leiden.      Ein  ansehn- 
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licher  Teil  der  ungarischen  landwirtschaftlichen  Dienst- 
boten, beinahe  die  Hälfte,  235  924  Männer  und  2606  Frauen, 
zusammmen  demnach  238  530  verheiratete  und  mit  Familie 
gesegnete  Personen  wandern,  abgerechnet  demnach  die 
von  den  größeren  Bauern  gehaltenen  Kutscher,  mit  dem 
ganzen  Hausgesinde  auf  das  Gut  des  Dienstgebers^.  Wenn 
daher  der  Dienstgeber  einer  ganzen  Familie  zu  seinem  Ver- 
mögen Zulaß  gewährt,  so  muß  er  nicht  nur  zu  der  Treue 
des  Familienhauptes  Vertrauen  hegen,  sondern  er  muß  auch 
nach  der  Richtung  feste  Überzeugung  gewinnen,  daß  die 
Angehörigen  des  Dienstboten  die  Wertobjekte  seiner  Wirt- 
schaft nicht  nach  und  nach  vernichten  oder  vielleicht  gar 
entfremden  werden.  :■ 

Bei  der  Aufhebung  des  Vertrages  durch  einmonatliche 
Kündigung,  wie  auch  bei  der  Vertragsauflösung  ohne 
Kündigung  waren  die  gleichen  Gesichtspunkte  richtung- 
gebend wie  bei  dem  §  14  (siehe  Kap.  2) ,  der  von  dem  Beginne 
enthebt;  hier  kommen  jedoch  bereits  die  Mangelhaftigkeit 
der  Arbeitserfüllung,  beziehungsweise  die  mangelhafte  Er- 
füllung der  dem  Dienstboten  gegenüber  übernommenen 
Verpflichtungen  natürlich  ebenfalls  zur  Berücksichtigung^. 
Unter  den  sofortigen  Entlassungsgründen  erheischen  nur 


^  Im  Alföld  fungiert  auf  Bauernbesitzen  von  20  bis  100  Joch  der 
Tanyenknecht  als  landwirtschaftlicher  Dienstbote,  welcher  im  Winter 
zusammen  mit  seiner  Familie,  im  Sommer  aber  mit  dem  Dienstgeber 
und  dessen  Familie  zusammen  auf  dem  von  der  Stadt  entfernt  liegenden 
Gute  wohnt 

*  Es  ist  interessant,  zu  erwähnen,  daß  Gesetz- Art.  XLV:  1907  das 
erste,  Dienstverhältnisse  regelnde  Gesetz  in  Ungarn  ist,  welches  jenem 
Wimsche  der  Feministen,  daß  die  Frau  ihrer  Mutterschaft  wegen  aus 
dem  Dienste  nicht  entlassen  werden  kann,  Rechnung  trägt  Während 
§  51  1.  f.  Gesetz- Art  XIII:  1876  den  Dienstgeber  berechtigte,  einem 
schwanger  gewordenen  weiblichen  Dienstboten  zu  kündigen,  kommt 
demselben  nach  dem  neuen  Dienstbotengesetz  ein  solches  Recht  nicht 
zu,  der  Dienstbote  jedoch  ist  auf  Grund  des  §  43d  zur  Kündigung  be- 
rechtigt. 
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der  Vertragsbruch  oder  die  Aufreizung  eines  Arbeitsgenossen 
hiezu,  ferner  die  Aufreizung  gegen  den  Dienstgeber, 
gegen  ein  Mitglied  seiner  Familie,  seinen  Betrauten,  weiters 
Empörung,  schließlich  das  der  Natur  der  Beschäftigung 
diametral  entgegengesetzte,  absichtlich  beleidigende  Be- 
nehmen des  Dienstboten  einige  Beleuchtung.  Das  Gesetz 
hat  diese  Handlung  als  eine  solche  schwere  Verletzung  des 
die  Grundlage  des  Dienstvertrages  bildenden  Vertrauens 
aufgefaßt,  welche  die  weitere  Aufrechterhaltung  des  Rechts- 
verhältnisses nur  in  dem  Falle  möglich  macht,  wenn  die 
Differenzen  zwischen  den  Parteien  in  irgendeiner  Weise 
zum  Ausgleich  kommen.  Der  Staatsgewalt,  die  die  verletzte 
Rechtsordnung  zu  schützen  hat,  war  es  nicht  erlaubt,  die 
freie  Verfügung  der  Parteien  im  Interesse  des  höheren 
moralischen  Grundprinzips  des  Dienstvertrages  in  dieser 
Funktion  zu  vernichten.  Vielleicht  ist  es  überflüssig,  zu 
erwähnen,  daß  bei  der  Aufhebung  des  Rechtsverhältnisses 
die  gleichen  formellen  und  materiellen  Beschränkungen,  wie 
bei  den  Fällen  des  Rücktrittes  vom  Vertrag  die  Parteien 
binden. 

Die  vollständige  Gleichheit  der  Parteien  kennzeichnet 
auch  der  für  den  Fall  der  Auflösung  des  Vertrages  zur 
Anwendung  gelangende  Entschädigungsparagraph  (§  48), 
welcher  ungefähr  die  Mitte  hält  zwischen  der  Einmengung 
der  Staatsgewalt  und  dem  freien  Verfügungsrecht  der  Par- 
teien. Der  Dienstgeber  kann  nur  auf  Grund  einer  Verdin- 
gung, die  auf  Basis  eines  Vertragsbruches  oder  falscher 
Urkunden  erfolgt  ist,  Entschädigung  fordern,  der  Dienstbote 
aber  kann,  im  Falle  er  seinen  Platz  deshalb  verlassen  hat, 
weil  ihm  der  Lohn  nicht  gezahlt  wurde  oder  weil  man  ihn 
hungern  ließ,  nicht  nur  den  Lohn  und  sonstige  Bezüge  für 
die  bereits  zurückgelegte,  sondern  auch  für  die  noch  er- 
übrigende Dienstzeit  verlangen^. 

^  Das  befreit  natürlich  den  Dienstboten  nicht  von  der  Pflicht^  über 
die  ihm  anvertrauten  Gegenstände  pünktlich  abzurechnen  (§  50). 
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Was  ist  demnach  von  jenem  selbstherrlichen  Verhältnis 
übrig  geblieben,  welches  auf  Grund  des  Gesetz- Art.  XIII: 
1876  den  Inhalt  des  Dienstbotendienstverhältnisses  bildete  ? 
Nur  soviel,  als  bei  jedem  solchen  Arbeitsverhältnisse,  wo 
zwischen  der  Handlung  des  Befehlenden  und  des  Voll- 
streckenden eine  Differenz  zutage  tritt,  im  Interesse  des 
ausgesteckten  Zieles  notwendig  erscheint.  Dieses  aus- 
gesteckte Ziel  verlangt  von  dem  landwirtschaftlichen 
Dienstboten  etwas  mehr  als  von  dem  landwirtschaftlichen 
Akkordarbeiter  und  von  dem  Taglöhner.  Nicht  nur  die 
Entfaltung  der  Arbeitskraft  im  Interesse  der  Leistung  einer 
bestimmt  umschriebenen  Arbeit,  sondern  die  Bindung  der 
persönlichen  Dienstleistung,  der  vollen  Ar- 
beitsfähigkeit im  Interesse  der  Produktion  des  Dienstgebers 
charakterisiert  die  Leistung  des  landwirtschaftlichen  Dienst- 
boten, deren  weitere  logische  Folge  ist,  daß  die  Weisungen 
des  Dienstgebers  in  höherem  Grade  wichtig  und  verpflich- 
tend sind,  als  das  bei  anderen  Zweigen  der  Lohnarbeit  der 
Fall  ist.  Von  Seite  des  Dienstgebers  entspricht  dieser  ge- 
steigerten technischen  Unterordnung  eine  gesteigerte  Für- 
sorge, die  sich  nicht  nur  auf  die  pünktliche  Bezahlung  des 
bedungenen  Lohnes,  sondern  auch  auf  solche  Leistungen 
(siehe  VI.  Abschnitt  dieser  Studie)  bezieht,  die  auf  Grund 
eines  einfachen  Lohn  Vertrages  unmöglich  formuliert  werden 
können. 

Diese  Verpflichtungen  des  Dienstgebers  werden  wir 
unten  mitteilen,  um  durch  Zusammenfassung  des  ganzen 
sozialpolitischen  Materials  die  Richtung  des  Arbeiterschutzes 
in  dem  neuen  Dienstbotengesetz  plastischer  zum  Ausdruck 
kommen  zu  lassen.  Unter  den  aus  dem  qualifizierten  Arbeits- 
vertrag fließenden  Pflichten  des  Dienstboten  steht  an  erster 
Stelle,  daß  er,  gemäß  den  Weisungen  des  Dienstgebers,  sich 
der  übernommenen  Arbeit  unterziehe,  daß  er  die  Wirt- 
schaftsordnung einhalte  und  überhaupt  die  im  Vertrage, 
in  den  Gesetzen  und  in  anderen  Rechtsvorschriften  fest- 
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gesetzten  Verpflichtungen  gewissenhaft  erfülle^.  Außerdem 
fordert  die  Natur  der  Dienstleistung  auch,  daß  er  nicht  nur 
die  übernommene  Arbeit,  sondern,  wenn  die  Notwendigkeit 
es  erfordert,  provisorisch  auch  alle  anderen  im  Rahmen  der 
Wirtschaft  vorkommenden  landwirtschaftlichen  Arbeiten 
versehe,  insbesondere  den  kranken  oder  fernweilenden 
Arbeitsgenossen  vertrete  und  bei  Verhütung  einer  Elementar- 
gefahr mit  voller  Kraft  mitarbeite^.  Aus  der  Natur  der  per- 
sönlichen Dienstleistung  fließt  vor  allem  das  Verbot  des 
§  19  des  neuen  Gesetzes,  wonach  der  Dienstbote  ohne  Ein- 
willigung des  Dienstgebers  die  Arbeit  nicht  durch  einen 
anderen  verrichten  lassen  kann,  denn  das  würde  im  Wider- 
spruch stehen  zu  dem  Vertrauen,  welches  dem  Dienstboten 
die  Fürsorge  für  namhafte  Werte  überträgt,  und  das  wäre 
auch  nur  schwer  mit  jener  gleichfalls  aus  der  persönlichen 
Dienstleistung  fließenden  Verpflichtung  zu  vereinigen,  daß 
er  für  jeden  Schaden,  den  er  dem  Dienstgeber  absichtlich 
oder  durch  Fahrlässigkeit,  oder  durch  Verletzungen  der 
Weisungen  des  Dienstgebers  verursacht,  Entschädigung 
schulde.  Eine  weitere  Dienstverpflichtung  der  Dienstboten, 
die  in  enger  Verbindung  mit  der  Entschädigung  steht,  ist 
die  im  §  50  enthaltene  Verpflichtung,  vor  dem  Austritt 
aus  dem  Dienst  über  die  ihm  anvertrauten  Gegenstände 
pünktlich  Rechnung  zu  legen. 

Die  hier  aufgezählten  Pflichten  bilden  die  Gesamtheit 
jener  Dienstverpflichtungen,  die  der  Dienstbote  der  Produk- 
tion Arbeit  schuldet.    Außerdem  jedoch  sind  in  dem  neuen 

^  Nach  §  30  der  sächsischen  Dienstbotenordnung  schuldet  der  Dienst- 
bote dem  Dienstgeber  treue  Untertänigkeit  und  Gehorsam.  Im  §  32  ist 
darüber  hinausgehend  auch  die  Verpflichtung  enthalten,  daß  der  Dienst- 
bote seine  ganze  Zeit  imd  sein  ganzes  Streben  dem  Diensteides  Dienstgebers 
weihe.  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  §  10,  steirische  Dienstboten- 
ordnung §  14. 

'  Preußische  Dienstbotenordnung  §§  57, 60,  sächsische  33,  34,  Meck- 
lenburg 20  bis  23,  Oldenburg  37  bis  39.  Dienstbotenordntmg  für  das 
österreichische  Litorale  §  11,  steirische  Dienstbotenordnung  §  14.  usw. 
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Gesetze  im  Interesse  der  pünktlicheren  Fürsorge  für  die  dem 
Dienstboten  anvertrautenWerte  zwei  aus  der  Quasizugehörig- 
keit zu  dem  Hausgesinde  fließende  Verpflichtungen  ver- 
blieben, und  zwar,  daß  der  Dienstbote  nicht  berechtigt  ist 
über  die  gestattete  Zeit  hinaus  der  Wirtschaft  fern  zu  bleiben 
und  entgegen  dem  Verbot  des  Dienstgebers  nicht  zum  Haus- 
gesinde gehörige  Personen,  wenn  auch  nur  zeitweilig,  in 
seiner  Wohnung  aufzunehmen.  Die  zwei  Verpflichtungen 
stehen  mit  der  Arbeitsleistung  als  solcher  nur  in  indirektem 
Zusammenhang.  Die  erstere  ist  eine  negative  Vorbedingung 
der  im  weiteren  Sinne  genommenen  Dienstbotenarbeit  (auch 
die  Stellvertretung  hierhergerechnet),  die  zweite  jedoch 
berührt  näher  jenes  Hausherrnrecht  des  Dienstgebers,  daß 
niemand  gegen  sein  Verbot  in  seinem  Hause  weilen  könne. 
Gleichfalls  in  Verbindung  mit  dem  hausherrlichen  Ver- 
fügungsrecht steht  der  zweite  Absatz  des  §  13,  obzwar 
bei  dessen  Abfassung  eher  Gründe  veterinärer  Natur  maß- 
gebend^ waren,  daß  nämlich  der  Dienstgeber  die  Haustiere 
des  Dienstboten  nur  dann  aufzunehmen  verpflichtet  ist, 
wenn  diesbezüglich  ein  Übereinkommen  zwischen  ihnen 
zustande  gekommen  ist,  und  wenn  der  Dienstgeber  gegen 
die  Aufnahme  nicht  aus  Veterinären  Rücksichten  auf 
Grund  eines  vom  behördlichen  Tierarzt  ausgestellten  Zeug- 
nisses einen  begründeten  Einwand  geltend  machen  kann. 
Von  den  direkten  Pflichten,  die  sich  auf  die  Dienst- 
leistung des  Dienstboten  bezieht,  wird  wohl  niemand  die 
allgemeine  Norm,  welche  die  Art  der  Erfüllung  der  über- 
nommenen Arbeit  vorschreibt,  zum  Gegenstand  eines  An- 
griffes machen.  Die  Kritik  wendet  sich  vielmehr  gegen  die 
auf  die  Leistung  nicht  übernommener  Arbeiten  bezügliche 
Verpflichtung,  gegen  das  Stellvertretungsverbot  und  gegen 


^    Es  ist  eine  erwiesene  Tatsache,  daß  die  Schweinepest  und  die 
Geflügelcholera  durch  die  Fahrnisse  der  Dienstboten  von  einer  Herrschaft 
auf  die  andere  verschleppt  werden.    Diese  Anordnung  fehlt  in  dem  alten 
Dienstbotengesetz  und  in  den  ausländischen  Dienstbotenordnungen. 
Czettler,  Landw.  Gesinde  4 
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die  aus  dem  Hausherrnrechte  abgeleitete  Berechtigung. 
Dieser  Kritik  steht  die  Natur  der  die  Grundlage  des  Dienst- 
vertrages bildenden  Verhältnisse  gegenüber,  die  nicht  nur 
in  dem  entsprechenden  Paragraphen  des  neuen  Dienstboten- 
gesetzes zum  Ausdruck  kommt,  sondern  auch  in  dem  Gesetz- 
Art.  XIII:  1876  und  in  allen  ausländischen  Dienstboten- 
ordnungen enthalten  ist^.  Die  Natur  der  landwirtschaftlichen 
Arbeit  ist  eine  ganz  andere  als  die  der  industriellen  Arbeit. 
Dort  bildet  nicht  die  fortlaufende  Anwendung  mechanischer 
Kunstgriffe  das  Wesen  der  Arbeit,  sondern  diese  fordert 
von  jedem  Arbeiter  die  Übersicht  über  den  ganzen  Wirt- 
schaftsbetrieb, sei  dieser  wie  groß  oder  klein  immer.  Der 
Arbeitskreis  aller  Dienstboten  ist  so  eng  miteinander  ver- 
woben, daß  es  vollständig  unmöglich  ist,  zwischen  ihnen  die 
Grenzlinie  so  strenge  zu  ziehen,  wie  bei  der  industriellen 
Arbeit.  Die  Arbeit  ist  übrigens,  insbesondere  bei  der  War- 
tung des  Viehs,  eine  fortwährende,  sie  duldet  keinerlei  Unter- 
brechung, und  es  würde  die  Pflege  der  Wertobjekte  unmög- 
lich machen,  wenn  man  mit  von  heute  auf  morgen  wech- 
selnden Elementen  für  die  Abwendung  eventueller  Betriebs- 
hindernisse Sorge  tragen  müßte.  Deshalb  machen  es  die 
in  einzelnen  Perioden  des  Produktionsganges  eintretende 
Arbeitsanhäufung,  und  nicht  weniger  der  eventuelle  Wechsel 
der  einzelnen  Arbeitskräfte,  notwendig,  daß  jeder  einzelne 
Arbeiter  nicht  nur  imstande  sei,  den  Gang  der  Produktion 
zu  übersehen,  sondern  sich  auch  mit  dem  Dienstgeber  in  der 
Produktion  solidarisch  fühle  und  nötigenfalls  ihn  über- 
gangsweise bei  der  Verrichtung  solcher  Arbeiten  unterstütze, 
welche  der  Wirtschaft  die  Erkrankung  eines  Dienstgenossen, 
die   Arbeitsanhäufung   im   Sommer   oder  eine   Elementar- 


^  Die  Erweiterung  der  Dienstleistiing  auf  nicht  übernommene 
Arbeiten,  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  §  11,  steirische  Dienst- 
botenordnung §  14,  preußische  Dienstbotenordnung  §§57  und  60,  sächsi- 
sche §§  33,  34,  Hannover  §§24  bis  26,  Mecklenburg  §§20  bis  23,  Olden- 
l>urg  §§  37  bis  39  usw. 
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gefahr  auferlegen.  Der  Dienstbote  gehört  nach  dem  Gesetz- 
Art.  XLIV:  1907  nicht  mehr  zu  dem  Hausgesinde  des  Dienst- 
gebers in  jenem  engen  Sinn,  in  dem  das  alte  Dienstboten- 
gesetz und  der  überwiegende  Teil  der  ausländischen  Dienst- 
botenordnungen das  Verhältnis  des  Dienstboten  auffaßt. 
Seine  Pflichten  dem  Dienstgeber  gegenüber  haben  sich 
verringert,  seine  Rechte  aber  wurden  teilweise  strenger 
umschrieben,  teilweise  haben  sie  sich  namhaft  vermehrt. 
Diese,  anderen  Lohnarbeitern  gegenüber  qualifizierte  Lage 
konnte  das  Gesetz  dem  Dienstboten  nur  auf  der  Basis 
sichern,  daß  es  an  Stelle  der  strengen  Konsequenz  aus  dem 
persönlichen  Charakter  der  Dienstleistung  (das  ist  der  Zu- 
gehörigkeit zur  Familie  in  persönlicher  Beziehung)  von  der 
Fiktion  Gebrauch  macht,  daß  der  Dienstbote  in  den  auf  den 
Betrieb  bezüglichen  Beziehungen  zu  der  Familie  des  Dienst- 
gebers gehört  und  daß  es,  wenn  auch  nicht  mehr  von  dem 
Dienstboten  verlangt  wird,  alle  Zeit  und  Kraft  der  Wirt- 
schaft zu  widmen,  doch  wenigstens  ihm  das  zur  Pflicht 
macht,  sich  mit  seinem  Brotgeber  solidarisch  zu  fühlen 
und  sich,  wenn  nötig,  darnach  zu  benehmen. 

Das  Stellvertretungsverbot  ist  (abgesehen  davon,  daß 
es  auch  schon  im  §  37  des  Gesetz-Art.  XIII:  1876  enthalten 
ist)  nur  eine  Konsequenz  des  Vertrauens,  mit  dem  der 
Dienstgeber  den  Dienstboten  in  die  Produktionsgemeinschaft 
aufgenommen,  ihm  Werte  anvertraut  hat.  Hier  kommt  nicht 
allein  die  Arbeitskraft  in  Betracht,  sondern  auch  die  persön- 
liche Individualität.  Die  Landwirtschaft  hat  nicht  nur  den 
Bauer  zum  Individualisten  gemacht,  sondern  diesen  Stempel 
auch  der  Gesammtheit  der  Produktion  und  den  mit  ihr  in 
irgend  eine  Berührung  kommenden  Arbeitern  aufge- 
drückt^. 


^  Das  Stellvertretungsverbot  kennen  fast  £ille  österreichischen  und 
deutschen  Dienstbotenordnungen:  Litorale  §  12,  Steiermark  §  14,  Preußen 
§§  62,  63,  Sachsen  §  37,  Mecklenburg  §  26,  Braunschweig  §  15,  Olden- 
burg §  15,  Baden  §  6,  Hessen  §  13  usw. 

4* 
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Die  aus  der  hausväterlichen  Gewalt  des  Dienstgebers 
fließenden  Verpflichtungen  des  Dienstboten  sind,  obzwar 
sie  zweifellos  einen  Überrest  des  früheren  persönlichen 
Unterordnungsverhältnisses  bilden,  nicht  deshalb,  sondern 
aus  rein  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  auch  in  dem 
neuen  Dienstbotengesetz  geblieben.  Die  nicht  voraus- 
zusehenden Wendungen  in  der  Arbeit,  die  Stetigkeit  in 
der  Wartung  des  den  Händen  des  Dienstboten  anvertrauten 
Viehes  fordert,  daß  der  Dienstbote  der  Wirtschaft  über  die 
gestattete  Zeit  hinaus  nicht  fern  bleibe^.  Wie  schon  oben 
erwähnt,  ist  die  Verfügung,  daß  der  Dienstbote  nicht  das 
Recht  hat,  gegen  das  Verbot  des  Dienstgebers  nicht  zum 
Hausgesinde  gehörige  Personen  aufzunehmen,  einerseits  in 
dem  Verfügungsrecht  des  Dienstgebers  über  sein  Heim, 
andererseits  aber  in  der  Sicherung  der  dem  Dienstboten 
anvertrauten  Werte  begründet^. 

1  Die  auf  das  Ausbleiben  bezügliche  Verfügung,  bzw.  das  Verbot, 
ist  in  der  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  §  12  zu  finden.  Punkt  9 
des  §  25  dieser  Dienstbotenordnung  berechtigt  sogar  den  Dienstgeber, 
den  Dienstboten  ohne  Kündigung  zu  entlassen,  wenn  dieser  ohne  Erlaubnis 
über  Nacht  ausbleibt.  Eine  ähnliche  Verfügung  enthält  Punkt  9  §  20 
der  steirischen  Dienstbotenordnung.  Nach  der  preußischen  Dienstboten- 
ordnung §§  74,  75,  Hannover  §  29,  Sachsen  §  39,  Mecklenburg  §  27, 
Braunschweig  §  15,  Oldenburg  §  49  usw.  ist  es  dem  Dienstboten  ebenfalls 
verboten,  ohne  Erlaubnis  des  Dienstgebers  oder  über  die  gestattete  Zeit 
auszubleiben.  In  einigen  deutschen  Dienstbotenordnungen  ist  das  ein 
Grund  zur  Entlassung  ohne  Kündigung:  Preußen  §  129,  Braunschweig 
Punkt  12  §  32,  Sachsen  §  84,  Punkt  14,  Koburg  54  usw. 

*  Dasselbe  Prinzip  erhebt  zur  Gesetzeskraft  die  Dienstbotenordnung 
für  das  österreichische  Litorale  §  12.  Die  steirische  Dienstbotenordnung 
betrachtet  diese  Frage  als  eng  zur  Hausordnung  gehörig  und  regelt  sie 
daher  nur  indirekt.  §  20  Punkt  9  berechtigt  gleichfalls  den  Dienstgeber 
zur  Entlassung  ohne  Kündigung,  „wenn  der  Dienstbote  Fremden  Nacht- 
quartier gibt  oder  die  Hausordnung  anderweitig  schwer 
verletzt".  Diesen  indirekt  zur  Geltung  kommenden  Standpunkt 
nehmen  sehr  viele  deutsche  Dienstbotenordnungen  ein:  Mecklenburg 
§  37»  14  P»  Hannover  §  50,  Schleswig  §  26,  i  p,  Lippe-Detmold  §  24  g, 
Koburg  §  54,  Hessen  §  9  usw. 
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Im  Übrigen  dürfen  wir  auch  nicht  vergessen,  daß  die 
Beschränkung  der  hausväterlichen  Gewalt  auf  diese  zwei, 
die  nicht  im  engeren  Sinne  genommene  dienstliche,  sondern 
persönliche  Unterordnung  betreffenden  Berechtigungen  dem 
Standpunkt  des  Gesetz- Art.  XIII:  1876  gegenüber  einen 
großen  Fortschritt  zu  der  freien  Lohnarbeit  bedeutet.  Ab- 
gesehen davon,  daß  nach  dem  alten  Dienstbotengesetz  der 
Dienstbote  vollständig  unter  der  Hausdisziplin  des  Dienst- 
gebers stand,  der  ihm  gegenüber  auch  das  Recht  der  körper- 
lichen Züchtigung  ausüben  konnte,  daß  außerdem  der 
Dienstbote  wegen  Gebrauches  schmähender  Ausdrücke  ver- 
geblich gegen  den  Dienstgeber  eine  Ehrenbeleidigungs- 
klage anstrengte,  während  jetzt  das  aus  der  persönlichen 
Unterordnung  fließende  Disziplinarrecht  zu  einer  ein  Zu- 
gehör  der  persönlichen  Unterordnung  bildenden  Rügungs- 
berechtigung  zusammengeschrumpft  ist  usw.,  —  kann  man 
auch,  wenn  man  nur  die  zwei  dem  Dienstgeber  verbliebenen 
hausväterlichen  Rechte  berücksichtigt,  dem  früheren  Ge- 
setz gegenüber  einen  Fortschritt  konstatieren.  Nach  §  42 
des  Gesetz- Art.  XII:  1876  war  „der  Dienstbote  verpflichtet, 
sich  in  allem  an  die  Hausordnung  zu  halten,  welche  von 
dem  Dienstgeber  festgestellt  wurde.  Ohne  Wissen 
u  nd  B  il  ligu  ng  des  D  iens  t  ge  b  er  s  ,  sei  es  in 
eigener  Sache,  sei  es  zur  Unterhaltung, 
auszugehen,  ebenso  die  von  dem  Dienst- 
geber für  diese  Zwecke  gestattete  Zeit 
zu  überschreiten,  ist  verböte n.**  Dem  gegen- 
über verbietet  der  §  19  des  neuen  Gesetzes  nur  das 
Fernbleiben  von  der  Wirtschaft  über  die 
erlaubte  Zeit  hinaus.  Welch  großer  Unterschied 
zwischen  diesen  beiden  Verfügungen  besteht,  das  beweist 
die  Nebeneinanderstellung  der  beiden  Texte.  Weitere  Er- 
örterungen in  dieser  Hinsicht  sind  wohl  nicht  notwendig. 

Ebenso  verfügt  §  43  des  Gesetz- Art.  XIII:  1876:  „Dem 
Dienstboten  ist  nicht  gestattet,  gegen  das  Verbot  des  Dienst- 
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gebers  Besuche  im  allgemeinen  zu  emp- 
fangen, insbesondere  aber  ohne  direkte  Be- 
willigung des  Dienstgebers  jemanden  für  die  Nacht 
aufzunehmen."  Das  neue  Gesetz  verbietet  nicht  den 
Empfang  von  Besuchen,  fordert  auch  nicht  für  die  Auf- 
nahme die  direkte  Bewilligung  des  Dienstgebers,  sondern 
verlangt  nur,  daß  der  Dienstgeber  nicht  ausdrücklich  die 
Aufnahme  verbiete,  und  auch  hier  macht  er  eine  Ausnahme 
mit  den  Angehörigen  des  Dienstboten,  zu  denen  nicht  nur 
die  Verwandten  absteigender,  sondern  auch  die  aufsteigender 
Linien  gerechnet  werden. 

Aus  diesem  Abschnitt  sehen  wir,  daß  das  neue  Dienst- 
botengesetz bestrebt  war,  das  Dienstverhältnis  aus  einem 
Verhältnis  der  persönlichen  Unterordnung  in  ein  solches 
der  dienstlichen  Unterordnung  umzugestalten  und  daß  es 
zu  diesem  Zwecke  die  Selbstjustiz  des  Dienstgebers,  sein 
Aufsichts-  und  Disziplinarrecht  namhaft  reduziert  hat  und 
sich  bemühte,  die  Pflichten  des  Dienstboten  mit  den  Prin- 
zipien des  freien  Lohnarbeitsverhältnisses  in  Einklang  zu 
bringen^,  indem  es  ihn  von  der  Anpassung  an  die  Hausord- 
nung des  Dienstgebers  befreite  und  ihm  nur  die  Anpassung 
an  die  Wirtschaftsordnung  zur  Pflicht  machte. 


Der  staatliche  Schutz  des  Dienstbotenvertrages 

Indem  das  Gesetz  dem  Dienstgeber  alle  jene  Mittel 
der  willkürlichen  Gewalt  (Züchtigung,  Schmähung,  Lohn- 
abzug usw.)  nahm,  mit  deren  Hilfe  er  bisher  neben  seinem 
eigenen  wohlverstandenen  Interesse  auch  jene  höheren 
Gesichtspunkte,  die  sich  an  den  qualifizierten  Vertrag 
knüpfen,  schützte,  mußte  die  Staatsgewalt  in  gesteigertem 
Maße  die  Aufsicht  über  die  pünktliche  Einhaltung  des  durch 
freie  Willensäußerung  der  Parteien  zustande  gekommenen 
Rechtsverhältnisses  übernehmen.  Die  Staatsgewalt  hat  ihre 
Kompetenz  in  Dienstbotenangelegenheiten  zwar  niemals 
aufgegeben,  und  auch  in  jenen  Zeiten,  in  denen  der  Dienst- 
botenvertrag nicht  auf  dem  übereinstimmenden  Willen  der 
Parteien,  sondern  auf  dem  Zwang  beruhte,  das  Dienst- 
botenverhältnis zum  Gegenstand  einer  polizeilichen  Ver- 
fügung gemacht   (siehe  die  Dienstbotenverordnungen  des 


^  Ein  großer  Teil  der  deutschen  Dienstbotenordnimgen  sichern  dem 
Dienstgeber  in  weitem  Maße  ein  Einmengungsrecht  in  die  Privatverhält- 
nisse des  Dienstboten.  Der  Dienstgeber  wacht  über  das  sittliche  Betragen 
des  Dienstboten,  ist  verpflichtet,  ihn  zur  öfteren  Teilnahme  an  dem 
Gottesdienste  anzuhalten  und  ihn  von  übermäßigem  Aufwand  zurück- 
zuhalten. Siehe  die  Dienstbotenordnung  von  Sachsen,  Preußen,  Hannover, 
Oldenburg  usw.  In  Österreich  besagt  die  Dienstbotenordnung  für  das 
Litorale  §  14,  daß  der  Dienstbote  unter  die  besondere  Aufsicht  des  Dienst- 
gebers gestellt  wird  und  daß  er  nach  §  10  verpflichtet  ist,  sich  der  vom 
Dienstgeber  festgestellten  Hausordnung  zu  imterwerfen.  Dieselbe  Ver- 
fügung enthalten  die  meisten  österreichischen  Dienstbotenordnungen 
ebenfalls. 
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aufgeklärten  Absolutismus).  In  noch  gesteigertem  Maße 
kam  dieses  Bestreben  der  Staatsgewalt  in  den  nach  der 
Befreiung  vom  Hörigkeitsverhältnis  zustande  gekommenen 
Dienstbotenordnungen  zur  Geltung.  Hier  mengt  sich  der 
Staat  nicht  als  Richter  oder  als  Verwaltungsbehörde,  sondern 
direkt  als  Hüter  der  öffentlichen  Ordnung  in  die  Rechts- 
verhältnisse der  Parteien^. 


^  In  Österreich  steht  der  Dienstbote  gewissermaßen  unter  der 
polizeilichen  Aufsicht  der  Gemeindevorstehung.  Diese  ist  verpflichtet, 
den  Dienstboten  in  Ansehung  der  Disziplin,  der  Ordnung  und  der  Moral 
zu  kontrollieren,  welche  Verpflichtung  sich  so  weit  erstreckt,  daß  sie  den 
vazierenden  Dienstboten  anweisen  kann,  sich  einen  Platz  zu  suchen 
und  ihn,  wenn  er  keinen  Posten  findet,  aus  dem  Gemeindebezirk  aus^ 
zuweisen.  (Steirische  Dienstbotenordnung  §  33.)  Nach  §  7  der  steirischen 
Dienstbotenordnimg  ist  der  landwirtschaftliche  Dienstbote  verpflichtet,  bei 
der  Gemeindebehörde  anzumelden,  wenn  er  in  Zukunft  als  innerer  Dienst- 
bote Anstellung  zu  erlangen  wünscht;  ohne  eine  solche  Anmeldung  ist  das 
Verdingen  verboten  und  strafbar.  Der  Grund  der  Vertragsauflösung^ 
ist  bei  der  Gemeindevorstehung  anzumelden  (§  20)  und  der  Dienstbote 
kann,  ausgenommen  die  Lebensgefahr  oder  Schädigung,  ohne  Bewilligung 
der  Gemeindevorstehung  den  Platz  nicht  verlassen  (§  21).  In  Ansehung 
der  Zurückführung,  der  Ausstellung  des  Dienstbotenbuches  und  der  An- 
geldblätter sichert  die  steirische  Dienstbotenordnung  der  Gemeinde- 
vorstehung ebenfalls  einen  weiteren  Wirkungskreis,  diese  füllt  sogar  bei 
Gelegenheit  des  Dienstaustrittes  die  entsprechenden  Rubriken  des  Dienst- 
buches auf  Grund  des  Zeugnisses  des  Dienstgebers  aus  und  authentisiert 
sie  durch  das  Gemeindesiegel  und  Unterschrift,  kurz  verleiht  dem  Dienst- 
botenbuch den  ganzen  Charakter  einer  öffentlichen  Urkunde.  Die  Ge- 
richtsbarkeit sowohl  in  Übertretungs-  wie  in  Streitsachen  ist  gleichfalls 
in  den  Händen  der  Gemeindevorstehung,  von  der  man  an  die  politische 
Behörde  appellieren  kann.  Die  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale 
bekleidet  die  Gemeindevorstehung  mit  einem  ähnlichen  Wirkungskreis, 
der  dritte  Absatz  des  §  39  aber  berechtigt,  darüber  hinausgehend,  die 
Gemeindevorstehung,  arbeitslose  Dienstboten  bis  zum  Eintritt  in  den 
Dienst  zur  Verrichtung  öffentlicher  Arbeiten  zu  verwenden.  In  Deutsch- 
land versieht  die  Polizei  die  Dienstbotenangelegenheiten.  Diese  stellt 
das  Dienstbotenbuch  aus,  revidiert  beim  Dienstbotenwechsel  dessen 
Rubriken,  beglaubigt  die  Eintragungen  (Preußen),  führt  sogar  in  einzelnen 
Ländern  über  den  Inhalt  der  Dienstbotenbücher  ein  Verzeichnis  (Sachsen,, 
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Das  alte  Dienstbotengesetz  kam  zur  Kulminationszeit 
der  liberalen  Wirtschaftsauffassung  zustande,  sicherte  je- 
doch, vielleicht  unter  der  Wirkung  der  deutschen  und  der 
österreichischen  Rechtsentwicklung,  der  Staatsgewalt  eine 
bedeutende  Funktion  in  den  Rechtsverhältnissen  des  Dienst- 
gebers und  des  Dienstboten.  Es  ist  aber  zweifellos  ein 
Verdienst  des  Gesetzes  oder  vielleicht  unseres  Verwaltungs- 
rechtes, daß  die  staatliche  Einmengung  nicht  die  Form  der 
polizeilichenAuf  sieht  undKontroUe  wählte,sondern  abgesehen 
von  dem  sporadisch  angewendeten  Akt  der  Zurückführung 
die  staatliche  Einmengung  in  das  Gewand  der  administrativen 
Gerichtsbarkeit  der  unteren  Instanzen  kleidete  und  damit  die 
autonomen  politischen  Behörden  kraft  des  Rechtes  derselben 
in  einzelnen  Gemeinden  die  Vorstehung  betraute  und  sich 
selbst  nur  die  Rechtsprechung  höchster  Instanz  vorbehielt^. 


Mecklenburg,  Schleswig,  Hessen,  Nassau  usw.).  Ein  besonders  bedeutender 
Wirkungskreis  ist  der  Polizei  im  Falle  eines  Vertragsbruches  in  Ansehung 
der  Anwendung  von  Zwangsmaßregeln  eingeräumt  (Preußen  §§  51,^ 
167,  Braunschweig  §§14,  30,  Sachsen  §§  22,  96,  Schleswig  §§  16,  32^ 
Oldenburg  §§  27,  89,  Hannover  §§  18,  52,  74,  Hessen  §  19  usw.,  Bayrisches. 
Strafgesetzbuch  §  106,  Punkte  3,  4).  Die  Rechtsprechung  in  Dienstboten- 
angelegenheiten kommt  meistens  nur  bedingungsweise  der  Polizei  zu. 
In  Preußen  beispielsweise  ist  zur  Entscheidung  strittiger  Fragen  in 
erster  Reihe  das  Zivilgericht  kompetent.  In  Sachen  eines  Vertragsbruches- 
kann  die  Polizei  auf  Wunsch  einer  Partei  urteilen,  sogar  das  Urteil  voll- 
strecken lassen.  Gegen  ihr  Verfahren  (das  ist  die  Vorbedingung  für  weitere- 
Schritte)  kann  man  an  das  Zivilgericht  appellieren.  In  Streitigkeiten 
über  Bezüge,  wenn  diese  nur  nicht  vertragsmäßig  fixiert  sind,  entscheidet 
die  Polizei  mit  Ausschluß  des  Zivilgerichts  (§§33,  37,  83).  In  Sachsen 
gehört  die  Beurteilung  des  ordnungswidrigen  Betragens  eines  Dienstboten 
in  den  Wirkungskreis  der  Polizei.  In  Oldenburg,  Weimar  usw.  gehören 
nur  die  Angelegenheiten  besonders  wichtiger  Natur  vor  das  ordentliche 
Gericht.  In  den  übrigen  ist  die  Polizei  kompetent.  Die  nassauische 
Dienstbotenordnung  §§  24,  25  und  die  meiningische  Dienstbotenordnung 
§  48  stellen  die  Kompetenz  der  Polizei  während  der  Vertragsdauer  in 
Streit-  und  Übertretimgsf allen  aller  Art  fest. 

^  Nur  im  §  106  (dieser  hat  infolge  des  Gesetz- Art.  II:  1898  seine 
Geltung  verloren)   ist  eine  polizeiliche  Verfügimg  enthalten:  jener  Tag- 
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Schon  der  §  107  des  Gesetz- Art.  XIII:  1876  hat  das 
Prinzip  ausgesprochen,  daß  jedes  Abweichen  von  den  Ver- 
fügungen des  Gesetzes  als  Übertretung  zu  bestrafen  sei. 
Außerdem  sind  j  eneFälle  taxativ  auf  gezählt , in  denen  die  in  dem 
zitierten  Paragraphen  festgestellte  Strafe  auf  das  Maximum 
zu  erhöhen  oder  auf  das  Minimum  herabzusetzen  ist.  So 
sind  die  Verdingung  an  mehrere  Dienstgeber  oder  die 
bewußte  Aufnahme  eines  so  verdungenen  Dienstboten,  die 
Verweigerung  des  Dienstantrittes  oder  der  Pf  lichterf  üllung, 
die  Flucht,  der  Eintritt  in  den  Dienst  auf  Grund  falscher 
Dokumente,  das  Ausbleiben  ohne  Erlaubnis,  der  Empfang 
von  Besuchen,  die  Beleidigung  des  Dienstgebers  oder  Wider- 
setzlichkeit gegen  die  Gewalt  oder  gegen  die  Befehle  des 
Hausherrn,  Aufreizung  zur  Unzufriedenheit  oder  zum  Ver- 
tragsbruch in  gesteigertem  Maße  zu  bestrafen. 

Die  erhöhte  Strafe  für  Übertretungen,  die  der  Dienst- 
geber begangen,  hat  in  folgenden  Fällen  statt:  Wenn  er 
bewußt  einen  bereits  anderwärts  verdungenen  Dienstboten 
aufnimmt,  wenn  er  jemanden  ohne  Dienstboten-Dienstbuch 
in  Dienst  nimmt,  wenn  er  wissentlich  eine  unwahre  Quali- 
fizierung gibt,  wenn  er  sich  weigert  das  Entlassungszeugnis 
herauszugeben  oder  es  unterläßt,  dieses  von  dem  in  den 
Dienst  tretenden  Dienstboten  zu  übernehmen,  wenn  er 
nicht  für  die  Erfüllung  der  Schulbesuchspflicht  des  schul- 
pflichtigen jugendlichen  Dienstboten  Sorge  trägt  oder  einen 
solchen  Dienstboten  mit  einer  seine  Entwicklung  schwer 
belastenden  Arbeit  belastet  oder  mit  demselben  grausam 
verfährt. 


löhner,  welcher  öfters  von  selbst  die  übernommene  Arbeit  im  Stich  läßt 
und  bei  dem  wiederholte  Warnungen  nicht  nützen,  ist  als  arbeitsscheu, 
als  Vagant  zu  betrachten,  mit  dem  als  solchem  die  Polizeibehörde  zu  ver- 
fahren hat  In  den  Städten  war  die  Behörde  für  Dienstbotenangelegenheiten 
der  Stadthauptmann,  man  konnte  aber  gegen  seine  Entscheidung  an 
die  Verwaltungsbehörde  appellieren. 
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Das  ordentliche  Ausmaß  der  Strafe  geht  bei  dem 
Dienstboten  bis  20,  bei  dem  Dienstgeber  bis  50  Kronen,  in 
den  aufgezählten  Fällen  aber  weist  die  Feststellung  des 
Minimums  und  des  Maximums  die  größte  Veränderlichkeit 
auf  und  kann  sich  das  Höchstausmaß  der  Strafe  bis 
100  Kronen  erstrecken.  Haft  ist  nur  als  eine  die  Geldbuße 
vertretende  Strafe  anzuwenden  und  ist  bei  dem  Dienstboten 
nach  je  4  Kronen,  bei  dem  Dienstgeber  nach  je  10  Kronen 
je  ein  Tag  zu  rechnen^. 

Außer  der  Strafsanktion  ist  noch  die  Anwendung  der 
Brachialgewalt  dem  Dienstboten  gegenüber  in  jedem  solchen 
Falle  anzuwenden,  in  welchem  derselbe  sich  weigert  in  den 
Dienst  zu  treten  (§  27),  oder  den  Dienst  rechtswidrig  ver- 
läßt (§  57)2. 


^  Die  deutschen  Dienstbotenordnungen  kennen  sowohl  die  Geld- 
strafe wie  auch  den  Arrest.  Nach  §  80  der  preußischen  Dienstboten- 
ordnung sind  die  von  den  Dienstboten  dem  Dienstgeber  gegenüber  be- 
gangenen Vergehen  gemäß  den  Normen  des  Strafrechtes  mit  Arrest 
oder  öffentlicher  Zwangsarbeit  zu  bestrafen.  Die  sächsische  Dienstboten- 
ordnung kennt  die  Geldstrafe  (bis  20  M.,  im  Falle  des  Vertragsbruches 
bis  150  M.),  den  diese  vertretenden  Arrest  (ein  Schlüssel  zur  Umrechnimg 
der  Geldstrafe  ist  nirgends  festgestellt)  und  den  Arrest  als  selbständige 
Strafe  (z.  B.  bei  Verdingung  auf  mehrere  Plätze).  Die  österreichischen 
Dienstbotenordnungen  kennen  sowohl  die  Geldstrafe  wie  den  Arrest 
als  Sanktion.  Die  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  §  42  stellt  das 
Maximum  der  Geldstrafe  mit  5  Gulden,  für  andere  mit  25  Gulden  fest.  Der 
Arrest  fungiert  als  selbständige  Strafe,  das  Maximum  ist  14  Tage  und  kann 
mit  Fasten  verschärft  werden.  Die  steirische  Dienstbotenordnung  §  35 
stellt  das  Maximum  der  Geldstrafe  mit  50  Gulden  fest,  Arrest  kann  nur 
im  Falle  der  Uneinbringlichkeit  angewendet  werden,  das  Maximum  ist 
10  Tage  verschärft  mit  Fasten. 

»  Die  Anwendung  von  Brachialgewalt  im  Falle  der  Verweigerung 
des  Dienstantrittes  oder  des  Vertragsbruches  bildet  einen  kardinalen 
Teil  aller  Dienstbotenordnungen.  Siehe  §§8  und  32  der  Dienstbotenord- 
nung für  das  Litorale,  §§12  imd  24  der  steirischen  Dienstboten  Ordnung, 
Preußen  §§  51,  167,  Braunschweig  §§  14,  33,  Hannover  §§  18,  52, 
Sachsen  §§  22,  96,  Oldenburg  §§  28,  89  usw.  Bayrisches  Strafgesetzbuch 
§  106  Punkt  3. 
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Das  neue  Dienstbotengesetz  hat  im  großen  und  ganzen 
jenes  Maß  der  strafenden  staatlichen  Einmengung  bei- 
behalten, welches  die  jahrzehntelange  Praxis  des  Gesetz- 
Art.  XIII:  1876  eingebürgert  hat.  Die  Einhaltung  der  Ver- 
tragsverpflichtungen, wie  auch  der  besonderen  Verfügungen 
des  Gesetzes  stellt  der  Staat  unter  den  allgemeinen  Schutz 
seines  Ansehens,  seiner  Straf gewalt.  Daß  die  weitere  Auf- 
rech terhaltung  der  in  dem  alten  Gesetze,  ebenso  wie  in  den 
ausländischen  Dienstbotenordnungen  zur  Geltung  gelangten 
Rechtsprinzipien  heute  noch  mehr  begründet  ist,  als  unter 
der  Herrschaft  des  Gesetz- Art.  XIII:  1876,  das  geht  aus  den 
Ausführungen  des  vorherigen  Abschnittes  hervor,  die  sich 
auf  die  Beschränkung  der  Disziplinargewalt  des  Dienst- 
gebers beziehen.  Eine  sehr  ersprießliche  Verfügung  des 
neuen  Gesetzes  ist  die  Vereinheitlichung  der  Übertretungs- 
strafen, denn  die  fast  bei  jedem  einzelnen  Paragraphen  des 
alten  Gesetzes  wechselnden  Strafsätze  haben  das  Über- 
tretungsverfahren sehr  erschwert.  Der  Strafsatz  bei  nicht 
qualifizierten  Übertretungen  ist  eine  Geldbuße  bis  50  Kronen, 
die  im  Nichteinbringungsfalle  in  Haft  umzuwandeln  ist. 

Der  Schutz  des  öffentlichen  Interesses  zeigt  sich  in 
dem  gesteigerten  Maße  der  Strafsätze.  Mit  Geldstrafe  bis 
zu  100  Kronen  (also  mit  dem  doppelten  des  ursprünglichen 
Satzes)  ist  jener  Dienstbote  zu  bestrafen,  der  sich  für  die 
nämliche  Zeit  bei  mehreren  Dienstgebern  verdingt,  und 
jener  Dienstgeber,  der  einen  anderwärts  verdungenen  Dienst- 
boten, trotzdem  ihm  dieser  Umstand  bekannt  ist,  für 
dieselbe  Zeit  aufnimmt  oder  durch  seine  Versprechungen 
wegzulocken  trachtet.  Dieser  Strafsatz  trifft  auch  den- 
jenigen Dienstgeber,  der  an  seinem  jugendlichen  Dienst- 
boten Grausamkeiten  begeht,  ebenso  jenen  von  den  Außen- 
stehenden, der  ein  Dienstboten-Dienstbuch  in  Pfand  nimmt 
oder  darauf  borgt. 

Der  Schutz  des  Arbeitsvertrages  zeigt  sich  bereits  in 
der  erhöhten  Bestrafung  des  Deliktes  der  Verdingung  an 


6i 


mehreren  Orten.  Den  besonderen  Schutz  des  qualifizierten 
Dienstvertrages  weist  der  II.  Absatz  des  §  57  auf,  der  eine 
den  Anordnungen  des  Gesetz- Art.  II:  1898  sämmtlicher  land- 
wirtschaftlicher Arbeitergesetze  entsprechende  Verfügung 
für  den  Fall  des  Vertragsbruches  enthält.  Die  das  Delikt 
<les  Vertragsbruches  strafende  Verfügung  scheidet  sich  in 
zwei  Teile.  Der  erste  Teil  schützt  den  Dienstvertrag  auch 
Außenstehenden  gegenüber,  indem  er  ausspricht,  daß  ,,mit 
Anwendung  des  §  65  des  Gesetz- Art.  II:  1898  mit  Haft  bis 
zu  60  Tagen  und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  400  Kronen 
derjenige  zu  bestrafen  ist,  der  den  verdungenen  oder  zum 
Verdingen  geneigten  Dienstboten  deswegen,  weil  er  sich 
verdungen  hat,  oder  verdingen  will,  wörtlich  oder  tätlich 
insultiert,  bedroht  oder  die  verdungenen  Dienstboten  dazu 
aneifert,  verlockt,  daß  sie  durch  die  Verweigerung  der  Er- 
füllung ihrer  übernommenen  Verpflichtungen  den  Dienst- 
geber zum  Gewähren  von  Nachlässen  zwingen**.  Der  zweite 
Teil  der  Anordnung  richtet  sich  gegen  den  Dienstboten,  der 
den  Vertrag  bricht:  ,, Jener  Dienstbote  aber,  der  infolge 
Verabredung  aus  solcher  Ursache  die  Erfüllung  seines 
Vertrages  verweigert,  macht  sich  einer  Übertretung  schuldig 
und  ist  mit  Haft  bis  zu  10  Tagen  und  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  100  Kronen  zu  bestrafen.** 

Aber  die  Staatsgewalt  ist  nicht  nur  berufen,  die  durch 
den  Bruch  des  qualifizierten  Arbeitsvertrages  «ingetretene 
Rechtsverletzung  zu  ahnden,  sondern  auch  gutzumachen. 
Diesem  Zwecke  dient  einerseits  die  dem  Dienstgeber  zu- 
stehende Berechtigung  auf  Entschädigung,  ferner  aber,  da 
diese  Art  der  Abhilfe  gegenüber  dem  vollständig  vermögens- 
losen Dienstboten  in  den  seltensten  Fällen  zum  Erfolg 
führen  wird,  die  im  alten  Dienstbotengesetze  und  in  den  aus- 
ländischen Dienstbotenordnungen  genügend  bekannte  Zu- 
rückführung,  mit  anderen  Worten  die  Anwendung  der 
Brachialgewalt  zu  dem  Zwecke,  daß  der  Dienstbote  die  Er- 
füllung der  im  Vertrage  übernommenen  Verpflichtungen 
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beginne,  beziehungsweise  in  den  unberechtigterweise  ver- 
lassenen Dienst  zurückkehre.  Ein  N  o  v  u  m  nicht  nur 
gegenüber  dem  alten  Dienstbotengesetz,  sondern  auch  gegen- 
über den  ausländischen  Dienstbotenordnungen^  aber  ist,  daß 
die  Anwendung  der  Brachialgewalt  unter  den  gegebenen 
Umständen  auch  gegen  denDienstgeber  angeordnet 
werden  kann.  Wenn  der  Dienstgeber,  der  einen  Dienstboten 
unberechtigterweise  nicht  aufnehmen  will,  für  die  Zeit  bis 
zur  rechtskräftigen  Beendigung  des  Verfahrens  trotz  Auf- 
forderung der  Behörde  erster  Instanz  dem  Dienstboten 
weder  eine  Wohnung,  noch  das  entsprechende  Quartiergeld 
gibt,  so  kann  die  Behörde  erster  Instanz,  falls  der  Dienst- 
geber ihres  Wissens  über  eine  entsprechende  Gesindewoh- 
nung verfügt,  den  Dienstgeber  im  Exekutionswege  mit 
Brachialgewalt  zur  Übergabe  der  Gesindewohnung  zwingen, 
falls  dem  Dienstgeber  aber  keine  entsprechende  Gesinde- 
wohnung zur  Verfügung  steht,  so  kann  sie  mittels  admini- 
strativer Exekution  das  nötige  Quartiergeld  vom  Dienst- 
geber sofort  eintreiben.  Und  wenn  auch  der  Dienstgeber 
nicht  verpflichtet  werden  kann,  gegen  seinen  Willen  die 
Dienste  des  Dienstboten  in  Anspruch  zu  nehmen,  so  wird 
er  doch  wegen  Übertretung  bestraft  und  ist  außerdem 
verpflichtet,  dem  Dienstboten  den  diesem 
für  die  ganze  Dienstzeit  gebührenden  Lohn, 


^  Die  meisten  ausländischen  Gesetze  verpflichten  den  Dienstgeber 
nur  im  Falle  der  unrechtmäßigen  Entlassung  zur  Schadloshaltung,  aber 
sie  bestrafen  ihn  nicht  (Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  §  31,  steirische 
Dienstbotenordnung  §  23,  preußische  §§  155,  161  usw.),  während  sie 
gegenüber  dem  Dienstboten  außer  der  Entschädigung  und  Zurückführung 
auch  die  Strafe  anwenden,  die  österreichische  Dienstbotenordnung  sogar 
den  flüchtigen  Dienstboten  geradezu  „friedlos"  macht,  indem  sie  aus- 
spricht, daß,  wer  einen  Dienstboten,  von  dem  er  weiß  oder  aus  den  Um- 
ständen wissen  müßte,  daß  er  entwichen  ist,  in  seinen  Dienst  nimmt 
oder  ihm  Quartier  oder  Obdach  gibt,  entsprechend  zu  bestrafen  und  dem 
Dienstgeber  gegenüber  für  den  entstandenen  Schaden  solidarisch  mit  dem 
geflüchteten  Dienstboten  verantwortlich  ist. 
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den  Wert  aller  anderen  Bezüge,  so  auch 
der  Wohnung,  die  aufgelaufenen  Kosten 
und   den    sonstigen    Schaden    zu    bezahlen. 

Gegenüber  dem  Gesetz- Art.  XIII:  1876  bedeutet,  ab- 
gesehen von  der  strengen  Präzisierung  der  Entschädigungs- 
pflicht (der  §  56  des  alten  Dienstbotengesetzes  verfügt  nur 
über  die  Ausfolgung  des  bedungenen  Lohnes,  der  Erhaltungs- 
kosten und  der  Kleider),  die  Bindung  und  Anwen- 
dung der  Brachialgewalt  an  strenge  Maß- 
nah m  e  n  (sie  fordert  vorgängige  behördliche  Verfügung 
zur  friedlichen  Ausgleichung)  ebenfalls  einen  materiellen 
Fortschritt^. 


1  Die  §§  26  bis  28  der  im  Vollzug  des  Gesetz-Art.  XLV:  1907  heraus- 
gegebenen Minister ial- Verordnung  Zahl  48000/907  verfügen  über  die 
Anwendung  der  Brachialgewalt.  Statt  aller  Erklärung  teile  ich  diese 
Verfügungen  in  vollem  Wortlaut  mit,  damit  der  Leser  sehe,  mit  welcher 
Umsicht  der  ungarische  Staat  zur  ultima  ratio  gelangt: 

§  26.  Wenn  der  Dienstgeber  auf  Grund  des  §  17  des  Gesetzes  die 
Vorführung  eines  landwirtschaftlichen  (äußeren)  Dienstboten  mit  Brachial- 
gewalt verlangt,  stellt  die  Behörde  vor  allem  fest,  ob  sich  der  Dienstbote 
tatsächlich  bei  dem  klägerischen  Dienstgeber  verdungen  hat  und  ob  er 
den  Dienst  bei  diesem  schon  hätte  beginnen  müssen.  Zu  diesem  Zweck 
kann  die  Behörde,  wenn  sie  für  begründet  hält,  den  Dienstgeber  auch  in 
einem  solchen  Falle  zu  persönlichem  Erscheinen  vorladen,  wenn  er  die 
Klage  schriftlich  eingebracht  hat.  Nach  Feststellung  der  Dienstpflicht 
des  Dienstboten,  wie  der  Dienstgeber  durch  Vorweisung  des  Dienstboten- 
buches oder  des  Entlassungszeugnisses  bzw.  des  schriftlichen  Vertrages 
beweisen  kann,  fordert  die  Behörde  schriftlich  den  Dienstboten  auf,  sich 
innerhalb  24  Stimden  bei  seinem  Dienstgeber  zur  Aufnahme  des  Dienstes 
zu  melden.  In  der  behördlichen  Aufforderung  ist  der  Dienstbote  aufmerk- 
sam zu  machen,  daß  er,  wenn  er  ihr  nicht  entspricht,  mit  Brachialgewalt 
auf  den  Dienstplatz  gebracht  wird.  Eine  Abschrift  der  Aufforderung  ist 
dem  Dienstgeber  mit  dem  Bedeuten  zuzustellen,  daß,  wenn  der  Dienstbote 
innerhalb  24  Stunden  die  Erfüllung  des  Dienstes  nicht  beginnt,  die  Dienst- 
geber hiervon  der  Behörde  Meldung  zu  erstatten  habe.  Gegen  die  Auf- 
forderung ist  eine  Appellation  vmzulässig. 

Wenn  der  Dienstbote  trotz  der  behördlichen  Aufforderimg  inner* 
halb  24  Stunden  den  Dienst  nicht  beginnt  und  auch  sein  Vorgehen  bei 
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Einen  ergänzenden  Teil  des  Schutzes  des  Dienstver- 
trages bildet  die  auf  den  Reisepaß  des  verdungenen  Dienst- 
boten bezügliche  Verfügung  (§  5  III.  Absatz).  Dem  Dienst- 
boten darf  während  der  Dienstzeit  vor  Ausfolgung  des  Ent- 
lassungszeugnisses ohne  Einwilligung  des  Dienstgebers  kein 
Reisepaß  ausgestellt  werden,  der  ausgestellte  Reisepaß  aber 
darf  dem  Dienstboten  nur  nach  Aufhören  des  Dienstver- 
hältnisses ausgehändigt  werden.  Diese  Verfügung  ist  eben- 
falls ein  Novum  gegenüber  dem  alten  Dienstbotengesetz 
wie  auch  den  ausländischen  Dienstbotenordnungen  gegen- 
über und  findet  seine  Begründung  in  dem  Gegengewicht 
gegen  die  mit  der  Auswanderung  verbundenen  häufigen 
Fälle  von  Vertragsbruch.  Im  übrigen  wurde  zugunsten  der 
mit  ihren  Eltern  auswandernden  minderjährigen  Dienst- 


der  Behörde  nicht  rechtfertigt,  ist  die  Behörde  unter  Umgehung  jeder 
weiteren  Verhandlung  verpflichtet,  schriftlich  anzuordnen,  daß  der 
Dienstbote  mit  Brachialgewalt  auf  den  Dienstplatz  geführt  werde.  Gegen 
die  Anordnung  ist  eine  Appellation  nicht  zulässig. 

§  27.  Wenn  der  zum  Dienstantritt  aufgeforderte  landwirtschaft- 
liche Dienstbote  sich  innerhalb  24  Stunden  bei  der  Behörde  meldet, 
ist  er  über  den  Inhalt  der  vom  Dienstgeber  eingebrachten  Klage  sofort 
zu  vernehmen  und  je  nach  dem  Ergebnis  des  in  dieser  Richtung  ununter- 
brochen fortzuführenden  vorschriftsmäßigen  Verfahrens  zur  unverzüg- 
lichen Erfüllung  des  Vertrages  anzuhalten  bzw.,  wenn  der  Dienstbote 
sein  Vorgehen  gerechtfertigt  hat,  das  Ansuchen  des  Dienstgebers  um 
Vorführung  abzuweisen. 

Der  zur  Erfüllung  des  Vertrages  angewiesene  Dienstbote  ist,  wenn 
er  nicht  sofort  in  den  Dienst  tritt,  unter  Umgehung  jeder  weiteren  Ver- 
handlung dem  §  26  entsprechend  mit  Brachialgewalt  auf  den  Dienstplatz 
zu  führen. 

§  28.  Der  vorgeführte  landwirtschaftliche  (äußere)  Dienstbote 
kann,  wenn  er  das  Verfahren  von  seite  der  Behörde  für  ungesetzlich  hält, 
unabhängig  von  der  mit  dem  Dienstgeber  gepflogenen  Verhandlung 
gegen  die  verfahrende  Behörde  bei  der  kompetenten  Oberbehörde  eine 
besondere  Klage  erheben.  Solche  Klagen  sind  auf  das  dringlichste  zu 
prüfen  und  ist  über  deren  Erledigung  unter  Vorlage  sämtlicher  Akten 
von  der  der  beklagten  behördlichen  Person  unmittelbar  vorgesetzten 
Behörde  dem  k.  u.  Ackerbauminister  Bericht  zu  erstatten. 
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boten,  wie  auch  der  für  mehrere  Jahre  verdungenen  Dienst- 
boten, die  das  erste  Dienstjahr  bereits  abgeleistet  haben, 
eine  Ausnahme  von  diesem  die  Ausstellung  des  Reisepasses 
betreffenden  Verbot  statuiert.  Im  Falle  des  Vorwaltens 
jedes  anderen  Würdigung  verdienenden  Grundes  kann  der 
Minister  des  Inneren  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbau- 
minister auch  ohne  Einwilligung  des  Dienstgebers  die  Aus- 
folgung des  Reisepasses  anordnen. 

Diese  Normen  bilden  den  Inhalt  des  staatlichen  Schutzes 
des  an  den  Dienstbotenvertrag  geknüpften  öffentlichen 
Interesses.  Sehen  wir  nun  einmal,  wie  sich  dem  gegenüber 
die  Kritik  stellt,  ob  sie  diese  Verfügungen  für  begründet, 
wenn  ja,  ob  sie  dieselben  für  zweckentsprechend  hält,  und 
ob  die  Beschränkung  der  Freiheit  des  Dienstboten  in  dem 
erforderlichen  Verhältnis  zu  jenem  Vorteil  steht,  den  der 
Schutz  des  öffentlichen  Interesses  repräsentiert. 

Die  Verfolgung  des  Streikes  als  Übertretung  —  das 
ist  das  erste  Gegenargument  —  entwindet  dem  Arbeiter 
die  mächtigste  Waffe,  mit  der  er  seine  Lage  bessern  kann, 
wodurch  er  zu  ewigem  Stillstand  verurteilt  ist.  Einer  noch 
schwereren  Beurteilung  unterliegt  die  Verfolgung  derjenigen, 
die  zum  Streik  aufreizen,  denn  das  richtet  sich  direkt 
gegen  die  Freiheit  der  Willensmeinung.  Das  ist  das  Gegen- 
argument, die  aus  der  unentwickelten  Epoche  des  Arbeiter- 
rechtes entstammende  Meinung  derjenigen,  die  nicht  das 
erforderliche  Rechtsgefühl  haben  oder  den  Rechtsgrund- 
sätzen der  heutigen  Gesellschaftsordnung  gegenüber  von 
Anfang  an  das  Gebiet  der  blinden  Negation  betreten 
haben.  Bei  der  Beurtheilung  des  Streikes  ist  das  Gewicht 
nicht  auf  die  Tatsache  der  Arbeitseinstellung,  sondern  auf 
den  Umstand  zu  legen,  ob  diese  Einstellung  irgend  einen 
in  Geltung  befindlichen  Vertrag  verletzt,  ob  sie  mit  einer 
Verletzung  von  Pflichten  verbunden  ist,  oder  nicht.  Wenn 
ein  Arbeiter,  der  nicht  vertragsmäßig  verpflichtet,  und  nicht 
an  eine  festgestellte  Kündigungszeit  gebunden  ist,  oder  eine 
Czettler,  Landw.  Gesinde  5 
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ganze  Gruppe  von  solchen  die  Arbeit  einstellt,  so  schließt 
das,  mag  der  Schaden  für  den  Dienstgeber  noch  so  empfind- 
lich sein,  keinerlei  Kriterium  einer  Verletzung  der  Rechts- 
ordnung in  sich.  Das  ist  auch  nach  unserem  landwirtschaft- 
lichen Arbeiterrecht  nicht  strafbar^,  dazu  hat  jeder  Arbeiter 


^  Am  interessantesten  ist  die  Frage  des  Begriffes  des  Streiks  in  der 
englischen  Judikatur.  Hier  machen  die  Gerichte,  wie  das  Henry  W.  Ma- 
crosty  in  der  Märznummer  1908  des  „Archivs  für  Sozialwissenschaft 
und  Sozialpolitik"  in  seiner  Studie  über  die  Antezedentien  der  „Trade 
Disputes  act  1906"  (die  novellarische  Modifikation  der  Conspiracy  act 
1875)  entwickelt,  einen  strengen  Unterschied,  ob  jemand  eine  nicht- 
gebundene Arbeitskraft  einschränkt  oder  ob  er  einen  geschlossenen 
Vertrag  bricht.  Von  der  das  Streikgesetz  verhandelnden  parlamentari- 
schen Kommission  wurde  das  so  ausgedrückt:  Jeder  Mensch  hat  das  Recht 
zu  arbeiten  oder  nicht  zu  arbeiten,  nach  Belieben,  ohne  daß  er  jedoch 
dadurch  zum  Vertragsbrecher  wird.  Das  neue  englische  Streikgesetz 
bestraft  zwar  den  Anstifter  wegen  eines  Vertragsbruches  nicht,  räumt 
jedoch  gegen  den  den  Vertrag  verletzenden  Arbeiter  das  Klagerecht  ein. 
Das  neue  Gesetz  schützt  die  Tätigkeit  der  Fachorganisationen,  modi- 
fiziert jedoch  nicht  die  strafrechtlichen  Verfügungen  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1875  im  Falle  eines  die  Gefährdung  des  menschlichen  Lebens, 
schwere  körperliche  Verletzung,  die  Vernichtung  wertvoller  Mobilien 
oder  Immobilien  involvierenden  Vertragsbruches.  Die  Gesetze  beziehen 
sich  zum  größten  Teil  auf  gewerbliche  Arbeit,  bezüglich  des  Vertrags- 
bruches von  Dienstboten  zeigen  die  richterlichen  Dezisionen  den  Rechts- 
zustand. Nach  Beeton  (,, Master  and  Servant"  London  1899,  Ward, 
Lock  et  Co.)  kann  der  Vertragsbrüchige  Dienstbote  sofort  ent- 
lassen werden,  bzw.  es  kann  gegen  ihn  die  Untersuchung  eingeleitet 
und  abgeschlossen  werden  (Seite  291  bis  295).  Der  berechtigt  entlassene 
Dienstbote  kann  auch  auf  den  verdienten  Lohn  keinen  Anspruch  er- 
heben (S.  296).  Daß  auch  in  der  Schweiz  der  Streik  nicht  vollständig 
als  Privatangelegenheit  der  Parteien  betrachtet  wird,  beweist  §  164  des 
polizeilichen  Strafgesetzbuches  des  Kantons  der  Stadt  Basel:  Wer  einen 
anderen  durch  Zwang,  Drohimg,  Ehrenbeleidigung  oder  Verrufserklärung 
an  einer,  bessere  Löhne  oder  Arbeitsbedingungen  bezweckenden  Ver- 
abredung, namentlich  wenn  dabei  eine  Arbeitseinstellung  oder  Arbeits- 
entlassung bezweckt  wird,  teilzunehmen  zwingt  oder  das  versucht,  ist 
ebttiso  wie  derjenige,  der  mit  Hilfe  dieser  Mittel  andere  behindert  oder 
das  versucht,  aus  dem  durch  eine  solche  Verabredung  zustande  gekom- 
menen Verhältnis  auszutreten,  mit  Gefängnis  zu  bestrafen. 
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das  Recht.  Die  staatliche  Einmengung  beginnt  nur  dann 
und  dort,  wo  der  Arbeiter  eine  vertragsmäßig  übernommene 
Verpflichtung  bricht  und  dadurch  die  Rechtssicherheit,  das 
die  Grundlage  des  Obligationsrechtes  bildende  Vertrauen 
vernichtet.  Diesen  Umstand  verschweigen  die  Kritiker 
unseres  landwirtschaftlichen  Arbeiterrechtes  meistens  sehr 
weise  und  heben  immer  nur  die  schwere  Strafe,  die  auf  den 
Streik  gesetzt  ist,  hervor,  ohne  daß  sie  auch  nur  mit  einem 
Worte  erwähnen  würden,  daß  nicht  die  Arbeitseinstellung: 
als  solche,  sondern  der  die  Grundlage  derselben  bildende 
Vertragsbruch  das  Übertretungsdelikt  bildet.  Die  ungari- 
schen landwirtschaftlichen  Arbeitergesetze  verbieten  auch 
die  auf  die  Besserung  der  Vertragsbedingungen  gerichtete 
Verabredung  nicht,  und  wenn  daher  die  Arbeiter  einen 
größeren  Arbeitslohn  erzielen  wollen,  können  sie  vor  Ab- 
schluß der  Ernteverträge  durch  ein  zur  Zeit  der  Verdingung 
organisiertes  Auftreten  oder  durch  Zuwarten  mit  dem 
Vertragsabschluß  auf  den  Arbeitgeber  einen  gewissen,  inner- 
halb der  Rahmen  des  Gesetzes  sich  bewegenden  Zwang 
ausüben.  Sobald  aber  einmal  der  Kontrakt  zustande  ge- 
kommen ist,  garantiert  das  Gesetz  dessen  Einhaltung  sowohl 
durch  den  Arbeitgeber  wie  den  Arbeiter,  nicht  im  Interesse 
der  Parteien,  sondern  im  Interesse  der  Rechtssicherheit 
und  des  ungestörten  Ganges  der  nationalen  Produktion^. 


1  Diesbezüglich  sagt  der  Motivenbericht  des  Gesetzes  folgendes: 
Der  Vertragsbruch  ist  nach  der  Ansicht  eines  jeden  nüchternen  Menschen 
eine  unmoralische  Sache,  weil  er  eine  derartige  Verletzung  des  ange- 
nommenen Versprechens  oder  des  freiwillig  gegebenen  Wortes  bedeutet, 
welche,  wenn  sie  gestattet  wäre,  durch  die  Ungewißheit  die  Entstehung 
und  den  Bestand  jedweden  Rechtsverhältnisses  eigentlich  ausschließen 
würde.  Auch  die  Vorlage  verpflichtet  nicht  die  Parteien,  wer,  mit  wem 
und  unter  welchen  Bedingungen  einen  Vertrag  schließen  soll,  sie  macht 
also  keinerlei  anständiges  Mittel  des  wirtschaftlichen  Lohnkampfes  im- 
möglich, läßt  jedoch  den  Vertragsbruch  nicht  zum  Mittel  des  Kampfes 
machen,  da  derselbe  außer  dem  verursachten  materiellen  Schaden  auch 
noch  der  Urheber  moralischer  Verkommenheit  ist. 
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Die  neueren  Kritiker  der  ungarischen  Arbeitergesetze 
berücksichtigen  bereits  das  Moment  des  Vertragsbruches, 
denn  sie  fühlen  es  selbst,  daß  dieser  Punkt  in  ihrer  Beweis- 
führung eine  Lücke  bildet,  die  sie  durch  einfaches  Tot- 
schweigen nicht  überbrücken  können.  Sie  suchen  daher 
den  Vertragsbruch  damit  zu  begründen,  daß  der  Klassen- 
kampf ein  Krieg  zwischen  Kapital  und  Arbeit  sei,  in  dem 
jedes  Mittel  erlaubt  ist,  das  zur  Nötigung  des  anderen  Teiles 
geeignet  erscheint,  teils  aber  damit,  daß  jeder  Arbeitsvertrag 
eo  ipso  ein  Wuchervertrag  ist,  oder  wenigstens  ein  mit  dem 
stillschweigenden  Vorbehalt  abgeschlossener  Vertrag,  daß 
sich  die  sozialen  Kräfteverhältnisse  nicht  ändern;  er  könne 
daher  von  dem  Arbeiter  wann  immer  aufgelöst  werden, 
ohne  daß  diese  Tatsache  ein  Vertragsbruch  wäre. 

Gegenüber  der  ersten  Auffassung,  welche  den  absoluten 
Charakter  des  Streikrechtes  verkündet  und  bei  welcher  der 
Vertragsbruch  nur  nebenbei  erwähnt  wird,  weil  diese  Auf- 
fassung weder  dessen  Natur  noch  die  auf  demselben  auf- 
gebauten Rechtsunterschiede  berücksichtigt,  wird  es  ge- 
nügen, wenn  wir  uns  auf  das  in  der  Begründung  des  Gesetzes 
Vorgebrachte  berufen.  ,,Die  Ankündigung  dessen  —  heißt 
es  dort  —  daß  der  Lohnkampf  der  Arbeiter  ein  Recht 
auf  jedes  erfolgreiche  Mittel  gewährt,  ist  in  dieser  Form 
eine  lückenhafte  und  falsche  These;  denn  wenn  sie  wahr 
wäre,  dann  wäre  auch  die  Auffassung  berechtigt,  daß 
andererseits  auch  der  Dienstgeber  dem  Arbeiter  und  dem 
Dienstboten  gegenüber  von  jedem  gesetzwidrigen  Mittel 
Gebrauch  machen,  am  Zahltage  allen  die  Zahlung  ver- 
weigern und  damit  die  Dienstboten  vor  eine  Zwangslage 
stellen  könnte."  Daß  das  Wiederaufleben  des  Prinzips  des 
bellum  omnium  contra  omnes  nicht  nur  die  die  Grundlage 
der  nationalen  Existenz  bildende  Produktion,  sondern  auch 
die  Rechtsordnung  untergraben  und  zur  vollständigen 
Anarchie  führen  würde,  bedarf  kaum  einer  näheren  Be- 
gründung, und  daher  ist  jenes  Streben  der  Staatsgewalt  leicht 
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verständlich,  das  durch  Aufrechterhaltung  der  Rechts- 
ordnung jeder  Reibung  vorzubeugen  sucht. 

Die  Wuchertheorie  drängt  schon  zu  einer  näheren  Auf- 
klärung. Der  Ausgangspunkt  dieser  Theorie  ist  die  An- 
nahme, daß  der  Arbeiter  nie  einen  individuellen,  sondern 
nur  einen  Kollektivvertrag  schließen  kann,  auch  wenn  er 
sich  ganz  allein  verpflichtet,  denn  für  die  Bedingung  seines 
Unternehmens  sind  die  Lohnbedingungen  aller  anderen 
Arbeiter  maßgebend,  andererseits  wirkt  der  durch  ihn  ge- 
schlossene, durchschnittlich  bessere  oder  schlechtere  Ver- 
trag auf  die  Beschäftigungsverhältnisse  der  gesamten  Ar- 
beiterschaft zurück.  Ein  jeder  Arbeiter  ist  übrigens  ge- 
zwungen, in  seinen  auf  die  Verrichtung  einer  bestimmten 
Arbeit  gerichteten  Vertragswillen  den  auf  seine  und  seiner 
Familie  Existenzmöglichkeit  Rücksicht  zu  nehmen.  Sobald 
er  diesen  Zweck  nicht  mehr  gesichert  sieht,  fühlt  er  sich 
nicht  weiter  zur  Erfüllung  des  Vertrages  verpflichtet  und 
tritt  daher  in  den  Ausstand.  Als  Vertragsbruch  kann  dieses 
Vorgehen  deshalb  nicht  betrachtet  werden,  weil  die  einzige 
Existenzmöglichkeit  des  Arbeiters  in  der  Vermietung  seiner 
Arbeitskraft  besteht.  Als  Rechtsgrundlage  des  Streiks  muß 
man  das  für  den  Wuchervertrag  geltende  Prinzip  akzep- 
tieren, das  man  von  einer  unerfahrenen,  in  drückender  Lage 
befindlichen  Partei  nicht  die  Übernahme  einer  unverhältnis- 
mäßig großen  Gegenleistung  fordern  könne.  Wenn  der 
Vertrag  auch  ursprünglich  kein  Wuchervertrag  war,  ist 
er  doch  in  der  Zwischenzeit  zu  einem  solchen  geworden, 
da  der  Arbeitslohnvertrag  immer  nur  unter  dem  stillschwei- 
genden Vorbehalt  der  Klausel:  rebus  sie  stantibus  ge- 
schlossen wurde,  kann  der  Arbeiter  die  Feststellung  neuer 
Bedingungen  fordern,  und  der  dieses  Ziel  anstrebende  Aus- 
stand ist  nicht  als  Vertragsbruch  zu  betrachten. 

Der  Fehler  dieser  Streiktheorie  ist  zweifellos  der,  daß 
sie  nicht  auf  Grund  der  Erwägung  der  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse, sondern  auf  Grundlage  einer  allzu  kühnen  De- 
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duktion  zustande  gekommen  ist.  Ihr  Ausgangspunkt  ist 
unzweifelhaft  richtig,  daß  nämlich  der  Arbeiter  notgedrungen 
arbeiten  muß,  wenn  er  leben  will.  Aber  die  Notwendigkeit 
ist  nicht  eine  Konsequenz  des  Verhältnisses  zwischen  Ar- 
beiter und  Arbeitgeber,  sondern  die  Folge  der  die  Grund- 
lage der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  bildenden  Ar- 
beitsteilung. An  der  Produktion  muß  jedermann  teil- 
nehmen, der  Arbeiter  mit  seiner  Arbeitskraft,  der  Kapitalist 
mit  seinem  Kapital.  Wenn  der  letztere  der  Produktion  sein 
Kapital  entzieht,  so  verliert  dasselbe  seinen  Charakter  und 
verzehrt  sich  als  Mittel  der  Konsumtion  im  Laufe  der 
Zeit  selbst.  Dieser  Zwang  der  Teilnahme  an  der  Produktion 
drückt  daher  in  gleicher  Weise  auf  beide  Parteien:  auf  den 
Arbeitgeber  und  auf  den  Arbeiter,  und  deshalb  hängt  die 
Gesamtheit  der  Arbeiter  nicht  nur  von  der  Gesammtheit  der 
Arbeitgeber  ab,  sondern  auch  umgekehrt.  Man  könnte 
höchstens  davon  reden,  wer  von  den  beiden,  wenn  die  Reihe  an 
den  Kampf  zwischen  der  Gesammtheit  der  Arbeitgeber  und 
der  Arbeiter  käme,  den  Sieg  davontragen  würde.  Theoretisch 
würde  der  Arbeiter  wegen  Mangels  eines  Reservekapitals 
gezwungen  sein,  schneller  den  Kampf  aufzugeben,  ob  sich 
aber  der  an  die  persönliche  Dienstleistung  gewöhnte,  auf 
die  tausend  Kulturnotwendigkeiten  angewiesene  Arbeit- 
geber, wenn  er  auch  selbst  jenen  riesigen  Verlust,  den  ein 
Generalausstand  ihm  an  seinem  Umlaufenden  und  auch 
investierten  Kapital  verursachte,  überstehen  könnte,  —  ob 
dieser  Arbeitgeber  unter  dem  Zwang  seiner  eigenen  Bedürf- 
nisse sich  nicht  besiegt  fühlen  würde,  das  läßt  sich  auf 
theoretischem  Wege  nicht  entscheiden.  Den  Umstand,  daß 
infolge  der  Arbeitsteilung  der  eine  auf  den  andern  an- 
gewiesen ist,  kann  man  nicht  zum  Gegenstande  einer  ein- 
seitigen Erwägung  machen,  noch  weniger  aber  kann  man 
daraus  auf  das  Fehlen  der  Willensfreiheit  des  einen  Ver- 
tragsteiles folgern.  Denn  wenn  wir  auch  den  aus  der  Arbeits- 
teilung fließenden  Arbeitszwang  zugeben  wollen,  —  rieh- 
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tiger  könnte  man  das  einen  Zwang  zur  Teilnahme  an  der 
Produktion  nennen  — ,  so  folgt  daraus  noch  lange  nicht, 
daß  wir  den  kollektiven  Charakter  der  Verträge,  besonders 
aber  das  anerkennen,  daß  der  Vertrag  jedes  einzelnen  Ar- 
beiters notwendigerweise  auf  die  Vertragsbedingungen  sämmt- 
licher  übrigen  Arbeiter  einwirken  müsse.  Die  Arbeitslöhne 
in  den  Fabriken  können  einheitlich  sein,  obzwar  es  zweifellos 
ist,  daß  der  Lohn  der  Vorarbeiter  und  der  Anfänger  ganz 
vom  Durchschnitt  abweicht,  in  den  einzelnen  Industrie- 
zweigen wirkt  aber  auch  die  Konjunktur  mehr  oder  weniger 
auf  die  Arbeitslöhne  und  hat  zahllose  Variationen  zur  Folge. 
Noch  mehr  wird  die  nach  der  obigen  Streiktheorie  so  ein- 
fache und  durchsichtige  Frage  der  Arbeitslöhne  kompliziert, 
wenn  wir  die  landwirtschaftlichen  Arbeitslöhne  ins  Auge 
fassen,  wo  die  Arbeitslöhne  sich  je  nach  der  Natur  der  Arbeit, 
nach  der  Individualität,  der  Vertrauenswürdigkeit  des  Ar- 
beiters, nach  der  Größe  und  Intensität  des  angewendeten 
Betriebes  gewaltig  ändern.  Wenn  wir  noch  den  Umstand 
heranziehen,  daß  in  Ländern,  die  auf  verschiedenen  Stufen 
der  landwirtschaftlichen  Entwicklung  stehen,  der  Arbeits- 
lohn die  Stufe  der  Entwicklung  widerspiegelt,  so  müssen 
wir  jene  kühne  Formulierung  der  Theorie  des  Kollektiv- 
vertrages, wonach  die  Arbeiter  tatsächlich  niemals  einen 
individuellen  Arbeitslohnvertrag  schließen  können,  und  die 
Arbeiter  an  allen  durch  ihre  Arbeitsgenossen  abgeschlossenen 
Verträgen  interessiert  sind,  für  eine  Absurdität  halten. 
Diese  Auffassung  kann  wohl  für  die  Arbeitslöhne  eines  und 
desselben  an  dem  gleichen  Orte  arbeitenden  Industrie- 
zweiges zutreffen,  aber  nicht  im  allgemeinen  für  sämtliche 
Arbeitslöhne. 

Wenn  wir  ein  weiteres  Kettenglied  dieser  Theorie 
prüfen,  stoßen  wir  auf  eine  neuere  durch  die  übereilte  Ver- 
allgemeinerung herbeigeführte  Lücke.  Es  unterliegt  wohl 
keinem  Zweifel,  daß  der  Zweck  des  Arbeiters  bei  dem 
Arbeitsvertrag   darin   besteht,   seine   Existenz   zu   sichern, 
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und  man  kann  ihm  daher,  wenn  er  nur  auf  den  Arbeitslohn 
angewiesen  ist,  einige  Berechtigung  nicht  absprechen,  wenn 
er  auf  die  Bestimmung  seines  Standard  of  life  Einfluß  nimmt 
und  dessen  Verbesserung  anstrebt.  Die  Feststellung  des 
Standard  of  life  ist  jedoch  keine  so  einfache  Sache,  wie  die 
obige  Streiktheorie  voraussetzt.  Den  großen  Rahmen  hiefür 
schafft  wohl  die  wirtschaftliche  und  die  soziale  Lage  der 
verschiedenen  Arbeiterkategorien,  aber  innerhalb  dieses 
Rahmens  zeigen  sich  hunderterlei  individuelle  Varianten. 
Zwischen  dem  Standard  und  dem  Arbeitslohn  ist  übrigens 
auch  eine  Wechselwirkung  und  die  Entscheidung  der  schwie- 
rigen Frage,  die  Entscheidung  dessen,  ob  der  Arbeitslohn 
zu  dem  Standard  im  richtigen  Verhältnis  steht,  schon  jetzt 
der  subjektiven  Erwägung  zu  überlassen,  und  dazu  das 
Recht  zum  Vertragsbruch  als  Sanktion  zu  gewähren,  das 
verstößt  nicht  nur  gegen  die  Grundprinzipien  der  Rechts- 
ordnung, sondern  auch  gegen  den  grundlegenden  Faktor  des 
mordernen  Wirtschaftslebens:  gegen  das  Gesetz  der  Preis- 
bildung. Den  Preis  der  Arbeit  bestimmen  nicht  nur  die  auf 
dieselben  verwendeten  Kosten,  sondern  auch  die  Nützlich- 
keit der  Arbeit,  weiters  das  Angebot  und  die  Nachfrage. 

Besonders  bei  den  landwirtschaftlichen  Dienstboten 
kann  man  das  Bestreben,  ausschließlich  den  Standard  of 
life  zu  sichern,  nicht  in  den  Arbeitsvertrag  hineininter- 
pretieren. In  Ungarn  ist  der  landwirtschaftliche  Arbeiter  im 
allgemeinen,  besonders  aber  der  landwirtschaftliche  Dienst- 
bote gleichzeitig  auch  Kleinproduzent,  und  seine  Existenz 
fließt  nicht  ausschließlich  aus  dem  eigentlichen  Arbeitsver- 
hältnis, wie  oben  ausführlicher  dargelegt  wurde.  Der  land- 
wirtschaftliche Arbeiter  kann  zwischen  den  verschiedenen 
Arten  der  Lohnverträge  wählen,  er  kann  mit  wenig  Fleiß  als 
Produzent  oder  als  Verkäufer  selbständig,  unabhängig  von 
seinen  Genossen  und  von  dem  Arbeitsverhältnis  seine  Lage 
verbessern,  nicht  so,  wie  der  industrielle  Arbeiter,  der  sich 
in    Ermangelung    der    Produktionsmittel    als    Kleinunter- 
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nehmer  nicht  durchsetzen  kann.  Aber  angenommen,  wenn 
auch  nicht  zugegeben,  daß  man  dem  Arbeiter,  der  ausschließ- 
lich aus  seiner  auf  Grund  des  Arbeitsvertrages  erlangten 
Beschäftigung  lebt,  das  Recht  der  Selbstjustiz  in  der  Rich- 
tung gewährt,  daß  er  die  Harmonie  zwischen  Arbeitslohn 
und  Standard  of  life  durch  einen  Vertragsbruch  herbeiführe, 
wäre  es  dann  berechtigt,  die  gleiche  Selbstjustiz  auch  dem 
landwirtschaftlichen  Dienstboten  zu  sichern,  zu  dessen 
Standard  allenfalls  der  Arbeitslohn  das  Gerippe  liefert,, 
dessen  Verbesserung  aber  nicht  so  eng  zusammenhängt 
mit  der  Möglichkeit  einer  Lohnerhöhung,  wie  das  bei  dem 
industriellen  Arbeiter  der  Fall  ist  ?  Wäre  nicht  die  Erschlaf- 
fung des  persönlichen  Fleißes,  die  Abstumpfung  der  Unter- 
nehmergeschicklichkeit, die  zur  Erreichung  der  Selbständig- 
keit notwendig  ist,  die  sichere  Konsequenz?  Die  Rich- 
tung der  landwirtschaftlichen  und  der  industriellen  Pro- 
duktion ist  eine  ganz  verschiedene.  Bei  der  letzteren  zeigt 
sich  der  Gedanke  der  Zentralisation,  bei  der  ersteren  der 
der  Dezentralisation  als  Korollar  der  betriebstechnischen 
Entwicklung.  Zur  Bildung  von  Kleingütern  ist  nicht  nur 
Güteraufteilung,  sondern  auch  Menschenmaterial  not- 
wendig, welches  außer  den  erforderlichen  technischen 
Kenntnissen  auch  genügende  Unternehmergeschicklichkeit 
besitzen  muß,  um  alle  jene  Verwertungs-  und  andere 
Schwierigkeiten  niederringen  zu  können,  welche  die  Land- 
wirte ohnedies  schwer  treffen.  Jede  Verfügung  daher, 
welche  die  die  Rechtsgrundlage  des  heutigen  Wirtschafts- 
verkehrs bildende  Pünktlichkeit  und  Treue  in  den  zu- 
künftigen Kleinbauer  verringert,  würde  eine  den  Klassen- 
aufstieg derselben  hindernde,  demnach  gegen  deren  Inte- 
ressen gerichtete  Handlung  sein. 

Hieraus  folgt  gleichfalls,  daß  die  stillschweigende  Aus- 
bedingung der  auf  den  Standard  bezüglichen  Klausel  rebus 
sie  stantibus  bei  dem  landwirtschaftlichen  Arbeitslohnver- 
trag  nicht  existiert,    denn    der  Arbeitsvertrag    ist   nicht. 
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der  einzige  Faktor  bei  der  Feststellung  des  Standard. 
Im  übrigen  zieht  auch  die  dem  gewerblichen  Lohn- 
vertrag zunächst  stehende  Art  des  landwirtschaftlichen 
Arbeitslohnvertrages:  der  Dienstbotenvertrag,  den  Wechsel 
der  Bedürfnisse  und  ihrer  Befriedigungsmittel  viel  mehr  in 
Rechnung  als  der  gewerbliche  Lohnvertrag,  beziehungs- 
weise jener  bietet  viel  mehr  Gelegenheiten  und  Möglich- 
keiten, die  Bedürfnisse  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  als 
der  gewerbliche  Lohnvertrag.  Bei  der  gewerblichen  Arbeit 
gibt  es  keine  fixen  Termine,  an  denen  der  Arbeiter  einen 
neuen  Vertrag  schließen  und  die  Arbeitslohnbedingungen 
neuerlich  regeln  muß.  In  der  Landwirtschaft  fordert  jede 
neue  Ernte  eine  neue  Vereinbarung,  und  auch  der  Zeit- 
punkt des  Dienstbotenwechsels  fällt  auf  einen  solchen  fixen 
Termin,  auf  eine  bestimmte  Jahreszeit,  daß  diese  für  die 
Revision  des  Arbeitslohnvertrages  die  nötige  Gelegenheit 
bieten,  den  Dienstgeber  sogar  direkt  hiezu  auch  dann 
zwingen,  wenn  er  und  seine  einzelnen  Dienstboten  von  der 
stillschweigenden  Vertragsverlängerung  Gebrauch  machen. 
Der  industrielle  Arbeiter  kann,  insbesondere,  wenn  er  eine 
qualifizierte  Arbeit  verrichtet,  eine  Revision  des  typischen 
Arbeitslohnvertrages  für  sich  allein  nur  unter  Verlust  seiner 
Arbeit  oder  mit  dem  Risiko  eines  unbestimmten  Zeitauf- 
wandes zum  Suchen  eines  anderen  Platzes  versuchen,  wobei 
der  Ablauf  des  Lohnvertrages  in  seinem  Industriezweig  auf 
verschiedene  Zeiten  fällt.  Der  landwirtschaftliche  Dienst- 
bote dagegen  ist  infolge  des  einheitlichen  zeitlichen  Ablaufs 
des  Vertrages  einem  solchen  Risiko  nicht  ausgesetzt,  denn 
er  kann  sich  überall  für  einen  Platz  anbieten,  und  als  letztes 
Hilfsmittel  steht  hinter  ihm  die  Möglichkeit,  als  freier  Lohn- 
arbeiter, als  Akkordschnitter  seine  Existenz  zu  sichern. 

Auf  Grund  des  Prinzips  der  Klausel  rebus  sie  stantibus 
könnte  man  höchstens  gegen  die  einjährige  Dauer  des  Ver- 
trages eine  Einwendung  erheben.  Aber  die  Lebensbedürf- 
nisse der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  ändern  sich  nicht 
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von  Tag  zu  Tag.  Da  sie  ihre  Gebühren  zum  großen  Teil  in 
natura  erhalten,  berührt  die  allgemeine  Teuerung  ihren 
Standard  nicht.  Es  braucht  wenigstens  ein  Jahrzehnt,  bis 
auf  Grund  der  Klausel  rebus  sie  stantibus  aus  dem  ur- 
sprünglichen geschlossenen  Vertrag  ein  Wuchervertrag  wird. 
Während  dieser  Zeit  aber  hat  er  die  Möglichkeit,  den  Ver- 
trag auch  mehrmals  zu  revidieren. 

Aus  der  Zusammenfassung  des  bisher  Gesagten  geht 
hervor,  daß  der  landwirtschaftliche  Dienstbote  einen  höchst- 
persönlichen Vertrag  schließt,  und  daß  ihn  die  Art  der 
Familienwirtschaft,  ferner  die  freie  Wahl  unter  den  Arbeits- 
gelegenheiten in  die  Lage  versetzt^,  bei  Abschluß  des  Arbeits- 
lohnvertrages seinen  freien  Willen  voll  zur  Geltung  zu 
bringen.  Und  obwohl  er  zum  Zwecke  der  Sicherung  seiner 
Existenz  genötigt  ist,  zu  arbeiten,  so  ist  er  doch  bei  weitem 
nicht  in  der  Zwangslage,  den  persönlichen  Vertrag,  den  er 
schließt,  um  jeden  Preis  annehmen  zu  müssen,  oder  mit 
anderen  Worten,  daß  dieser  für  ihn  den  Charakter  eines 
Wuchervertrages  annimmt.  Daß  aber  der  nicht  ursprüng- 
liche Wuchervertrag  später  einen  solchen  Charakter  an- 
nehme, das  verhindern  einerseits  die  Wiederholung  der 
Vertragsschließung,  ferner  der  durch  das  Gewohnheitsrecht 
sanktionierte  fixe  Termin  des  Platzwechsels,  endlich  der 
Umstand,  daß  nicht  ausschließlich  der  Arbeitslohnvertrag 
den  Standard  of  life  sichert.  Der  Vertragsbruch  der  Dienst- 
boten ist  daher  nicht  nur  rechtswidrig,  sondern  auch,  wie 
wir  gleich  sehen  werden,  eine  in  ihrer  Wirkung  über  den 
gewöhnlichen  Vertragsbruch  weit  hinausreichende  Hand- 
lung. 

Viele  von  denen,  die  im  landwirtschaftlichen  Arbeiter- 
und Dienstbotenstreik  die  Kriterien  eines  Bruches  des  land- 
wirtschaftlichen Arbeitsvertrages  vorwalten  sehen,  greifen 
die  auf  die  Regelung  dieser  Frage  gerichteten  legislativen 


^  Siehe  oben. 
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Verfügungen  deshalb  an,  weil  ihrer  Auffassung  nach  aus 
einer  Verletzung  eines  privatrechtlichen  Vertrages  kein 
Delikt,  sondern  höchstens  ein  Entschädigungsanspruch 
entstehen  könne.  Diese  Auffassung  ist  vollkommen  irrig, 
denn  einerseits  kann  aus  einem  privatrechtlichen  Vertrag 
ein  Delikt  entstehen,  (z.  B.  Wucher),  anderseits  aber  kann 
der  Streik  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  seinem  Wesen 
nach  nicht  in  die  Kategorie  der  einfachen  Nichterfüllung 
eines  Vertrages  eingereiht  werden.  Darüber  kann  man 
streiten,  ob  der  Vertragsbruch  der  gewerblichen  Arbeiter 
als  einfacher  Vertragsbruch  unter  privatrechtliche  Be- 
urteilungfällt, obzwar  auch  bei  einzelnen  Industriezweigen 
der  Arbeitsvertrag  nicht  als  unqualifizierter,  privatrechtlicher 
Vertrag  betrachtet  werden  kann.  Außer  allem  Zweifel  steht 
jedoch,  daß  ein  massenhafter  Vertragsbruch  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  (auch  die  Dienstboten  inbegriffen),  die 
kombinierten  Kriterien  einer  Vermögensvernichtung,  des 
Wuchers  und  der  Erpressung  enthält  und  daher  die  Grenzen 
des  Privatrechtes  überschreitet. 

Der  gewerbliche  Arbeiter  produziert  mit  seiner  eigenen 
Arbeitskraft  (die  Maschinen  potenzieren  nur  die  Kraft- 
entfaltung und  sind  übrigens  selbst  ebenfalls  Produkte  der 
Arbeitskraft),  und  sobald  er  die  übernommene  Arbeit  ver- 
tragswidrig verläßt,  so  unterbricht  er  nur  die  Kontinuität 
der  Produktion.  Wenn  er  auch  dem  Arbeitgeber  empfind- 
lichen Schaden  verursachen  kann,  so  ist  seine  Arbeits- 
einstellung nur  eine  Beschränkung  seines  eigenen  Pro- 
duktionswillens  und  nicht  eine  unberechtigte  Vernichtung 
des  von  seiner  eigenen  Arbeit  unabhängig  zustande  ge- 
kommenen beweglichen  Vermögens,  beziehungsweise  eine 
Lähmung  des  von  ihm  unabhängig  begonnenen  und  sich 
abrollenden  Produktionsprozesses.  Wenn  im  schlechtesten 
Fall  auch  das  in  Aufarbeitung  befindliche  Rohmaterial 
infolge  der  Betriebseinstellung  vernichtet  wird,  so  erwächst 
hieraus  weder   dem  Arbeitgeber  noch  der  nationalen  Pro- 
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duktion  unwiderbringlicher  Schaden,  denn  bei  der  gewerb- 
lichen Produktion  ist  das  Material  im  Verhältnis  zu  der 
durch  die  an  demselben  vollbrachte  Umgestaltungsarbeit 
zustande  gekommenen  Werterhöhung  von  untergeordneter 
Bedeutung^.  Die  Produktion  geschieht  nicht  nach  Perioden, 
sondern  kontinuierlich,  und  der  verursachte  Schaden  kann 
durch  gesteigerte  Arbeit  wieder  hereingebracht  werden.  In 
den  meisten  Gewerbezweigen  kann  nach  Aufhören  des 
Streiks  die  Produktion  auf  demselben  Punkte  wieder  auf- 
genommen werden,  wo  sie  im  Augenblick  der  Arbeitsein- 
stellung unterbrochen  wurde. 

Bei  der  landwirtschaftlichen  Produktion  ist  die  Natur 
des  Betriebes  eine  ganz  andere.  Die  Produktionskraft  ist 
die  Natur  selbst,  und  die  Arbeit  als  Produktionselement 
kommt  nur  als  ein  die  Produktion  vorbereitender  und  die 
Inverkehrbringung  der  fertigen  Produkte  fördernder  Faktor 
zur  Geltung.  Dem  Arbeiter  ist  nicht  die  wesentliche  Um- 
gestaltung der  Materialien  anvertraut,  sondern  zum  klei- 
neren Teile  die  Vorbereitung  des  Beginnes  des  Produktions- 
prozesses, zum  größeren  Teil  aber  die  Einspeicherung  der 
fertigen  Produkte  und  die  Wartung  der  unabhängig  von  seiner 
Arbeit  entstandenen  Vermögensobjekte,  Werte.  Außerdem 
wickelt  sich,  wie  schon  früher  erwähnt,  die  landwirtschaft- 
liche Arbeit  zum  guten  Teil  in  von  dem  menschlichen  Willen 
unabhängigen  Perioden  ab,  und  wenn  die  übernommene 
Arbeit  in  dem  erforderlichen  Zeitpunkte  nicht  geleistet 
wurde,  so  kann  diese  durch  spätere,  gesteigerte  Arbeit  nicht 
gutgemacht   werden,    denn   den    Ablauf   der   Produktions- 


^  In  jenen  Industriezweigen,  bei  denen  die  Produktion  an  fixe 
Termine  gebunden  ist,  wie  z.  B.  Gas,  Elektrizität,  Wasserwerke,  wird 
der  Arbeitsvertrag  als  qualifizierter  Vertrag  angesehen.  Beispielsweise 
bestraft  die  englische  Conspiracy  act  von  1875  das  unberechtigte  Imstiche- 
lassen  der  städtischen  Gas-  und  Wasserwerke  mit  20  Pfund,  oder  mit 
Kerker  bis  zu  drei  Monaten,  eventuell  mit  Zwangsarbeit  verschärft. 
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Periode  bestimmt  nicht  der  Arbeitgeber,  auch  nicht  der  Ar- 
beiter, sondern  die  Natur.  Wenn  wir  daher  den  landwirt- 
schaftlichen Arbeitervertrag  rein  aus  dem  Gesichtspunkte 
des  Betriebes  beurteilen,  so  steht  dieser  viel  näher  dem 
Frachtgeschäft  wie  dem  typischen  Arbeitslohnvertrag  der 
industriellen  Arbeiter.  Der  landwirtschaftliche  Arbeiter 
bindet  nur  seine  Arbeitskraft,  aber  nicht 
seine  Produktionskraft  an  ein  bestimmtes,  ver- 
tragsmäßig festgesetztes  Ziel,  und  sein  Bestreben  richtet  sich 
mehr  auf  die  Wartung  der  vorhandenen  oder  zustande 
gekommenen  Werte,  keineswegs  auf  die  Produktion  neuer 
Werte.  Damit  wollen  wir  natürlich  nicht  sagen,  daß  die 
Dienstleistung  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters  bei  der 
Produktion  minderwertig  sei.  Wir  wollten  nur  auf  den 
einschneidenden  Unterschied  hinweisen,  welcher  sich  in 
der  inneren  Natur  der  gewerblichen  und  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeit  zeigt.  Bei  jeder  landwirtschaftlichen  Arbeit 
ist  die  Sorgfalt,  die  Pünktlichkeit  viel  mehr  nötig,  denn  ein 
Versäumnis  oder  die  mangelhafte  Erfüllung  des  Dienstes 
kann  eine  Wertverminderung  der  Produkte  oder  deren 
vollständige  Vernichtung  nach  sich  ziehen.  Auch  das  Ver- 
säumnis der  dem  landwirtschaftlichen  Dienstboten  anver- 
trauten Agenden,  sei  es,  daß  dasselbe  absichtlich  oder  aus 
Fahrlässigkeit  erfolge,  bringt  nicht  nur  die  Produktion  zum 
Stocken,  sondern  gefährdet  auch  das  Produktionsmittel. 
Wenn  z.  B.  die  Dienstboten  zwei  Tage  streiken  und  das  Vieh 
nicht  füttern,  so  verüben  sie  dadurch  nicht  eine  einfache 
Arbeitseinstellung,  sondern  eine  ebensolche  Vermögens- 
vernichtung, als  wenn  die  streikenden  Industriearbeiter  die 
Maschinen  zerstören. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Natur  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  ist  der  Vertragsbruch  des  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiters kein  unschuldiger  Vertragsbruch  privatrechtlichen 
Charakters,  sondern  der  Versuch  einer  absichtlichen  und 
rechtswidrigen  Beschädigung  des  dem  Arbeiter  anvertrauten 
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fremden  Vermögens^.  Die  Verletzung  des  landwirtschaft- 
lichen Vertrags  ist  aber  nicht  nur  der  Versuch  einer 
Vermögensbeschädigung,  sondern  ihr  bestimmtes  Ziel  ist 
das  Erzwingen  unberechtigter  Vermögensvorteile  einer  sol- 
chen Person  gegenüber,  die  infolge  dieses  unerwarteten  und 
nicht  vorherzusehenden  Ereignisses  und  der  keinen  Aufschub 
duldenden  dringenden  Arbeit  in  bedrängter  Lage  ist.  Der 
landwirtschaftliche  Betrieb  richtet  sich  auch  in  jenen  Be- 
ziehungen, die  mit  der  periodischen  landwirtschaftlichen 
Arbeit  nicht  in  enger  Verbindung  stehen,  strikt  nach  ihrer 
Zeiteinteilung.  Die  Produktionsperiode  ist  ein  Jahr,  der 
Typus  des  Dienstvertrages  ist  ebenfalls  der  einjährige  Ver- 
trag. Wenn  nun  die  Bediensteten  von  den  Dienstgebern 
unter  Verweigerung  der  Erfüllung  ihrer  vertragsmäßigen 
Verpflichtung  zu  einer  solchen  Zeit  bessere  Arbeitslöhne 
zu  erzwingen  trachten,  in  der  die  Feldarbeit  dringend  not- 
wendig ist,  dann  können  die  Dienstgeber,  die  auf  diese 
schwere  Verletzung  der  Vertragstreue  nicht  vorbereitet 
waren,  andere  Dienstboten  sich  nicht  verschaffen.  Erfolgt 
jedoch  die  Arbeitseinstellung  zu  einer  anderen  Zeit,  so 
wird  die  Qualität  der  neu  zu  besorgenden  Dienstboten 
zweifellos  eine  schwächere  sein,  denn  jene  Dienstboten, 
denen  man  ruhigen  Herzens  die  Pflege  der  Wirtschafts- 
instruktion anvertrauen  könnte,  haben  sich  bereits  zur  Zeit 
des  Dienstbotenwechsels  verpflichtet  und  können  mitten  im 
Jahr  den  Platz  nicht  wechseln.  Der  Dienstgeber  ist  daher 
gegenüber  dem  vertragsbrüchtigen  Dienstboten  in  einer  be- 
drängten Lage,  denn  er  kann  nicht  für  entsprechende  Ar- 
beitskräfte sorgen,  sein  Vermögen  wird  nach  und  nach  zer- 
stört,  seinen   Entschädigungsanspruch  aber  kann   er   den 


^  Die  Rechtswidrigkeit  wird  durch  den  Vertragsbruch,  die  Ab- 
sichtlichkeit durch  die  Verabredung  bewiesen,  und  das  ungarische  StGB, 
bringt  nirgends  zum  Ausdruck,  daß  die  Zerstörung  nur  durch  eine  posi- 
tive Tat  begangen  werden  kann. 
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vermögenslosen  Dienstboten  gegenüber   nicht  zur  Geltung 
bringen^. 

Bei  dem  durch  Verabredung  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  zustandegekommenen  Vertragsbruch  sind  beinahe 
alle  Kriterien  der  Bewucherung  und  der  Erpressung  zu  finden: 
die  schlauen  Praktikern,  die  einerseits  in  der 
Störung  der  dringenden  Arbeitszeit,  andererseits  aber  in  der 
Verabredung  sich  zeigen,  die  Ausnützung  der  be- 
bedrängten Lage  eines  anderen  und  die  Schädi- 
gung einerseits,  andererseits  aber  die  Drohung  mit  der 
Vernichtung  der  Ernte  oder  mit  einer  Wertverminderung 
zum  Zv^ecke  des  Erzwingens  eines  höheren  Arbeitslohnes, 
als  der  vertragsmäßig  festgestellte  ist  (ungerecht- 
fertigte Bereicherung).  Diese  Vergehen  be- 
straft das  Strafgesetzbuch  mit  längerem  Gefängnis  und  hoher 
Geldstrafe,  und  jener  Standpunkt  der  landwirtschaftlichen 
Arbeitergesetze,  der  den  auf  Grund  einer  Verabredung  er- 
folgten Vertragsbruch  als  Übertretung  bestraft,  baut  sich 
nicht  nur  auf  dem  Mangel  und  der  Beschränktheit  der  Ent- 
schädigungsfähigkeit des  Arbeiters,  sondern  auch  auf  den 
deliktähnlichen  Elementen  in  der  inneren  Konstruktion  des 
Vertragsbruches  auf,  denen  gegenüber  der  Staat  nicht  nur 
den  Dienstgeber  und  die  nationale  Produktion,  sondern  auch 
die  Rechtsordnung  zu  schützen  gezwungen  ist. 

Es  erübrigt  noch  die  Klärung  jener  strittigen  Frage, 
warum  das  ungarische  landwirtschaftliche  Arbeiterrecht  den 
Anstifter  strenger  bestraft,  als  den  Täter.  Auf  den  ersten 
Blick  erscheint  es  tatsächlich  unlogisch,  daß,  während  die 
Maximalstrafe  des  letzteren  zehn  Tage  Arrest  und  loo 
Kronen  Geldbuße  beträgt,  derjenige,  der  den  verdungenen 


^  Noch  klarer  ist  die  bedrängte  Lage  des  Dienstgebers  beim  Ernte- 
streik. Hier  meldet  sich  am  deutlichsten  die  Gebundenheit  der  Arbeits- 
leistung an  einen  Termin  und  der  Erpressungscharakter  des  Vertrags- 
bruches. 
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oder  zum  Verdingen  geneigten  Dienstboten  deswegen,  weil 
er  sich  verdungen  hat  oder  verdingen  will,  wörtlich  oder 
tätlich  insultiert,  bedroht  oder  die  verdungenen  Dienstboten 
dazu  aneifert,  verlockt,  durch  die  Verweigerung  der  Er- 
füllung ihrer  übernommenen  Verpflichtungen  den  Dienst- 
geber zum  Gewähren  von  Vorteilen  zu  zwingen,  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  60  Tagen  und  mit  einer  Geldbuße  bis  zu 
400  Kronen  zu  betrafen  ist. 

Die  Kenntnis  der  tatsächlichen  Verhältnisse  gibt  jedoch 
den  Schlüssel  dieses  Rätsels  zur  Hand.  Abgesehen  von  dem 
ersten  Teil  der  Strafandrohung,  welche  der  Arbeitsfreiheit, 
dem  Arbeitswillen  gegenüber  jeder  rechtswidrigen  Ein- 
mengung-Schutz  sichert,  richtet  sich  der  zweite  Teil  gegen 
die  gewerbsmäßigen  Unternehmen,  welche  mit  möglichst 
geringem  Risiko  —  denn  im  Falle  des  Mißglückens  über- 
lassen sie  den  angestifteten  Arbeiter  sich  selbst  —  nach 
Erzielung  gefälliger  politischer  und  nicht  selten  selbstischer, 
materieller  Erfolge  streben.  Die  Organisation  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter,  sogar  auch  der  Zusammentritt  der 
einzelnen  lokalen  Organisationen  zu  einem  Landesverband 
(Koalition)  ist  in  Ungarn  gestattet.  Den  radikalsten  Be- 
strebungen zur  Verbesserung  des  Schicksals  der  Feld- 
arbeiter eröffnet  sich  dadurch  schon  freier  Spielraum. 
Doch  würde  es  nicht  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  ent- 
sprechen, wenn  diejenigen,  welche  die  Existenz  der  Arbeiter 
zum  Gegenstand  politischer  Umtriebe  machen  und  die  Un- 
wissenheit, das  mangelnde  Rechtsverständnis  des  Arbeiters 
mißbrauchen,  ebenso  bestraft  würden,  wie  diejenigen,  die 
als  unbewußte  Werkzeuge  politischer  Ambition  den  Ver- 
dienst eines  Jahres  auf  das  Spiel  setzen^. 


^^Nach  §  28  der  sächsischen  Dienstbotenordnung  ist  der  Anstifter 

ebenfalls  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  bis  zu  sechs 

Wochen  zu  bestrafen.    Vergl.  noch  §  6  der  Weimarer,  die  §§  15  und  19 

der  Koburger  Dienstbotenordnung,  §  239  des  politischen  StGB,  von  Han- 

Czettler,  Landw.  Gesinde  6 
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Es  erübrigt  nun  noch  die  Behandlung  der  Frage,  ob 
die  Staatsgewalt  im  Interesse  der  Rechtsordnung  gegenüber 
dem  Arbeiter  nicht  übermäßig  starke  Mittel  anwendet. 
Schon  oben  wurde  erwähnt,  daß  das  Strafgesetzbuch  die 
Vergehen,  die  sich  aus  den  bei  dem  Vertragsbruch  landwirt- 
schaftlicher Arbeiter  vorfindlichen  Elementen  konstruieren 
lassen,  viel  strenger  bestraft.  Auch  haben  wir  gesehen,  daß 
das  Gesetz  bei  Feststellung  der  Verantwortlichkeit  auf  die 
Unwissenheit  des  Arbeiters  gegenüber  dem  Anstifter  Rück- 
sicht nahm.  Der  §  60  des  Gesetzes  geht  aber  noch  weiter, 
indem  er  besagt:  ,,In  einem  solchen  Falle,  in  dem  der  Dienst- 
geber bereit  ist,  den  Verurteilten  und  zur  Erfüllung  des  Ver- 
trages nunmehr  geneigten  Dienstboten  anzunehmen,  kann 
die  Behörde  auf  gemeinsame  Bitte  des  Dienstgebers  und  des 
Dienstboten  unter  Würdigung  der  Umstände  das  Über- 
tretungsverfahren einstellen,  bzw.  von  der  Vollziehung  der 
festgestellten  Strafe  abstehen."  In  den  auswärtigen  Dienst- 
botenordnungen findet  sich  diese  auf  die  Nachsicht  der 
Strafe  bezügliche  Rechtsnorm  noch  nicht  und  auch  der 
letzte  Absatz  des  §  57  des  alten  Dienstbotengesetzes  ge- 
stattet nur  den  Aufschub  der  Strafe  bis  nach  Ablauf  der 
Dienstzeit  in  dem  Falle,  wenn  der  Dienstgeber  den  Dienst- 
boten zurücknimmt.  Diese  auf  Grund  des  Gesetz- Art.  II: 
1898  geschaffene  Verfügung  des  neuen  Dienstbotengesetzes 
läßt  das  Prinzip  zur  Geltung  kommen,  daß  die  Strafgewalt 
des  Staates  nur  zur  Wiederherstellung  der  Rechtsordnung, 
nicht  aber  im  Interesse  der  Sühne  in  Aktion  tritt,  kurz  vor 
dem  Mittel  des  Zwanges  nur  bis  zu  jener  Grenze  Gebrauch 
macht,  als  er  nicht  den  Arbeiter  zur  Erfüllung  der  über- 
nommenen Vertragsverpflichtung  nötigt.  Sobald  dieses  Ziel 
erreicht  ist,  hört  die  Zwangsanwendung  auf. 


nover  usw.  usw.  §  13  der  steirischen  Dienstboten  Ordnung  bedroht  die 
Verleitung  zum  Vertragsbruch  außer  der  Schadenersatzpflicht  auch 
mit  Strafe,  ebenso  §  5  der  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale. 
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Den  Erfolg  dieser  kräftigen,  aber  doch  noch  immer 
humanen  Einmengung  der  Staatsgewalt  rechtfertigen  die 
Erfahrungen^  bei  den  Erntestreikes,  indem  sie  gleichzeitig 
Sicherheit  auch  nach  der  Richtung  gewähren,  daß  die  ähn- 
lichen Verfügungen  des  neuen  Gesetzes  gleichfalls  zweck- 
entsprechend seien,  im  Leben  sich  bewähren  und  zwischen 
Dienstgeber  und  Dienstboten  im  Interesse  der  nationalen 
Produktion  die  nötige  Harmonie  sichern  werden. 


^  Ackerbauminister  Ignaz  v.  Daränyi  hat  in  seiner  Budgetrede 
vom  Jahre  1907  folgendes  erwähnt:  Anläßlich  des  großen  Erntestreiks 
im  Jahre  1906  haben  von  einer  Million  Erntearbeitern  14  791  gestreikt 
Hievon  haben  noch  vor  der  behördlichen  Einmengung  10  632  die  Arbeit 
friedlich  aufgenommen,  5094  wurden  auf  Grund  des  Gesetz-Art.  II: 
1898  verurteilt,  hievon  haben  nach  der  Urteilsverkündigung  4159  die 
Arbeit  aufgenommen,  so  daß  die  Bestrafung  einer  Million  Arbeiter 
nur  an  935  vollstreckt  wurde. 
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7. 
Der  Arbeiterschutz  im  neuen  Dienstbotengesetz 

In  den  vorhergehenden  Abschnitten  haben  wir  gesehen, 
welche  Grenzen  das  Gesetz  der  Selbstjustiz  des  Dienstgebers 
und  des  Dienstboten  gesetzt  hat  (Disziplinarrecht,  Ordungs- 
strafe,  Streik  usw.)  und  in  welchem  Maße  es  die  rechtlichen 
Hindernisse,  die  sich  dem  freien  Lohnvertrage  entgegen- 
stellten, aus  der  Welt  geschafft  hat  (besonderer  Vertrag  mit 
den  Familienmitgliedern  des  Dienstboten,  Verbot  der  un- 
entgeltlichen Arbeit  der  Familienmitglieder  usw.).  Außer 
diesen  Verfügungen  enthält  das  neue  Gesetz  jedoch  eine 
ganze  Reihe  von  Verfügungen  des  Arbeiterschutzes,  zum 
großen  Teile  solche,  die  nicht  nur  in  dem  alten  Dienstboten- 
gesetz, sondern  auch  in  den  ausländischen  Dienstboten- 
ordnungen fehlen;  kurz  die  ungarische  Gesetzgebung  hat 
auch  auf  dem  Gebiete  sozialer  Rechtsnormen  bahnbrechende 
Arbeit  für  die  landwirtschaftlichen  Dienstboten  geschaffen. 
Die  ungarische  Gesetzgebung  nahm  den  Standpunkt  ein, 
daß  sie  ebenso,  wie  sie  durch  Beschränkung  der  Selbst- 
justiz des  Dienstgebers  den  Vertragsschutz  selbst  über- 
nehmen mußte,  auch  durch  die  Verminderung  des  Selbst- 
justizrechtes des  Dienstboten  (Streik),  den  bisher  bei  den 
Dienstboten  aufgetauchten  Beschwerden  durch  minutiösen 
Schutz  abhelfen  müsse.  Die  im  Interesse  des  Dienstboten 
geschaffenen  Schutzverfügungen  können  in  zwei  große 
Gruppen  geteilt  werden.  In  die  erste  Gruppe  sind  die  die 
pünktliche  Ausfolgung  der  Bezüge  des  Dienstboten  betreffen- 
den Verfügungen  einzureihen,  in  die  zweite  Gruppe  aber  jene 
gemischten  Verfügungen,  deren  Zweck  es  ist,  die  materiellen 
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und  die  moralischen  Interessen  des  Dienstboten  zu  fördern. 
Unter  den  in  die  erste  Gruppe  gehörenden  Schutzverfügungen 
ist  zweifellos  jene  die  wichtigste,  welche  gegenüber  den  An- 
ordnungen des  alten  Dienstbotengesetzes  im  Interesse  des 
Dienstboten  den  Bestand  des  Dienstvertrages  auch  in  Fällen 
sichert,  die  für  den  Dienstgeber  nicht  vorteilhaft  sind.  So 
war  z.  B.  im  Sinne  des  Punktes  des  §  21  des  Gesetz- Art. 
XIII:  1876  der  Dienstgeber  nicht  verpflichtet,  den  Dienst- 
boten aufzunehemen,  wenn  ihn  inzwischen  zufällig  ein 
Wetterschaden,  Hochwasser  betroffen  hatte,  infolgedessen 
er  die  Zahl  seiner  Dienstboten  zu  vermindern  gezwungen 
war.  Nach  §  14  des  neuen  Gesetzes  kann  in  diesem  Fall 
nur  derjenige  Kleingrundbesitzer,  der  mit 
weniger  als  200  Kronen  jährlicher  direkter 
Staatssteuer  besteuert  ist,  vom  Vertrage  zu- 
p  rücktreten,  aber  er  ist  verpflichtet,  dem  Dienstboten  als 
Entschädigung  seine  sämmtlichenBezüge  für  ein 
Vierteljahr  auszufolgen;  jeder  andere  Dienstgeber 
aber  ist  zur  Einhaltung  des  Vertrages  verpflichtet.  Das  alte 
Dienstbotengesetz  hat  das  Maß  der  Entschädigung  bescheiden 
festgesetzt.  Der  wegen  eines  Wetterschadens  nicht  auf- 
genommene Dienstbote  konnte  das  ihm  gegebene  Angeld 
(gewöhnlich  2  Kronen)   behalten^. 

Der  §  5  besagt,  daß  der  Dienstgeber  auf  Wunsch  des 
Dienstboten  verpflichtet  ist,  diesem  über  die  versprochenen 
Bezüge  einen  Lohnbrief  auszustellen.  Infolge  dieser  Ver- 
fügung wird  nunmehr  der  Dienstbote  genau  wissen,  auf 
welche  Leistungen  des  Dienstgebers  er  Anspruch  hat  und 
er   wird    leicht    bei    eventuell    auftauchenden    rechtlichen 


^  Ein  Elementarereignis  befreit  auch  nach  den  ausländischen  Dienst- 
botenordnungen zumeist  bei  einer  geringen  Schadenersatzpflicht  (Angabe 
oder  Einmonatslohn)  den  Dienstgeber  von  der  Erfüllimg  des  Vertrages. 
§  7  der  Dienstbotenordnimg  des  Litorale,  §  11  der  steirischen  Dienst- 
botenordnung bedingt  nur  einen  vierzehntägigen  Lohn.  Vergl.  §  9  der 
Nassauer,  §  13  der  Gothaer,  §  16  der  Weimarer  Dienstbotenordnung. 
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Differenzen  sein  Recht  beweisen  können^.  Ebenso  bedeutet 
die  Verfügung  des  §  9  einen  Schutz  der  Bezüge  des  Dienst- 
boten, wonach  eine  solche  Vereinbarung  untersagt  und 
nichtig  ist,  laut  der  sich  der  Dienstbote  im  voraus  ver- 
pflichten würde,  seine  Bezüge  im  ganzen  oder  teilweise 
dem  Dienstgeber,  einem  Familienmitglied  des  Dienstgebers 
oder  wem  immer  sonst  zu  verkaufen.  Auf  Grund  dieses 
Paragraphen  ist  auch  die  Vereinbarung  verboten,  welche 
sich  auf  die  Ablösung  der  Bezüge  des  Dienstboten  mit 
geistigem  Getränk  oder  was  immer  sonst  bezieht^.   In  Bezug 


^  Die  Verfügung  über  den  Lohnbrief  ersetzt  den  schriftlichen  Ver- 
trag, dessen  Ausstellung  für  den  kleinen  Landwirt  sehr  lästig  wäre. 
Im  übrigen  kann  das  Munizipium  auch  die  obligatorische  Ausstellung 
eines  schriftlichen  Vertrages  anordnen.  Nach  den  ausländischen  Dienst- 
botenordnungen ist  der  Dienstbotenvertrag,  ebenso  wie  das  vom  Gesetz- 
Art.  XIII:  1876  angeordnet  wird,  ein  jeder  Formalität  entbehrender 
Konsensualvertrag,  dessen  Zustandekommen  nach  österreichischem 
Recht  wie  auch  nach  den  meisten  deutschen  Dienstbotenordnungen 
durch  die  Angabe  bewiesen  wird.  Der  schriftliche  Beweis  kann  nicht 
gefordert  werden. 

2  Die  Zahlung  in  Spirituosen  oder  Waren  ist,  wie  das  von  Elster 
im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Band  II,  S.  1085,  ausgeführt  wird, 
auch  bei  den  deutschen  landwirtschaftlichen  Arbeitern  üblich,  ebenso 
auch  in  Österreich  als  Überbleibsel  namentlich  bei  den  von  den  Gemeinden 
entfernter  liegenden  Einzelgehöften  des  alten  patriarchalischen  Verhält- 
nisses, bei  welchem  der  Dienstgeber  für  die  Bedürfnisse  der  im  Betriebe 
Angestellten  vollständig  Sorge  trägt.  Die  Vermehrimg,  die  Verfeinerung, 
die  Individualisierung  dieser  Bedürfnisse  wiesen  auch  den  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  zur  selbständigen  Beschaffung  hin,  wiewohl  sich  jene  Aus- 
wüchse der  Trucksystems,  welche  von  jedem  modernen  Gewerbegesetz 
verboten  werden,  sich  hier  nicht  so  intensiv  meldeten.  Vielleicht  ist  das 
die  Ursache  dessen,  daß,  wiewohl  bei  der  industriellen  Arbeit  das  Truck- 
system seit  geraumer  Zeit  verboten  wird,  nicht  nur  die  älteren,  sondern 
auch  die  Dienstbotenordnungen  neuen  Datums  (Sachsen,  Steiermark) 
keinerlei  Verfügungen  über  die  Einschränkung  der  Zahlung  mit  Waren 
enthalten.  §  2  des  grundlegenden  Gesetzes  des  ungarischen  landwirt- 
schaftlichen Arbeitsrechtes,  des  Gesetz- Art.  II:  1898  verbietet,  daß  der 
Dienstgeber  die  Bezüge  der  Arbeiter  durch  spirituose  Getränke  oder  durch 
welche  Waren  immer  ablöse  oder  daß  er  mit  Anweisungen  zahle.    Dieses 
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auf  die  Ausfolgung  der  Bezüge  enthält  das  neue  Dienstboten- 
gesetz folgende  Verfügungen:  Der  §  21  verpflichtet  den 
Dienstgeber  zur  pünktlichen  Erfüllung  der  dem  Dienst- 
boten gegenüber  übernommenen  Zahlungsverpflichtungen. 
Diese  Verfügung  ist  vollkommen  hinreichend  für  die  Bar- 
geldzahlung; die  Naturalbezüge  fallen  unter  detailliertere 
Normen.  In  Bezug  auf  die  Zahlungstermine^  verfügt  das 
neue  Gesetz,  daß  die  ihrer  Natur  nach  täglich  zu  verab- 
folgenden Bezüge  (Futter,  Milch  usw.)  täglich;  die  Bezah- 
lung in  Bargeld  vierteljährlich  im  Nachhinein,  sonstige 
Bezüge  aber  vierteljährlich  im  Vorhinein  zu  verabfolgen 
sind.  Die  Bezüge  des  Dienstboten  können  bekanntlich  aus 
mehreren  Teilen  bestehen.  Unter  diesen  ist,  obzwar  die 
meisten  Dienstboten  statt  dessen  sonstige  Bezüge  erhalten, 
der  wichtigste  die  Verköstigung,   nicht  nur  deshalb,  weil 


Truckverbot  des  grundlegenden  arbeitsrechtlichen  Gesetzes  ging  in 
sämmtliche  die  landwirtschaftlichen  Arbeitsverhältnisse  regelnden  Gesetze 
über  und  gewann  durch  §  5  der  neuen  Dienstboten  Ordnung  volle  Gültig- 
keit, so  daß  heute  in  Ungarn  bei  keinerlei  landwirtschaftlicher  Arbeit 
die  Zahlung  mit  Waren  oder  Anweisungen  gestattet  ist.  Die  Verfügung 
zeigt  klar,  wie  die  neue  Dienstbotenordnung  im  Gegensatz  zu  der  alten 
und  den  ausländischen  sich  dem  System  des  allgemeinen  Arbeitsrechtes 
genähert  hat. 

^  Das  alte  Dienstbotengesetz  fixiert  den  Termin  der  Auszahlung 
der  Bezüge  nicht  genau.  §  28  spricht  nur  von  „bestimmten  bzw.  üblichen 
Perioden".  Eine  ungefähr  ähnliche  Verfügung  enthält  auch  der  §  19 
der  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale,  und  nur  als  Aushilfe  spricht 
sie  im  letzten  Absatz  aus,  daß  bei  Jahresverträgen  nicht  die  vierteljährige, 
sondern  die  monatliche  Bezahlung  statthabe  (ob  anticipando  oder 
nachträglich,  darüber  verfügt  sie  nicht,  doch  läßt  der  Geist  der  Dienst- 
botenordnung die  letztere  Art  folgern).  Nach  §  16  der  steirischen  Dienst- 
botenordnung ist  der  Lohn  der  wirtschaftlichen  Dienstboten  viertel- 
jährlich nachträglich  zu  bezahlen  nach  dem  oben  erwähnten  Schlüssel. 
Auch  ein  großer  Teil  der  deutschen  Dienstbotenordnungen  macht  die 
lokalen  Gebräuche  imd  das  Übereinkommen  zur  Richtschnur  bezüglich 
des  Zahlungstermines.  Einzelne  Dienstbotenordnungen  gestatten,  wie 
wir  oben  gesehen  haben,  auch  die  Zurückhaltung  des  Lohnes,  damit 
auf  diese  Weise  der  Dienstbote  vom  Vertragsbruch  zurückgehalten  werde. 
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diese  gegenüber  der  Zahlung  einen  namhaften  Wert  reprä- 
sentiert, sondern  auch  deshalb,  weil  sie  die  Quelle  der  Ar- 
beitskraft und  der  Gesundheit  ist.  Das  neue  Gesetz  enthält 
in  dieser  Hinsicht  sehr  strenge  und  klare  Verfügungen.  Der 
§  24  verpflichtet  den  Dienstgeber,  sofern  das  im  Vertrage 
bedungen  wurde,  dem  Dienstboten  die  Speisen 
in  genügender  Menge  und  in  gesunder  Be- 
schaffenheit zu  verabfolgen^.  Sofern  jedoch 
der  Dienstgeber  den  Dienstboten  auch  nach  behördlicher 
Verfügung  dadurch  dem  Hungern  aussetzt,  daß  er  ihm 
schlechte  Speisen  oder  weniger  als  nötig  zukommen  läßt, 
kann  der  Dienstbote  ohne  Kündigung  den  Dienst  verlassen 
(§  46  i),  und  der  Dienstgeber  muß  ihm  nicht  nur  den  tat- 
sächlich verdienten  Lohn,  sondern  auch  seine  sämmtlichen 
ihm  für  die  rückständige  Dienstzeit  gebührenden  Bezüge 
ausfolgen  (§  49)  außerdem  ist  er  von  Amts  wegen  zu  ver- 
verfolgen (§61)  und  wegen  Übertretung  zu  bestrafen. 

Die  meisten  Dienstboten  erhalten  statt  der  Verköstigung 
gewisse  Naturalien,  ferner  ein  Konventionsfeld.  Der  §  25 
des  neuen  Gesetzes  verbietet  vor  allem,  daß  der  Dienstgeber 
mit  Anweisungen  oder  Talons  bezahle  oder  von  dem  Dienst- 
boten für  geistige  Getränke  was  immer  zurückkaufe.  Er 
ordnet    weiter    an,    daß    der    Dienstgeber    die    Produkten- 


1  Dieselbe  Verfügung  ist  im  §  28  Gesetz- Art.  XIII:  1876,  §  20 
der  Dienstbotenordnung  für  das  österreichische  Litorale,  §  83  der  preußi- 
schen, §  52  der  sächsischen,  §  30  der  Weimarer,  §  41  der  Hannoveraner, 
§  57  der  Oldenburger  Dienstbotenordnung  zu  finden.  Der  Unterschied 
zwischen  diesen  Verfügungen  und  der  Verfügung  des  neuen  Dienstboten- 
gesetzes besteht  in  der  Kraft  der  Sanktion.  Während  nämlich,  abgesehen 
von  der  Weimarer  und  einiger  anderer  kleiner  deutscher  Dienstboten- 
ordnungen, die  meisten  ausländischen  Dienstbotenordnungen  dem  Dienst- 
boten im  Falle  des  Hungerns  nicht  das  Recht  einräumt,  den  Dienst  zu  ver- 
lassen, kommt  dieses  Recht  nach  dem  alten  und  dem  neuen  ungarischen 
Dienstbotengesetz  dem  Dienstboten  zu.  Das  neue  Gesetz  qualifiziert 
überdies  die  mangelhafte  Kost  als  eine  behördlich  zu  verfolgende  Über- 
tretung. 
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bezüge  in  reinkörniger,  gereuterter  unbedingt  guter  und 
zwar  in  solcher  Qualität  auszufolgen  hat,  welche  der 
erstklassigen  Verkaufsqualität  seiner  Fech- 
sung  aus  dem  betreffenden  Jahr  entspricht.  Wenn  er  be- 
müßigt ist,  die  Produktenbezüge  des  Dienstboten  von  anderen 
zu  beschaffen,  so  ist  er  ebenfalls  verpflichtet,  nur  für  erst- 
klassige Qualität  zu  sorgen.  Sonstige  Naturalien  sind  dem 
Dienstboten  gleichfalls  in  guter  Qualität  auszufolgen^. 

Gleichfalls  auf  die  Produktenbezüge  bezieht  sich  jene 
Verfügung  des  §  27,  daß  der  Dienstgeber  dem  Dienstboten 
das  zum  Kochen,  Brotbacken  und  zur  Beheizung  nötige 
Brennmaterial  beizustellen  verpflichtet  ist  und  dafür  keine 
besondere  Gegenleistung  fordern  kann.  Im  Streitfalle  ist 
bezüglich  der  Quantität  und  Qualität  des  Brennmaterials 
der  Gebrauch  in  der  betreffenden  Gegend  maßgebend. 
Bei  der  Ausfolgung  der  Getreidebezüge  ist  der  Dienstgeber 
verpflichtet,  unentgeltlich  die  Fuhr  bis  zur  nächsten  Mühle 
beizustellen.  Er  darf  den  Dienstboten  nicht  zwingen,  in 
einer  von  ihm  bezeichneten  Mühle  mahlen  zu  lassen,  und 
wenn  er  eine  eigene  Mühle  besitzt,  kann  er  von  dem  Dienst- 
boten nur  die  in  der  Gegend  übliche  Maut  einheben^. 


1  Die  §§26  und  28  Gesetz- Art.  XIII:  1876  erwähnen  nur  im  all- 
gemeinen, und  zwar  in  Verbindung  mit  dem  Lohn,  die  übrigen  Bezüge, 
ohne  daß  sie  die  Leistung  derselben  über  die  lokalen  Gebräuche  hinaus- 
gehend präzisieren  würden.  §  20  der  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale 
verfügt  nur  über  die  Kleidergebühren  und  hält  hier  die  Verhältnisse 
der  Dienstbotenklasse  für  maßgebend,  ebenso  §  16  der  steirischen  Dienst- 
botenordnung. Auch  bei  den  deutschen  Dienstbotenordnungen  sind  hin- 
sichtlich der  Bezüge  in  einem  Streitfall  oder  bei  mangelnder  Vereinbarung^ 
die  lokalen  Gebräuche  maßgebend,  die  Qualität  jedoch  ist  nicht  präzisiert 
und  in  einer  jeden  Zweifel  ausschließenden  Weise  bezeichnet.  Vergl. 
§  33  der  preußischen,  §  26  der  Gothaer,  §  48  der  sächsischen,  §  7  der 
Badener,  §  8  der  Hessener,  §  30  der  Weimarer  Dienstbotenordnung. 

*  Diese  Verfügung  ist  weder  im  alten  Gesetze  noch  in  ausländischen 
Dienstbotenordnungen  zu  finden.  Auch  die  unentgeltliche  Fuhr,  welche 
besonders  für  die  auf  entfernt  gelegenen  Pusten  wohnenden  Dienstboten. 
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Ein  dritter  Teil  der  Bezüge  des  Dienstboten  ist  das 
Konventionsfeld.  Seine  Größe  ist  je  nach  der  Gegend  ver- 
schieden und  gewöhnlich  erhalten  ihn  nur  Dienstboten  mit 
Familie.  Diesbezüglich  enthält  der  §  26  des  Gesetzes 
folgende  Verfügungen: 

,,Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet  das  Konventionsfeld 
zur  gehörigen  Zeit  nach  seinem  Saatenturnus  an  solcher 
Stelle  anzuweisen,  welche  der  Durchschnittsqualität  der  in 
seine  Wirtschaft  für  das  gleiche  Produkt  bestimmten 
übrigen  Felder  entspricht.    (§§  22,  57.) 

Er  ist  verpflichtet,  falls  er  laut  Vertrag  das  Konventions- 
feld bearbeitet  zu  übergeben  hat,  dasselbe  so  gut  bearbeitet 
zu  übergeben,  als  es  in  der  betreffenden  Gegend  üblich  ist, 
die  unter  gleiches  Produkt  kommenden  Felder  zu  bearbeiten. 
(§§22,  57.) 

Zum  Einheimsen  der  Fechsung  ist  der  Dienstgeber 
verpflichtet,  die  Fuhr  unentgeltlich  beizustellen  (§§  22,  57) ; 
hingegen  ist  der  Dienstbote  verpflichtet,  das  Konventions- 
feld tadellos  zu  bearbeiten  und  ganz  gesäubert  zurück- 
zugeben^. 

Die  Nichteinhaltung  aller  dieser  Verpflichtungen  zieht 
eine  Entschädigungsklage  nach  sich  und  ist  außerdem  als 
Übertretung  zu  bestrafen. 

Die  Wohnung  gehört  zwar  nicht  zu  den  Bezügen  im 
engeren  Sinne  genommen,  aber  sie  bildet  einen  ergänzenden 
Teil  derselben.  Die  Frage  der  Dienstbotenwohnungen  bildete 


sehr  wichtig  ist,  weil  der  Fuhrwucher  eine  für  die  Ausbeutung  des  kleinen 
Mannes,  der  keine  Lasttiere  hält,  aber  zur  naturalen  Bewirtschaftung 
gezwungen  ist,  geeignetes  Mittel  ist,  womit  besonders  die  Vieh  haltenden 
Bauern  Mißbrauch  treiben. 

1  Ein  viele  Beschwerden  behebendes  Novum  ist:  i.  daß  in  Hinkunft 
der  Dienstgeber  nicht  jährlich  denselben  Boden,  zumeist  von  schlechter 
Qualität,  gebe,  sondern  einen  dem  Durchschnitt  entsprechenden,  ab- 
wechselnd; 2.  daß  die  Bebauimgspflicht  und  die  Qualität  der  Bebauung 
ihm  gegenüber  festgestellt  wird;  3.  daß  er  zur  Unterdachbringung  der 
Fechsung  unentgeltliche  Fuhr  beizustellen  hat 
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in  Ungarn  den  Gegenstand  ständiger  Klagen.  Die  meisten 
Dienstgeber  sorgten  wegen  Mangels  an  Baukapital,  aber 
auch  in  Unterschätzung  der  auf  den  Wohnungsbedarf  be- 
züglichen Ansprüche  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nicht 
gehörig  für  die  entsprechenden  Gesindewohnungen.  Das 
neue  Gesetz  ordnet  an,  daß  der  Dienstgeber  für  eine  den 
sanitären  Anforderungen  entsprechende  Unterbringung  der 
Dienstboten  zu  sorgen  hat,  ferner,  daß  die  neu  zu  bauenden 
Gesindewohnungen  so  zu  bauen  sind,  daß  jeder  Verheiratete 
oder  Familie  besitzende  landwirtschaftliche  Dienstbote  ein 
separates  Zimmer  und  eine  eigene  Kammer  haben  soll. 
Mit  Rücksicht  auf  die  Notwendigkeit  eines  Baukapitals, 
sowie  auf  die  Unentwickeltheit  der  Kreditverhältnisse  der 
ungarischen  Landwirte  gestattet  das  neue  Dienstboten- 
gesetz für  die  entsprechende  Umänderung  der  bereits  be- 
stehenden Gesindewohnungen  einen  Zeitraum  von  zehn 
Jahren,  der  aber  durch  ein  Statut  des  Municipium  verringert 
werden  kann^.  Es  ist  zweifellos,  daß  dieser  Zeitraum  etwas 
lang  gemessen  ist;  mit  Rücksicht  auf  die  Last  jedoch, 
welche  die  Kosten  der  gesetzlichen  Befriedigung  des  Be- 
darfes, dem  bisher  keine  Rechnung  getragen  wurde,  dem 
Dienstgeber  auferlegen,  mußte  sich  die  Gesetzgebung  auf 


^  Eine  indirekte  Pression  wird  auf  die  Dienstgeber  in  dieser  Hinsicht 
der  mit  der  Dienstbotenordnung  zu  gleicher  Zeit  in  Verhandlung  gezogene 
und  sanktionierte  Gesetz- Art.  XLVI:  1907  über  die  staatliche  Unter- 
stützung des  Baues  von  landwirtschaftlichen  Arbeitshäusern  üben,  auf  Grund 
dessen  Munizipien,  Gemeinden  und  juristischen  Personen  zum  Bau  von 
15  000  Arbeiterhäusern  staatliche  Subvention  gewährt  wird.  Der  Arbeiter 
erhält  das  mit  staatlicher  Unterstützung  gebaute  Haus  als  Eigentum. 
Das  alte  Dienstbotengesetz  erwähnt  die  Wohntmg  überhaupt  nicht, 
ebensowenig  die  österreichischen  Dienstbotenordnungen.  Von  den 
Dienstbotenordnungen  Deutschlands  verfügen  nur  die  sächsische  §  52 
und  die  reußische  §  51  darüber,  daß  die  lemdwirtschaftlichen  Dienst- 
boten gesunde  Wohnungs-  bzw.  Schlafräume  erhalten,  keine  geht  jedoch 
so  weit,  den  Dienstboten  unentgeltlich  eine  entsprechende  besondere 
Wohnung  zu  sichern. 
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den  Standpunkt  der  Billigkeit  stellen  und  zwar  umso  mehr, 
als  die  Verpflichtung  auf  Beistellung  einer  besonderen 
Wohnung  nur  gegenüber  den  Verheirateten  und  Familie 
besitzenden  Dienstboten  besteht,  und  daher  die  Gefahr  nahe 
liegt,  daß,  wenn  der  Dienstgeber  zur  sofortigen  oder  auf  einen 
kurzen  Zeitraum  beschränkten  Umänderung  der  Gesinde- 
wohnungen verpflichtet  wird,  er  sich  durch  Verringerung 
der  Zahl  der  verheirateten  Dienstboten  gegen  die  enorme 
Kostensteigerung  schützen  wird. 

Streng  genommen  gehört  zwar  nicht  zu  den  Bezügen, 
ergänzt  aber  doch  indirekt  dieselben  jene  im  alten  Dienst- 
botengesetz nicht  enthaltene  Verfügung  des  neuen  Gesetzes 
(§  32),  wonach  der  Dienstgeber  nicht  nur  Gelegenheit  und 
Möglichkeit  bieten  muß,  daß  die  bei  ihm  bediensteten  Schul- 
pflichtigen ihrer  Schulpflicht  Genüge  leisten  (das  war  auch 
früher  der  Fall),  sondern  auch  verpflichtet  ist,  Ein- 
schreibgebühren und  Schulgelder  für  die 
Kinder  der  auf  ein  Jahr  verpflichteten 
Dienstboten  in  den  Elementarschulen  ohne 
Einrechnung  in  den  Lohn  zu  bezahlen.  Wer  einerseits  die 
Zunahme  der  landwirtschaftlichen  Dienstboten  in  Ungarn, 
andererseits  aber  die  hohen  Schulgelder  der  durch  die  Kon- 
fessionen erhaltenen  Schulen  kennt,  wird  in  dieser  Ergän- 
zung der  Bezahlung  einen  namhaften  Vorteil  für  den  Dienst- 
boten erkennen  müssen. 

Gleichfalls  in  Verbindung  mit  den  Bezügen,  beziehungs- 
weise mit  der  Fürsorge  für  die  materielle  Lage  des  Dienst- 
boten stehen  die  folgenden,  im  Vergleich  zu  dem  alten  Dienst- 
botengesetz eine  völlige  Neuerung  bildenden  Verfügungen 
des  Gesetz- Art.  XLV:   1907: 

Der  §  10  verbietet  die  Verpflichtung  oder  Anweisung 
des  Dienstboten  für  sich  oder  für  seine  Familie,  sei  es  was 
immer,  bei  dem  Dienstgeber  oder  bei  einer  von  ihm  be- 
zeichneten Person,  Firma  zu  kaufen  oder  nicht  zu  kaufen. 
Eine  Ergänzung  dazu  bildet  die  Verfügung  des  §  34,  wonach 
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der  Dienstgeber  den  Preis,  der  dem  Dienstboten  verkauften, 
geliehenen,  vorgestreckten  oder  auf  seine  Bitte  auf  Rech- 
nung seiner  Bezüge  beschafften  Produkte,  Lebensmittel,  Ge- 
nussmittel, Kleidungsartikel,  Gerätschaften  und  überhaupt 
Fahrnisse  nicht  mit  einem  höherem  Werte  aufrechnen  kann, 
als  sie  ihn  selbst  kosteten,  beziehungsweise  wie  viel  sie  zur  Zeit 
der  Übergabe  am  Übergabsorte  wert  waren.  Kurz,  das 
neue  Gesetz  macht  es  unmöglich,  daß  der  Dienstgeber,  sei 
es  selbst,  sei  es  durch  andere,  die  Bezüge  des  Dienstboten 
unter  dem  Titel  des  Kaufes  verkürze.  Diese  Verfügung  ist 
für  die  außerhalb  des  geschäftlichen  Verkehres  gelegenen 
und  zu  den  den  Brennpunkten  des  Handels  fernliegenden 
Gemeinden,  lebenden  Dienstboten  ebenso  wichtig,  wie  die 
strenge  Festsetzung  des  die  Ausfolgung  der  Bezüge  be- 
treffenden Verfahrens^. 

Das  neue  Gesetz  verbietet  aber  nicht  nur  den  Waren- 
wucher, sondern  entzieht  auch  den  mit  Vorschüssen  und 
Darlehen  betriebenen  Mißbräuchen  den  Boden,  indem  es 
ausspricht  (§  34),  daß  es  verboten  ist,  für  die  dem  Dienst- 
boten gegebenen  Vorschüsse  oder  Darlehen  Zinsen  zu 
fordern  2. 

Gegenüber  den  Verfügungen  des  alten  Dienstboten- 
gesetzes    und    der    ausländischen    Dienstbotenordnungen 


1  Diese  Verfügung  schließt  jedoch  nicht  aus,  daß  der^  wohl  wollende 
Arbeitgeber  seinem  Dienstboten  dadurch  zu  Hilfe  komme,  daß  er  auf 
die  ferngelegenen  Puszten  zugleich  mit  den  für  die  Befriedigung  seiner 
eigenen  Bedürfnisse  bestellten  Waren  auch  die  für  den  Dienstboten 
bestellten  Artikel  bringen  lasse,  bzw.  eine  solche  sozialpolitische  Insti- 
tution, Genossenschaften  usw.  ins  Leben  rufe,  welche  Prof.  Birmer 
in  seinem  Artikel  über  das  Trucksystem  (Wörterbuch  der  Volkswirtschaft) 
im  Interesse  der  Arbeiter  für  wünschenswert  und  notwendig  hält. 

2  Diese  Verfügung  ist  ebenfalls  sowohl  im  alten  Dienstbotengesetz 
wie  in  den  ausländischen  Dienstbotenordnungen  unbekannt,  zum  ersten- 
mal wurde  sie  durch  §  3,  Gesetz- Art.  II:  1898  zum  Rechtsprinzip  er- 
hoben und  fungiert  seither  in  jedem  neueren  Abschnitt  des  ungarischen 
landwirtschaftlichen  Arbeitsrechtes  als  ein  kardinaler  Satz. 
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sichert  Gesetz- Art.  XLV:  1907  in  Hinsicht  auf  die  Lohn- 
zahlung im  Falle  der  militärischen  Dienstleistung  den  land- 
wirtschaftlichen Dienstboten  bedeutsame  Vorteile.  So  weit 
geht  es  natürlich  nicht,  daß  es  auch  für  die  Zeit  des  aktiven 
Militärdienstes  oder  für  den  Fall  einer  allgemeinen  Mobili- 
sierung den  Dienstgeber  zur  Erhaltung  des  Dienstboten 
verpflichtet,  denn  das  Dienstverhältnis  ist  doch  nicht  so 
fest  basiert  und  seine  Kontinuität  nicht  so  sehr  gesichert, 
daß  bei  einem  einjährigen  Vertrag  beispielsweise  die  Kosten 
der  bis  zu  drei  Jahren  sich  erstreckenden  militärischen 
Ausbildung  usw.  dem  Dienstgeber,  der  ohnehin  durch  die 
zeitweilige  Aufnahme  eines  neuen  Dienstboten  in  eine  nach- 
teilige Lage  kommt,  aufgebürdet  werden  können.  In  diesen 
Fällen  hört  demnach  der  Dienstvertrag  ohne  jede  Entschä- 
digung sofort  auf.  Wenn  dagegen  der  verheiratete,  oder 
Familie  besitzende  Jahresdienstbote  zu  Waffenübungen  ein- 
rückt, und  seine  Einberufungskarte  nach  Übernahme  der- 
selben dem  Dienstgeber  vorgewiesen  hat,  genießt  er  auch 
während  der  Dauer  der  Waffenübung  (28  Tage)  ohne  Abzüge 
seine  Bezüge  und  der  Dienstgeber  ist  verpflichtet,  für  seine 
Stellvertretung  zu  sorgen^. 

Schließlich  müssen  wir  noch  erwähnen,  daß  das  neue 
Dienstbotengesetz  die   Bezüge  des  Dienstboten  nicht  nur 


^  Nach  §  10  des  alten  Dienstbotengesetzes  hörte  im  Falle  der  Ein- 
berufung eines  provisorischen  beurlaubten  oder  ausgelosten  Soldaten 
der  Vertrag  ohne  Entschädigung  sofort  auf.  Die  Einberufung  zur  Waffen- 
übung hob  das  Dienstverhältnis  nicht  auf,  und  ein  solcher  Dienstbote 
war  verpflichtet,  sich  vertreten  zu  lassen,  bzw.  der  Dienstgeber  be- 
rechtigt, die  Kosten  der  Stellvertretung  vom  Lohne  abzuziehen.  Von  den 
ausländischen  Dienstbotenordnungen  berechtigt  die  Mecklenburger  §  37, 
Punkt  15  den  Dienstgeber,  den  Dienstboten  im  Falle  der  Einberufung 
zu  länger  dauerndem  Militärdienst  sofort  zu  entlassen,  die  Schweriner 
§  16,  Punkt  4,  Parchimer  §  15,  Punkt  4  und  die  Koburger  §  62  gewähren 
dem  Dienstboten  das  Kündigungsrecht,  ohne  daß  sie  über  die  Stellver- 
tretung verfügen.  Die  übrigen  deutschen  Dienstbotenordnungen  be- 
schäftigen sich  mit  dieser  Frage  nicht.     Nach  dem  letzten  Absatz  des 
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gegenüber  dem  Dienstgeber  schützt,  sondern  demselben 
auch  für  den  Fall  der  Exekution  und  des  Konkurses  des 
Dienstgebers  bedeutende  rechtliche  Begünstigungen  sichert. 
Der  §  36  besagt,  daß  die  aus  dem  Dienstvertrage  flie- 
ßenden Forderungen,  ferner  die  Fahrnisse  des  Dienstboten 
mit  Ausnahme  der  Fälle  des  §  33  Gesetz- Art.  LX:  1881,^ 
ferner  der  Eintreibung  der  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  zugeurteilten  Forderungen  und  auferlegten  Geld- 
strafen, nicht  unter  Exekution  gezogen  werden  dürfen. 

Im  Falle  der  gegen  den  Dienstgeber  durchgeführten 
exekutiven  Feilbietung  müssen  die  dem  Dienstvertrag  ent- 
springenden und  nicht  weiter  als  auf  ein  Jahr  zurückreichen- 
den Forderungen  der  bei  der  Liegenschaft  angestellten 
Dienstboten  als  Vorzugsposten  mit  einer  den  Gemeinforde- 
rungen vorangehenden  Priorität  befriedigt  werden  (Gesetz- 
Art.  LX:  1881  §  189  b.  c).  Im  Falle  des  Konkurses  aber 
sind  diese  Forderungen  aus  der  Masse  als  Masseschulden, 
beziehungsweise  unter  Anmeldung  fallende  Forderungen  zu 


§  20  der  steirischen  Dienstbotenordnung  tangiert  die  Einberufung  zur 
Waffenübung  den  Dienstvertrag  nicht,  der  Dienstgeber  hat  aber  das 
Recht,  den  auf  die  Dienstdauer  entfallenden  Lohn  abzuziehen,  sogar 
den  zweimonatlichen  Lohn  des  Dienstboten  zurückzuhalten,  um  dadurch 
dessen  Rückkehr  in  den  Dienst  zu  sichern. 

1  Alimentation  der  Frau;  Alimentationsgebühr  für  Verwandte  in 
auf-  und  absteigender  Linie.  In  Österreich  kann  nach  dem  Gesetze 
vom  21.  Juni  1869  der  Gläubiger  den  Lohn  und  das  Kostgeld  des 
Dienstboten  nur  nach  dem  Fälligkeitstage  in  Beschlag  nehmen,  früher 
nicht,  von  den  Fahrnissen  sind  die  notwendigen  Kleider,  Bettzeug, 
Lebensmittel  von  der  Pfändung  befreit.  Nach  dem  Reichskonkurs- 
gesetz vom  Jahre  1877  gehört  der  aus  dem  der  Konkurseröffnung 
vorhergehenden  Jahr  verbliebene  Lohnrest  und  das  Kostgeld  unter  die 
Vorzugsposten.  Auch  das  österreichische  Exekutionsgesetz  verbietet  die 
vorgängige  Beschlagnahme  des  Lohnes  und  befreit  die  notwendigsten 
Fahrnisse  von  der  Exekution.  Nach  dem  österreichischen  Dienstboten- 
gesetz werden  die  rückständigen  Gebühren  der  Dienstboten  in  die  erste 
Reihe  der  Konkursforderungen  eingestellt,  (österreichisches  Rechts- 
leadkon  Seite  29.) 
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begleichen.  (Gesetz- Art.  XVII:  1881  §  48.2,  §  60)  1.  Eine 
besonders  erwähnenswerte  Abweichung  von  den  Ver- 
fügungen des  ungarischen  Exekutionsrechtes  ist  die  voll- 
ständige Befreiung  der  Fahrnisse  des  Dienstboten  von  der 
Exekution.  Dieser  Umstand  statuiert  für  die  Klasse  der 
landwirtschaftlichen  Dienstboten  eine  solche  Ausnahms- 
stellung, über  die  keine  andere  soziale  Klasse  in  Ungarn 
verfügt. 

Unter  jenen  Verfügungen,  welche  berufen  sind,  das 
materielle  Wohlergehen  des  landwirtschaftlichen  Dienst- 
boten zu  fördern,  ist  eine  der  wichtigsten  jene,  die  sich  auf 
die  Krankenunterstützung  der  landwirtschaftlichen  Dienst- 
boten bezieht.  In  Ungarn  ist  die  Versicherung  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  für  den  Krankheitsfall,  weil  die- 
selben in  verstreuten  kleinen  Gemeinden,  auf  Tanyen  leben, 
beziehungsweise  wegen  der  weiten  Entfernung  der  Wohnung 
der  Bezirksärzte  institutiv  nicht  geregelt^.     Diesem  Mangel 


1  Die  in  dem  Gesetz-Art.  LX:  1881  §  189,  Punkt  b  und  c  auf- 
gezählten Forderungen:  Staats-  und  Gemeindesteuern,  Gebühren,  Wein- 
zehent,  Urbarialabgaben,  Notstandsbeiträge,  Wasserregulierungsgebühren 
(denselben  geht  die  Forderung  der  Konkursmasse  voran)  kommen  in 
gleicher  Reihe  mit  den  Kosten  und  Gebühren  der  Exekution,  der  Rang- 
ordnungsverhandlung und  der  Manipulation  des  Massekurators  (Punkt  a). 
Zum  Punkt  2  des  §  48  des  Dienstbotengesetzes  (Gesetz- Art  XVIII: 
1881)  werden  die  Bezüge  der  Dienstboten  eingereiht,  denselben  gehen 
also  nur  die  aus  den  gültigen  Rechtshandlungen  des  Masseverwalters 
stammenden  Forderungen  voran,  insofern  dieselben  Barauslagen  sind.  Den 
Kosten  der  Masse  (die  mit  der  Gebahrung,  der  Aufrechterhaltung  und  der 
Verwertung  verbundenen  Ausgaben,  Steuern  usw.)  geht  der  Dienstboten- 
lohn voran.  Die  über  ein  Jahr  alten  Lohnforderungen  gehören  in  die  erste 
Klasse  der  imter  Anmeldepflicht  stehenden  Konkursmasseforderungen. 

2  Gesetz-Art.  XVI:  1900  und  Gesetz-Art.  XIV:  1902  verfügen  über 
die  Landeshilfskasse  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  Dienstboten, 
in  dessen  Rahmen  die  Alters-,  Invaliditäts-  und  Unfallversicherung 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  geregelt  wird,  femer  die  Frage  der 
Unterstützung  im  Falle  der  Leichenbestattung  oder  der  Verheiratung, 
der  Militärdienstleistung  gelöst  wird.     Bezüglich  der  landwirtschaftlichen 
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wünscht  die  Gesetzgebung  innerhalb  kurzer  Zeit  abzuhelfen 
und  brachte  diese  gute  Absicht  in  dem  bei  Gelegenheit  der 
Verhandlung  des  Gesetzes  über  die  Krankenunterstützung 
der  gewerblichen  Arbeiter  erbrachten  Beschlüsse  auch  zum 
Ausdruck,  worauf  auch  der  einleitende  Satz  des  §  28  des 
neuen  Dienstbotengesetzes  verweist^.  Bis  zur  institutiven 
Regelung  der  Frage  der  Krankenunterstützung  der  land- 
wirtschaftlichen Dienstboten  belasten  im  Sinne  dieses  Para- 
graphen den  Dienstgeber  gegenüber  seinen  Dienstboten  und 
deren  Familienangehörigen  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
Krankenunterstützung  folgende  Verpflichtungen: 

a)  Wenn  der  Dienstbote  nach  dem  fünfzehnten  Tage 
des  Dienstantrittes^  während  der  Dienstzeit  erkrankt,   ist 


Arbeiter  ist  diese  Versicherung  fakultativ.  Es  hängt  vom  Belieben  des 
Arbeitgebers  ab,  ob  er  sie  versichern  will.  Jedoch  schon  bei  den  landwirt- 
schaftlichen Dienstboten  ist  das  Prinzip  der  Versicherungspflicht  aus- 
gesprochen. Jeder  Dienstgeber  ist  verpflichtet,  nach  jedem  einzelnen 
in  seinem  Dienste  stehenden  wirtschaftlichen  Dienstboten  jährlich 
120  Heller  der  Hilfskasse  zuzuführen,  ohne  daß  er  diese  Summe  vom 
Lohne  des  Dienstboten  abziehen  dürfte.  Für  diese  Gebühr  erhält  der 
Dienstbote  bei  einem  Unfälle  unentgeltliche  Behandlung,  im  Falle  einer 
Arbeitsimfähigkeit  von  über  einer  Woche  bis  zu  60  Tagen  täglich  eine 
Krone,  dann  monatlich  10  Kronen  Unterstützung,  im  Todesfalle  zahlt 
die  Kasse  100  Kronen  Unterstützung,  wenn  eine  Familie  hinterblieben 
ist  aber  400  Kronen.  Bei  den  österreichischen  Dienstboten  wurde  die 
Unfallversicherimg  mit  Ausnahme  der  bei  den  Motorenangestellten 
nicht  obligatorisch  ausgedehnt,  ebenso  wenig  die  Krankenversicherung. 
In  Deutschland  erstreckt  sich  die  obligatorische  Krankenunterstützung 
auf  die  Dienstboten  nicht,  doch  haben  dieselben  das  Recht,  in  die  Ge- 
meindekrankenunterstützungskasse  einzutreten,  dagegen  ist  im  Sinne 
des  Reichsgesetzes  vom  Jahre  1886  jeder  wirtschaftliche  Dienstbote 
wegen  Unfall  obligatorisch  zu  versichern,  die  Gebühren  zahlt  zur  Gänze 
der  Dienstgeber. 

^  Die  Vorbedingungen  hierfür  wird  der  Gesetz-Art.  über  die  Ver- 
staatlichung der  Bezüge  der  Bezirks-  und  Gemeindeärzte  vom  Jahre 
1908  schaffen. 

*  Dieser  Termin  ist  im  Gesetz- Art.  XXI:  1898  §  5,  Punkt  a),  über  die 
öffentliche  Krankenpflege  entsprechend  geregelt. 
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der  Dienstgeber  verpflichtet,  die  Kosten  der  ärztlichen  Be- 
handlung und  der  Heilmittel,  längstens  durch  45  Tage^, 
aus  eigenem  zu  bestreiten  und  hat  auch  die  nötige  Fuhr  bei- 
zustellen, ausgenommen,  wenn  die  Krankheit  augenschein- 
lich durch  das  Verschulden  des  Dienstboten  verursacht 
wurde  oder  wenn  der  Dienstbote  die  Krankheit  simuliert, 
in  welchem  Falle  der  Dienstbote  verpflichtet  ist,  die  ge- 
sammten  verursachten  Kosten  zu  tragen. ' 

Ist  die  Krankheit  durch  Verschulden  des  Dienstgebers 
entstanden,  so  fallen  die  Kosten  der  ärztlichen  Behandlung 
und  der  Heilmittel  für  die  ganze  Dauer  der  Krankheit  dem 
Dienstgeber  zur  Last.  Es  ist  verboten,  die  Kosten  der 
Stellvertretung  des  Dienstboten  von  seinem  Lohne  ab- 
zuziehen, es  sei  denn,  daß  die  Krankheit  durch  Verschulden 
des  Dienstboten  herbeigeführt  wurde. 

b)  Wenn  die  mit  dem  Jahresdienstboten,  beziehungs- 
weise dem  ständig  beschäftigten,  verdungenen  Dienstboten 
lebende  Gattin  oder  seine  mit  ihm  in  demselben  Haushalt 
lebenden  Kinder  unter  12  Jahren  nach  dem  fünfzehnten 
Tage  vom  Dienstantritt  gerechnet,  während  der  Dauer  der 
Dienstzeit  erkranken,  so  ist  die  Heilungsverpflichtung  des 
Dienstgebers  die  gleiche,  wie  bei  dem  Dienstboten  selbst; 


^  In  Österreich  dauert  die  Verpflichtung  des  Dienstgebers  zur  ärzt- 
lichen Pflege  im  allgemeinen  vier  Wochen,  ausgenommen  wenn  der 
Dienstgeber  das  Verschulden  an  der  Krankheit  trägt,  in  welchem  Falle 
er  für  die  ganze  Dauer  die  Heilungskosten  zu  bestreiten  hat,  oder  wenn 
der  Dienstbote  seine  Krankheit  selbst  verschuldet  hat,  in  welchem  Falle 
die  Heilungskosten  diesen  belasten.  Die  Bestimmung  der  deutschen 
Dienstbotenordnungen  über  die  Krankenimterstützung  decken  sich  mit 
dem  §  617  des  BGB.,  welches  die  Verpflichtung  zur  ärztlichen  Pflege  für 
die  Dauer  des  Dienstverhältnisses  nicht  übersteigende  sechs  Wochen 
vorschreibt,  sofern  die  Krankheit  nicht  das  offenbare  Verschulden  des 
Dienstgebers  oder  des  Dienstboten  verursacht  hat.  Die  Heilungskosten 
sind  in  die  zur  Zeit  der  Behandlung  fälligen  Bezüge  des  Dienstboten  ein- 
zurechnen. Über  die  ärztliche  Pflege  der  Familienmitglieder  des  Dienst- 
boten verfügt  keine  einzige  ausländische  Dienstbotenordnung. 
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nur  zum  Zwecke  der  möglichsten  Verhinderung  einer 
grundlosen  oder  vexatorischen  ärztlichen  Einmengung  ver- 
fügt das  Gesetz,  daß  der  mit  weniger  als  200  Kronen  direkter 
Steuer  besteuerte  Kleinbauer  die  Hälfte,  der  mehr  Steuern 
bezahlende  Grundbesitzer  aber  ein  Zehntel  jenes  Betrages 
von  dem  Lohn  abziehen  könne,  welchen  er  für  die  ärztliche 
Behandlung  der  Gattin  oder  der  im  Alter  von  unter  12  Jahren 
stehenden  Kinder  des  Dienstboten  und  für  die  ihnen  ver- 
abfolgten Heilmittel  ausbezahlt  hat. 

c)  Wenn  der  Jahresdienstbote  oder  die  mit  ihm  lebende 
Gattin  oder  das  im  Alter  unter  12  Jahren  stehende  Kind 
stirbt,  so  ist  der  Dienstgeber  verpflichtet  zu  den  Begräbnis- 
kosten als  Beerdigungsbeitrag  bei  Ableben  eines  Groß- 
jährigen 20  Kronen,  bei  Ableben  eines  Minderjährigen  aber 
den  Betrag  von  i  o  Kronen  beizusteuern  und  dem  Gebrauche 
der  betreffenden  Gegend  gemäß  auch  für  die  zum  Begräbnis 
nötige  Fuhr  Sorge  zu  tragen. 

Außerdem  ist  auf  Grund  des  §  41  der  Dienstgeber  für 
den  Fall  des  Todes  des  Jahresdienstboten  verpflichtet,  die 
zurückgebliebene  Familie  einen  Monat  lang  vom  Tage  des 
Ablebens  gerechnet  in  der  Wohnung  zu  belassen  und  der 
Familie  ohne  jeden  Abzug  so  viel  auszufolgen,  als  dem 
Dienstboten  für  einen  Monat  an  Lohn  und  an  sonstigen 
Bezügen  gebührte.  Die  Wohnung  kann  der  Dienstgeber 
bei  gegenseitigem  Übereinkommen  mit  entsprechendem 
Quartiergeld  ablösen. 

Wenn  wir  die  auf  die  Krankenunterstützung  bezüglichen 
Verfügungen  den  ähnlichen  Verfügungen  des  alten  Gesetzes 
gegenüber  stellen,  so  fällt  uns  sofort  die  Tendenz  des  Ar- 
beiterschutzes im  neuen  Gesetze  auf.  Auf  Grund  des  Gesetz- 
Art.  Xni:  1876  gebührte  dem  Dienstboten  nur  die  Pflege  und 
ärztliche  Behandlung  für  einen  Monat,  während  dieser  Zeit 
aber,  wenn  er  im  übrigen  volle  Verpflegung  genoß,  kein  Lohn. 
Nur  der  Fall  bildete  eine  Ausnahme,  wenn  der  Dienstbote 
durch  Verschulden  des  Dienstgebers  erkrankte,  in  welchem 

7* 
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Falle  auch  der  Lohn  auszufolgen  war,  und  die  Verpflichtung 
zur  ärztlichen  Behandlung  sich  auf  die  Zeit  bis  zur  vollen 
Herstellung  erstreckte.  Falls  die  Krankheit  durch  Ver- 
schulden des  Dienstboten  eintrat,  belastete  den  Dienstgeber 
die  Heilungsverpflichtung  nicht.  Das  neue  Gesetz  erhöht 
vor  allem  die  Behandlungsdauer  von  30  auf  45  Tage,  es 
ordnet  ferner  die  Auszahlung  des  vollen  Lohnes  für  die 
Dauer  der  Krankheit  an,  stellt  die  Verpflichtung  des  Dienst- 
gebers zur  Beistellung  der  Fuhr  fest,  was  an  sich  genommen, 
schon  eine  namhafte  Post  bildet,  verbietet  den  Abzug  der 
Kosten  für  die  Stellvertretung  vom  Lohne  des  Dienstboten 
und  verpflichtet  schließlich  den  Dienstgeber  auch  zur  ärzt- 
lichen Pflege  der  Familienmitglieder  des  Dienstboten.  Noch 
humaner  sind  die  auf  den  Todesfall  bezüglichen  Ver- 
fügungen. Der  §  50  des  alten  Gesetzes  verfügte  nur,  daß 
im  Falle  des  Ablebens  des  Dienstboten  der  Dienstgeber  den 
bis  zur  Erkrankung  desselben  fälligen  Lohn  den  gesetzlich 
legitimierten  Erben  des  Verstorbenen  auszuzahlen  hat.  Das 
neue  Gesetz  sichert  dem  gegenüber  nicht  nur  bei  dem  Ab- 
leben des  Dienstboten  oder  eines  Familienmitgliedes  einen 
Beerdigungsbeitrag  und  unentgeltliche  Fuhr  zu,  sondern 
verfügt  auch,  daß  der  Witwe  sämmtliche  Bezüge  des  Ver- 
storbenen für  einen  Monat  und  der  weitere  Gebrauch  der 
Wohnung  gebühren^. 

Eine  weitere  sehr  wichtige  Arbeiterschutzverfügung  des 
neuen  Gesetzes  ist  die  Feststellung  der  unteren  Altersgrenze 
des  Dienstboten.    In  dem  alten  Dienstbotengesetz  fehlt  jede 


^  Die  Dienstbotenordnung  für  das  österreichische  Litorsde  und  die 
für  Steiermark  enthalten  nur  für  den  Fall  des  Todes  des  Dienstgebers 
Verfügungen,  regeln  aber  nicht  im  Falle  des  Todes  des  Dienstboten  das 
zwischen  dem  Dienstgeber  imd  dem  verstorbenen  Dienstboten  bestandene 
Rechtsverhältnis,  was  bei  dem  System  der  nachträglichen  Lohnzahlimg 
zweifellos  viele  Differenzen  hervorrufen  kann.  Die  deutschen  Dienst- 
botenordnungen verfügen  ebenfalls  nicht  über  die  Unterstützimg  der 
Hinterbliebenen  des  verstorbenen  Dienstboten. 
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Feststellung  einer  Altersgrenze  für  die  Beschäftigung  der 
Dienstboten.  Der  Dienstgeber  konnte  frei  jeden  minder- 
jährigen Dienstboten  beschäftigen.  Das  neue  Gesetz  ist 
der  erste  Schritt  nach  der  Richtung,  daß  in  dem  ungarischen 
landwirtschaftlichen  Arbeiterrecht  auch  der  spezielle  Schutz 
der  jugendlichen  Arbeiter  Platz  findet.  Viele  werden  diesen 
Schritt  vielleicht  gering  einschätzen  und  wünschen,  daß  nach 
Analogie  der  für  die  gewerblichen  Arbeiter  im  Auslande  ge- 
schaffenen Schutzverf ügungen^  die  Kinderarbeit  in  der  Land- 
wirtschaft an  eine  höhere  Altersgrenze  geknüpft  werde.  Wir 
dürfen  aber  nicht  vergessen,  daß  zwischen  der  landwirtschaft- 
lichen und  der  gewerblichen  Arbeit  ein  ungeheurer  Unter- 
schied besteht,  daß  die  in  geschlossenen  Räumen,  oft  in 
einer  gesundheitsschädlichen  Atmosphäre  zu  verrichten- 
den Obliegenheiten  nicht  unter  die  gleiche  Beurteilung 
fallen  können,  wie  die  im  Freien,  im  Schöße  der  Natur  zu 
verrichtende  Arbeit.  Die  jugendlichen  Arbeiter  betraut  man 
im  übrigen  nicht  mit  Arbeiten,  die  eine  große  physische 
Kraftanstrengung  beanspruchen,  denn  es  würde  doch  den 
Interessen  des  Dienstgebers  widerstreiten,  die  Sorge  für 
solche  Werte  oder  die  Verrichtung  solcher  Arbeit  Kindern 
anzuvertrauen,  deren  Verständnis  und  Körperkraft  noch 
unentwickelt  ist,  —  Arbeiten,  bei  denen  der  Mangel  der 
Fähigkeit  der  letzteren  in  einem  Augenblick  den  zehnfachen, 
sogar  hundertfachen  Verlust  jenes  Betrags  bedeuten  könnte,. 


^  Nach  dem  ungarischen  Gewerbegesetze  (Gesetz- Art.  XVII:  1884 
§  60)  kann  als  Lehrling  auch  ein  Knabe  unter  12  Jahren  aufgenommen 
werden.  Die  österreichischen  Dienstbotenordnungen  verfügen  nicht  über 
die  untere  Altersgrenze  der  Dienstboten.  Das  österreichische  Gewerbe- 
gesetz von  1885  stellt  die  untere  Altersgrenze  mit  12  Jahren  fest.  Das 
deutsche  Reichsgesetz  vom  Jahre  1903  setzt  für  das  erwerbende  Kind 
ebenfalls  die  Altersgrenze  mit  12  Jahren  fest,  bezieht  sich  aber  nicht  auf 
die  in  der  Landwirtschaft  beschäftigten  Kinder.  Von  den  deutschen 
Dienstbotenordnungen  verfügt,  ausgenommen  die  Mecklenburger,  welche 
das  zurückgelegte  11.  Lebensjahr  verlangt,  keine  einzige  über  die  untere 
Altersgrenze  der  Dienstboten. 
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der  infolge  der  Bechäftigung  jugendlicher  Dienstboten  er- 
spart wurde.  Der  Beschäftigungskreis  der  jugendlichen 
Dienstboten  ist  daher  ein  beschränkter.  Höchstens  das 
Hüten  des  auf  die  Felder  getriebenen  Viehs,  Aushilfsarbeit 
bei  den  Arbeitern  und  bei  erwachsenen  Dienstboten  (sie 
treiben  neben  dem  Pflug  als  Peitschenburschen  das  Pferd, 
sie  behüten  den  Wagen,  das  Pferd,  die  Kleider,  die  Lebens- 
mittel usw.,  sie  bringen  Speise  und  Trank,  sie  dienen  als 
Boten  usw.)  bilden  ihren  Arbeitskreis,  kurz  Arbeiten,  die 
mit  minimaler  Kraftentfaltung  verbunden  sind,  aber  dabei 
eine  sehr  gute  praktische  Vorschule  für  die  Erfüllung  ihres 
künftigen  Berufes  bilden.  Dabei  ist  es  natürlich  für  den 
Dienstgeber  von  Vorteil,  für  den  gleichen  Lohn,  den  er 
einen  Dienstboten  bezahlen  muß,  zwei,  drei  jugendliche 
Dienstboten  zu  halten,  denn  so  können  vollkräftige  Dienst- 
boten, welche  in  den  verschiedenen  Teilen  der  Wirtschaft 
arbeiten,  dadurch,  daß  sie  gleichzeitig  von  dem  zeitraubenden 
Hin-  und  Hergehen,  das  durch  den  Hilfsarbeiter  besorgt 
wird,  befreit  werden,  ihre  Arbeitszeit  intensiver  ausnützen. 
Im  übrigen  bietet  es  den  Eltern  der  jugendlichen  Dienst- 
boten (die  meistens  ebenfalls  landwirtschaftliche  Arbeiter 
sind)  Freude,  wenn  ihre  Kinder  neben  ihnen  arbeiten,  neben 
der  Aneignung  der  notwendigen  wirtschaftlichen  Kennt- 
nisse sogar  eine  besondere  Entlohnung  erhalten  und  damit 
den  Verdienst  der  Familie  erhöhen^. 

Eine  andere,  im  alten  Dienstbotengesetz  nicht  ent- 
haltene wichtige  Verfügung  des  Arbeiterschutzes  im  Gesetz- 
Art.  XLV:  1907  verdient  gleichfalls  Erwähnung,  und  diese 


^  Im  übrigen  enthält  das  neue  Gesetz  besondere  Verfügungen  über 
die  jugendlichen  Dienstboten.  §  32,  Absatz  2  sichert  ihnen  den  Unter- 
richt, §  58,  Punkt  c  stellt  eine  qualifizierte  und  von  Amts  wegen  zu  ver- 
folgende Übertretung  in  dem  Falle  fest,  wenn  der  Dienstgeber  mit  dem 
jugendlichen  Dienstboten  grausam  verfährt  bzw.  ihn  zu  einer  seine 
Körperkraft  übersteigenden,  seine  Gesundheit  und  körperliche  Entwick- 
lung gefährdenden  Arbeit  zwingt. 
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ist  die  den  Mangel  einer  Feststellung  der  Arbeitszeit  er- 
setzende Sicherung  der  Nachtruhe.  Der  §  23  des  Gesetzes 
verfügt  nämlich,  daß  der  Dienstgeber  verpflichtet  ist,  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  dem  Dienstboten  für  die  Nachtruhe, 
nach  dem  in  der  betreffenden  Gegend  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Brauche,  den  Jahreszeiten  entsprechende  ge- 
nügende Zeit  bleibe.  Wenn  für  die  Nachtruhe  im  Falle 
unabweisbarer  Notwendigkeit  wegen  ausnahmsweiser  Um- 
stände keine  genügende  Zeit  gewährt  werden  kann,  dann 
ist  dieselbe  im  Laufe  des  Tages  nachzuholen.  Ebenso  ist 
während  des  Tages  jenen  Dienstboten,  die  direkt  für  ein 
nächtliche  Beschäftigung  aufgenommen  wurden,  Schlaf  zeit 
zu  gewähren,  (Nachtwächter,  Wildhüter,  Flurschütz  usw.) . 
Vielen  mag  es  besonders  auffallen,  daß  das  Gesetz 
einem  solchen  Zweck,  der  einen  kardinalen  Teil  des  gewerb- 
lichen Arbeiterschutzes  aller  großen  Staaten  bildet,  nur  in 
indirekter  Weise  entspricht.  Wäre  es  nicht  viel  zweck- 
entsprechender, entschieden  verfügen,  daß  die  Arbeitszeit 
des  landwirtschaftlichen  Dienstboten  soundso  viel  Stunden 
beträgt?  Abgesehen  davon,  daß  die  persönliche  Dienst- 
leistung eine  einschneidende  und  absolut  giltige  Abweichung 
des  Dienstbotenvertrages  von  dem  gewöhnlichen  Arbeits- 
vertrag bildet,  deren  weitere  Kriterien  die  Unbeschränktheit 
der  Arbeitszeit  und  das  Recht  des  Dienstgebers,  vollkommen 
frei  über  die  Arbeitszeit  zu  verfügen^  sind,  abgesehen  ferner 
davon,  daß  die  durch  häufigere  Rast  unterbrochene  Arbeit 


^  In  den  ausländischen  Dienstbotenordnungen  wird  in  Hinsicht  auf 
die  Dauer  und  Einteilung  der  Arbeitszeit  auch  jene  Schranke  gegenüber 
dem  Willen  des  Dienstgebers  nicht  aufgerichtet,  die  §  23  des  neuen  Ge- 
setzes statuiert.  Die  Hausordnung,  in  der  auch  die  Dauer  der  Arbeit  ent- 
halten ist,  stellt  der  Dienstgeber  fest  (Dienstbotenordnung  für  das  Lito- 
rale  10,  Steiermark  §  14).  Die  unbedingte  Verpflichtung  zur  Einhaltung 
der  vom  Dienstgeber  aufgestellten  Arbeitsordnung  (demnach  der  Arbeits- 
zeit) ist  auch  in  den  deutschen  Dienstbotenordnungen,  Preußen  §§57 
und  60,  Sachsen  §§  ^3}  34»  Hannover  §§24  bis  26,  Mecklenburg  §§20 
bis  23,  Weimar  §  19,  Oldenburg  §§37  bis  39  usw.  zu  finden. 
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in  freier  Luft  einen  ganz  anderen  Charakter  hat,  als  eine 
in  geschlossenen  Räumen  zu  leistende  und  unter  strenger 
Disziplin  betriebene  gewerbliche  Arbeit,  steht  die  eigentüm- 
liche Natur  der  landwirtschaftlichen  Produktion,  ins- 
besondere aber  der  ungarischen  Landwirtschaft  einer  ein- 
heitlichen Regelung  der  Arbeitszeit  im  Wege.  Wie  ich 
schon  an  mehreren  Stellen  dieser  Studie  bemerkte,  ist  der 
Schwerpunkt  der  landwirtschaftlichen  Produktion  die  Natur 
selbst.  Wie  sehr  auch  der  Dienstgeber  von  dem,  durch 
die  Natur  vorgeschriebenen  Produktionsprozesse  abweichen 
will,  ist  er  es  nicht  imstande;  die  Natur  bestimmt  die  Zeit 
und  die  Arbeitseinteilung.  In  Ungarn  muß  man  überdies 
auch  mit  den  Launen  der  Natur  kämpfen;  die  Frühjahrs- 
arbeiten  häufen  sich  wegen  der  klimatischen  Extreme;  die 
Temperaturschwankungen  (oft  15  Grad  Reaumur  von  einem 
Tag  zum  anderen),  Gewitter,  Hagelschläge  sind  so  häufig, 
daß  das  Produktionsergebnis  oft  nur  durch  die  angestrengte, 
fast  übermenschliche  Arbeit  gesichert  werden  kann.  Aber 
diese  Arbeit  dauert  kaum  einige  Monate  und  ihr  gegenüber 
steht  der  Winterschlaf  der  landwirtschaftlichen  Produktion^ 
wo  der  Dienstgeber  kaum  in  der  Lage  ist,  den  Dienstboten 
zwei  bis  drei  Stunden  täglich  zu  beschäftigen.  Wie  kann 
man  hier  die  Dauer  der  Arbeitszeit  vorher  feststellen,  ein- 
heitlich regeln.  Bei  dem  drohenden  Hagelschlag  oder  bei 
einem  Gewitter  ist  es,  wenn  die  Schober  noch  nicht  gebunden 
sind  oder  das  Heue  geschnitten  auf  der  Wiese  liegt,  unmög- 
lich auch  eine  noch  so  reichlich  zugemessene  Arbeitszeit 
einzuhalten.  Sogar  die  Bestimmung,  daß  die  Arbeitszeit 
von  Sonnenaufgang  bis  Sonnenuntergang  zu  dauern  habe, 
wäre  undurchführbar,  denn  beispielsweise  zur  Erntezeit 
können  die  die  Garben  zusammenhaltenden  Strohseile  nur 
vor  Eintritt  des  Taus,  also  vor  Sonnenaufgang  vorbereitet 
werden,  andererseits  aber  macht  die  um  die  Mittagszeit 
eintretende  geradezu  tropische  Hitze  nicht  nur  die  Arbeit 
unmöglich,  sondern  bedingt  geradezu  den  Schlaf  der  Arbeiter.. 
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Die  konkreten  Verhältnisse,  der  strenge  Befehl  der  Not- 
wendigkeit spiegeln  sich  im  §  23  des  Gesetzes,  welcher  von 
der  Zumessung  der  Schlaf  zeit  je  nach  der  Jahreszeit  und 
nach  den  Anforderungen  der  Wirtschaft  spricht,  den  Dienst- 
geber sogar  direkt,  im  Falle  einer  gelegentlich  außerordent- 
licher Notwendigkeit  geleisteten  Nachtarbeit  zum  Ersatz 
der  nächtlichen  Ruhezeit  am  Tage  verpflichtet. 

Im  übrigen  berechtigt  §  43  des  Gesetzes  den  Dienstboten 
dazu,  mit  einmonatlicher  Kündigung  den  Vertrag  zu  lösen, 
wenn  der  Dienstgeber  die  auf  die  Rastzeiten  bezüglichen 
Normen  trotz  behördlicher  Ermahnung  nicht  einhält. 

Der  die  Nachtruhe  sichernde  §  23  macht,  ähnlich  den 
Verfügungen  des  §  30  Gesetz- Art.  XIII:  1876  dem  Dienst- 
geber zur  Pflicht,  den  Dienstboten  mit  einer  seine  Körper- 
kraft übersteigenden  oder  seine  Gesundheit  gefährdenden 
Arbeit  zu  verschonen^. 

In  Verbindung  mit  den  Verfügungen  des  §  23  und  im 
Nichteinhaltungsfalle  gewährt  der  von  der  Sonntagsruhe 
handelnde  §  30  dem  Dienstboten  gleichfalls  das  Kündigungs- 
recht. Das  ist  eine  der  wichtigsten  Arbeiterschutzver- 
fügungen des  Gesetzes.  Das  alte  Gesetz  weist  noch  jenen 
Standpunkt  auf,  der  auch  der  Ausgangspunkt  für  die  Sonn- 
tagsruhe der  gewerblichen  Arbeiter  war,  daß  nämlich  der 
Dienstgeber  verpflichtet  ist,  dafür  zu  sorgen,  daß  sein 
Dienstbote,  ohne  daß  er  seine  Pflicht  verabsäume,  von  Zeit 
zu  Zeit  an  dem  Gottesdienste  seiner  Konfession  teilnehmen 
könne.  Diese  Verfügung  ergänzt  gewissermaßen  der  §  19 
des  Gesetz- Art.  LIII:  1868,  wonach  an  Sonntagen 
jede  öffentliche  und  nicht  unvermeidlich 
notwendige  Arbeit  auszusetzen  habe.  Die  Arbeit  der 
der  Dienstboten  erfolgt  meistens  nicht  in  dem  Maße^vor  der 


^  Letztere  Verfügung  ist  im  allgemeinen  auch  in  den  ausländischen 
Dienstbotenordnungen  zu  finden.  Litorale  §  18,  Steiermark  §  15,  Preußen 
§  35,  Sachsen  §  46,  Koburg  §  35,  Gotha  §  26,  Weimar  §  32,  Hannover 
§  3S>  Oldenburg  §  60  usw. 
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großen  Öffentlichkeit,  daß  sie  die  Überzeugung  Anders- 
gläubiger verletzen  würde,  deshalb  gab  es  für  diese  bisher 
keine  Sonntagsruhe. 

Das  neue  Gesetz  hat  die  die  Teilnahme  am  Gottesdienst 
betreffende  Verfügung  des  alten  Gesetzes  beibehalten  und 
damit  ergänzt,  daß  es  von  dem  vormittägige^  Gottesdienste 
spricht.  Es  verfügt  jedoch  ausdrücklich:  ,,Der  Dienstgeber 
ist  verpflichtet  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  der  Dienstbote 
an  Sonntagen  und  an  seinen  hohen  Festtagen  keine  Arbeit 
zu  verrichten  habe.**  Mit  Rücksicht  aber  auf  die  Kon- 
tinuität der  landwirtschaftlichen  Arbeit  zählt  es  taxative 
jene,  einen  Aufschub  nicht  duldenden  Arbeiten  auf,  welche 
der  Dienstbote  auch  am  Sonntag  zu  verrichten  verpflichtet 
ist:  a)  die  Fütterung,  beziehungsweise  Reinhaltung  der  Tiere 
und  ihrer  Unterbringungsstätten;  b)  die  tägliche  Futter- 
bereitung; c)  das  Inordnungbringen  des  Gehöftes.  Diese 
Arbeit  kann  insgesammt  in  ein,  zwei  Stunden  verrichtet 
werden.  Wegen  drohenden  Schadens  unauf- 
schiebbar dringliche  Arbeiten  ist  der  Dienst- 
bote ausnahmsweise  wohl  auch  an  Ruhetagen  zu 
leisten  verpflichtet,  doch  ist  ihm  dagegen  sofort  der 
übliche  Taglohn  zu  bezahlen.  Diese  Verfügung 
wird  den  Dienstgeber  zweifellos  davon  abhalten,  die  Arbeit 
des  Dienstboten  an  Sonn-  und  Feiertagen^  grundlos  in 
Anspruch  zu  nehmen. 

Die  in  einzelnen  speziellen  Beschäftigungen  ver- 
wendeten landwirtschaftlichen  Dienstboten:  (Flurschütz, 
Melker,  Wildhüter  usw.)  oder  diejenigen,  welche  sich 
zugleich  zur  inneren  Dienstleistung  verdungen  haben  (z.  B. 
Personenkutscher)  können  der  Natur  ihrer  Beschäftigung 
nach  von  der  Sonntagsruhe  keinen  Gebrauch  machen  (den 


^  Die  zwei  Tage  Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten.  Die  landwirt- 
schaftlichen Dienstboten  genießen  kraft  des  Gesetzes  daher  um  sechs 
Tage  mehr  Arbeitsruhe  als  die  gewerblichen  Arbeiter. 
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Personenkutscher  braucht  man  gerade  dann  am  nötigsten, 
der  Wildhüter,  der  Melker  muß  gerade  an  einem  solchen 
Tage  mehr  acht  haben,  damit  nicht  gewissenlose  Individuen, 
die  am  Tage  der  allgemeinen  Arbeitsruhe  über  die  nötige 
Zeit  verfügen,  Schaden  verursachen).  Hinsichtlich  dieser 
muß  der  Dienstgeber,  falls  der  Vertrag  keine  für  den  Dienst- 
boten günstigere  Vereinbarung  enthält,  für  eine  derartige 
Ablösung  sorgen,  daß  der  Dienstbote  mindestens  monatlich 
einen  ganzen  oder  jede  zwei  Wochen  einen  halben  Ruhetag 
habe. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  kann  der  Dienstbote  wegen 
Nichteinhaltung  der  Sonntagsruhe  kündigen,  außerdem  bildet 
die  Nichteinhaltung  der  bezüglichen  Verfügungen  eine  von 
Amts  wegen  zu  verfolgende  Übertretung^. 

Die  auf  die  Sonntagsruhe  bezügliche  Verfügung  wird 
der  Natur  der  Sache  nach  durch  den  §  54  —  dessen  Zweck 


^  Die  Gesetze  über  die  Sonntagsruhe  verfügen  sowohl  bei  uns 
wie  im  Auslande  nur  über  die  gewerbliche  Arbeitsruhe.  Die  Dienstboten 
bzw.  die  landwirtschaftlichen  Dienstboten  werden  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen nur  insoweit  von  der  Verrichtung  der  Arbeit  befreit,  als  das  die 
verschiedenen  Dienstbotenordnungen  sichern.  Die  Dienstbotenordnung 
für  das  Litorale  verpflichtet  im  §  17  den  Dienstgeber,  den  Dienstboten 
an  Sonn-  und  Feiertagen  zum  Besuche  des  Gottesdienstes  zu  verhalten. 
Im  übrigen  ist  nach  §  11  der  Dienstbote  verpflichtet,  die  gewöhnliche 
Hausarbeit,  sowie  jede  andere  zur  Vermeidung  eines  Schadens  unauf- 
schiebbare Arbeit  zu  verrichten.  Ebenso  verfügt  die  steirische  Dienst- 
botenordnung §  14,  Absatz  5.  In  den  deutschen  Dienstbotenordnungen 
figuriert  ebenfalls  die  Sonntagsruhe  wie  auch  die  Verpflichtung  des 
Dienstgebers,  die  zum  Besuche  des  Gottesdienstes  nötige  freie  Zeit  zu 
gewähren:  Preußen  §  84,  Sachsen  §  59,  Haimover  §  35,  Oldenburg 
§  55,  Koburg  §  34  usw.  Es  ist  von  Interesse,  daß  die  „Soziale  Praxis" 
in  ihrer  Nummer  vom  Dezember  1908  den  Beschluß  der  Großen  Rates 
des  Kantons  Basel,  daß  die  landwirtschaftlichen  Dienstboten  in  jeder 
Woche  an  dem  Tage  der  Arbeitsruhe  zwischen  7  Uhr  früh  und  6  Uhr 
abends  sechs  Stunden  Arbeitsruhe  genießen,  imd  zwar  vier  Stunden  ohne 
Unterbrechung,  als  Errungenschaft  von  prinzipieller  Bedeutung  begrüßt. 
Im  Vergleich  hiezu  geht  das  ungarische  Gesetz  in  Hinsicht  der  Arbeits- 
ruhe viel  weiter. 
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wohl  ein  ganz  anderer  ist  —  ergänzt.  Dieser  Paragraph 
verfügt  bezüglich  des  Urlaubs  zum  Zwecke  des  Stellen- 
suchens  derart,  daß  der  Dienstgeber  nach  der  Ausfolgung 
des  Entlassungszeugnisses  bis  zum  Austritte  aus  dem  Dienste 
(demnach  zwei  Monate  hindurch)  verpflichtet  ist,  dem 
Dienstboten  an  den  Ruhetagen  und  dem  Jahresdienstboten 
überdies  noch  an  zwei  Arbeitstagen  Urlaub  zu  gewähren, 
damit  dieser  sich  einen  Platz  suchen  könne.  Wenn  am 
Ruhetag  kein  Urlaub  gewährt  werden  könnte,  so  ist  anstatt 
dessen  ein  Werktag  zu  gewähren.  Diese  im  alten  Dienst- 
botengesetz nicht  enthaltenen  Verfügungen  sind  berufen, 
die  Bewegungsfreiheit  des  Dienstboten  zu  sichern  und  bilden 
essentiell  sehr  wichtige  Faktoren  der  Vertragsfreiheit^. 

Dem  alten  Dienstbotengesetz  gegenüber  enthält  der 
Gesetz- Art.  XLV:  1907  einige  neue  Arbeiterschutzver- 
fügungen gemischter  Natur,  so  die  bereits  oben  detailliert 
erörterte  bedingte  Verurteilung,  die  dem  Dienstboten  einen 
namhaften  Vorteil  bietet,  das  Verbot  der  Aufnahme  von 
Qualifizierungsangaben  in  das  Dienstbuch,  die  im  letzten 
Absatz  des  §  26  enthaltene,  den  bisher  oft  genug  vorgekom- 
menen Mißbräuchen  steuernde  Verfügung,  daß  der  Dienst- 
geber verpflichtet  ist,  den  Dienstboten  mit  allen  Arbeits- 
werkzeugen, die  dieser  für  die  dem  Dienstgeber  zu  leistenden 
Arbeiten  nötig  hat,  zu  versehen,  und  jene  Verfügung  des 
§  55)  daß  wenn  der  Vertrag  auf  Grund  des  den  sofortigen 
Austritt  begründenden  §  46  aufgehört,  und  der  Dienstbote 
sich  bei  einem  anderen  Dienstgeber  nicht  verdungen  hat, 
die  zum   Umzug   benötigte   Zugkraft,   wenn  im  Vertrage 


^  Eine  darauf  gerichtete  Verfügung  suchen  wir  vergebens  in  den 
österreichischen  Dienstbotenordnungen.  Einige  deutsche  Dienstboten- 
ordnungen verpflichten  den  Dienstgeber,  dem  Dienstboten  zur  Ver- 
richtung seiner  Privatangelegenheiten  Urlaub  zu  gewähren:  Gotha  §  26, 
Koburg  §  36,  Hannover  §  37  usw.  §  59  der  sächsischen  und  §  58  der 
reußischen  Dienstbotenordnung  erwähnt  ausdrücklich  das  Platzsuchen, 
die  sächsische  außerdem  auch  die  Landesmärkte. 
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keine  größere  Entfernung  festgesetzt  wurde,  bis  zur  näch- 
sten Gemeinde,  oder  auf  Wunsch  bis  zur  gleichen  Entfernung 
derjenige  Dienstgeber  zu  geben  hat,  aus  dessen  Dienst  der 
Dienstbote  scheidet^ 

Schließlich  müssen  wir  noch  einen  kleinen  Vergleich 
anstellen  zwischen  jenen  Paragraphen  des  alten  und  des 
neuen  Dienstbotengesetzes,  die  den  Rücktritt  des  Dienst- 
boten vom  Vertrag  und  die  Auflösung  des  Vertrages  regeln, 
da  in  diesem  zumeist  sehr  kräftige  Schutztendenzen  zum 
Ausdruck  zu  kommen  pflegen. 

Im  §  15,  welcher  dem  Dienstboten  in  taxatitiv  auf- 
gezählten Fällen  von  dem  Dienstantritte  befreit,  ist  unter 
Punkt  d)  auch  der  Fall  enthalten,  wenn  ihn  der  Dienstgeber 
zur  festgesetzten  Zeit  nicht  annehmen  will.  Das  alte  Gesetz 
hat  nur  dem  Dienstgeber  das  Recht  verliehen,  gegenüber 
dem  Dienstboten,  der  den  Dienstantritt  hinauszieht,  später 
aber  zu  dienen  sich  bereit  erklärt,  vom  Vertrage  zurück- 
zutreten. Das  neue  Gesetz  betrachtet  beide  Teile  als  gleich- 
berechtigt und  hat  die  logische  Konsequenz  dieses  Stand- 
punktes im  Punkt  d)  des  §  15  gezogen.  Der  Punkt  g)  stellt 
ebenfalls  zugunsten  des  Dienstboten  ein  neues  Recht  fest, 
indem  er  ihn  berechtigt,  von  dem  Vertrag  zurückzutreten, 
wenn  in  der  ihm  angewiesenen  Wohnung  sich  ein  an- 
steckender Kranker  befindet^. 


^  Diese  Verfügung  bildet  gleichsam  eine  Ergänzung  zum  §  49  über 
die  Entschädigimg.  In  den  ausländischen  Dienstbotenordnungen  ist 
eine  ähnliche  Verfügung  nicht  vorhanden.  An  dieser  Stelle  wird  es  nicht 
ohne  Interesse  sein,  eine  kleine  Übersicht  darüber  zu  geben,  wie  vielerlei 
Freifuhren  das  neue  Gesetz  dem  Dienstboten  sichert:  i.  Gespann  zum 
Einziehen  (§  13),  2.  zur  Heimbeförderung  der  Frucht,  3.  zur  Mühle, 
4.  im  Falle  der  Erkrankung,  5.  zum  Leichenbegängnis,  6.  zum  Ausziehen, 
falls  zum  Verlassen  des  Platzes  der  Dienstgeber  Anlaß  gegeben  hat. 

^  §  8  der  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  bezeichnet  nicht  jene 
„imverschuldeten,  länger  dauernden  Hindernisse",  infolge  deren  der 
Dienstbote  berechtigt  ist,  von  dem  Dienstantritt  zurückzutreten.  §  12 
der  steirischen  Dienstbotenordnung  setzt  noch  hinzu,  daß  der  Dienstbote 
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Unter  den  Fällen  der  Auflösung  des  Vertrages  mit  ein- 
monatlicher  Kündigung  bildet  es  ein  Novum,  daß  die  Not- 
wendigkeit des  Daheimseins  bei  den  im  Alter  unter  15  Jahren 
stehenden  Minderjährigen,  oder  infolge  Krankheit  erwerbs- 
unfähigen Geschwistern,  den  Dienstboten  dazu  berechtigt, 
den  Vertrag  zu  kündigen,  während  der  Punkt  c)  §  52 
Gesetz- Art.  XIII:  1876  nur  die  Eltern  erwähnt.  Neue  Kün- 
digungsgründe sind  nach  §  43  des  neuen  Gesetzes,  wenn 
der  jugendliche  Dienstbote  mit  seinen  Eltern  auswandert, 
wenn  der  Dienstgeber  die  Vorschriften  über  Rastzeiten  und 
Ruhetage  nicht  einhält,  wenn  der  Dienstgeber  wegen  einer 
zum  Nachteil  eines  und  desselben  Dienstboten  begangenen 
Übertretung  innerhalb  eines  Jahres  zweimal  verurteilt  wurde, 
wenn  der  weibliche  Dienstbote  schwanger  wird^. 


berechtigt  ist,  den  Dienstantritt  zu  verweigern,  wenn  solche  Gründe 
vorwalten,  infolge  deren  er  den  bereits  angetretenen  Dienst  verlassen 
kann.  Die  deutschen  Dienstbotenordnungen  gestatten  nach  der  Zu- 
sammenstellung Wilhelm  Kählers  (c,  W.  S.  169  bis  172)  in  folgenden 
Fällen  dem  Dienstboten  von  dem  Beginne  des  Vertrages  zurückzutreten: 

1.  wenn  sich  seine  Privatverhältnisse  dahin  geändert  haben,  daß  sein 
Diensteintritt  eine  schwere  Verletzung  seiner  Interessen  bedeuten  würde, 
besonders  wenn  dies  ihm  die  Gelegenheit  nehmen  würde,  durch  Heirat 
usw.  eine  selbständige  Existenz  zu  gründen,  oder  wenn  seine  eigene  Wirt- 
schaft seine  Gegenwart  erfordert,  oder  wenn  die  Kinder  des  Dienstboten 
der  persönlichen  Pflege  nicht  entbehren  können.  2.  Wenn  er  ohne  sein 
eigenes  Verschulden  an  dem  Diensteintritt  gehindert  wird.  3.  Wenn 
er  in  eigener  Angelegenheit  eine  längere  Reise  machen  muß.  4.  Wenn 
der  Dienstgeber  seine  Wohnung  in  eine  entlegene  Provinz  oder  in  das 
Ausland  verlegt.  Die  in  den  Punkten  d)  und  g)  enthaltenen  sozialpoliti- 
schen Momente  sind  in  den  ausländischen  Dienstbotenordnungen  nicht 
zu  finden. 

^  Nach  §  30  der  Dienstbotenordnimg  für  das  Litorale  beträgt  die 
Kündigungszeit  sechs  Wochen  (in  dringenden  Fällen  14  Tage,  doch  ist 
dann  ein  Stellvertreter  zu  stellen).  Gründe:  i.  Heirat  eines  weiblichen, 
Gründung   der   selbständigen    Existenz   eines   männlichen   Dienstboten; 

2.  Erbschaft  oder  ein  anderes  wichtiges  Geschäft,  welches  die  Anwesenheit 
des  Dienstboten  erfordert;  3.  wenn  seine  Eltern  infolge  seines  Fernweil ens 
den  landwirtschaftlichen   Betrieb  nicht  weiterführen  können.    Die  stei- 
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Von  den  zum  Austritt  ohne  Kündigung  berechtigenden 
taxativ  aufgezählten  Fällen  sind  im  Vergleiche  zu  den  Ver- 
fügungen des  alten  Gesetzes  die  folgenden  neu^: 

a)  Wo  das  alte  Dienstbotengesetz  den  Dienstboten  er- 
wähnt, dort  sichert  das  neue  Gesetz  auch  den  Familien- 
mitgliedern des  Dienstboten  in  allen  Fällen  Schutz. 

b)  Entsprechend  den  Voraussetzungen  der  dem  Dienst- 
geber gewährten  Entlassungsberechtigung  sichert  es  auch 
aus  den  gleichen  Gründen  dem  Dienstboten  das  Recht,  den 
Dienst  sofort  zu  verlassen.  (Z.  B.  bei  einer  strafbaren  Hand- 
lung, bei  in  drei  Fällen  begangener  Übertretung,  bei  Ver- 


rische  Dienstbotenordnung  §  22  schreibt  unter  denselben  Gründen 
14  tägige  Kündigung  vor.  Die  deutschen  Dienstbotenordnungen  sichern 
nach  Kahler  (s.  S.  173)  aus  folgenden  Gründen  dem  Dienstboten  die  an 
die  Kündigungstermine  des  Dienstvertrages  geknüpfte  Auflösung: 
I.  materieller  Ruin  des  Dienstgebers;  2.  Wohnungsverlegung;  3.  Heirat 
des  Dienstboten  oder  eine  andere  Art  der  Gründung  einer  selbständigen 
Existenz,  4.  wenn  die  heimische  Wirtschaft  die  Anwesenheit  des  Dienst- 
boten erfordert;  5.  wenn  er  in  eigener  Angelegenheit  eine  längere  Reise 
machen  muß;  6.  wenn  der  Dienstgeber  ihn  öffentlich  beschimpft;  7.  wenn 
er  den  Lohn  nicht  ordnungsgemäß  bezahlt,  8.  wenn  er  ihm  nicht  genug  zu 
essen  gibt.  Die  auf  die  Ruhezeit  und  auf  die  arbeitsfreien  Tage  bezüg- 
liche Sanktion  kommt  in  keiner  einzigen  Dienstbotenordnung  vor. 

^  Übrigens  ist  der  Schutz  des  Dienstboten  nicht  nur  direkt  in  den 
für  ihn  festgestellten  Auflösungsfällen,  sondern  indirekt  auch  in  denen 
für  den  Dienstgeber  festgestellten  enthalten.  So  fehlt  im  neuen  Gesetz, 
daß  der  Dienstgeber  einen  weiblichen  Dienstboten  kündigen  kann,  wenn 
er  in  andere  Umstände  kommt,  oder  wenn  der  Dienstbote  nicht  den  nötigen 
Fleiß  entwickelt,  oder  daß  er  den  Dienstboten  sofort  entlassen  kann, 
wenn  er  in  der  Familie  durch  Anstiftung  Uneinigkeit  oder  Unzufrieden- 
heit hervorzurufen  sucht,  wenn  er  die  Treulosigkeit  eines  Genossen 
nicht  sofort  anzeigt,  wenn  er  sich  dem  Trünke  oder  dem  Spiele  ergibt 
(dies  ist  nur  ein  Kündigungsgrund)  oder  ein  sittenloses  Leben  führt, 
wenn  er  das  ihm  anvertraute  Vieh  schlecht  pflegt  oder  martert  (das  ist 
nur  ein  Kündigungsgrund)  schließlich  wenn  er  durch  Ausschweifimg 
in  eine  ansteckende  oder  ekelhafte  Krankheit  verfällt.  Nach  dem  alten 
Gesetz  war  ein  Freiheitsverlust  von  mehr  als  drei  Tagen  ein  Entlassungs- 
grund, nach  dem  Gesetz- Art.  XLV:  1907  länger  als  acht  Tage  dauerndes 
Gefängnis. 
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leitung  zu  verbotenen  Handlungen,  bei  absichtlicher  Schä- 
digung.) 

c)  Während  das  alte  Gesetz  nur  im  Falle  mangelhafter 
Ernährung  dem  Dienstboten  das  Recht  gewährt,  den  Dienst 
ohne  Kündigung  zu  verlassen,  schützt  Gesetz-Art.  XLV : 
1907  fast  alle  namhaften  Arbeiterschutzverfügungen  auch 
durch  diese  indirekte  Sanktion.  So  bezeichnet  er  die  tätliche 
Insultierung  eines  nicht  unter  häuslicher  Disziplin  stehenden 
Dienstboten,  die  Verpflichtung  der  Familienmitglieder  des 
Dienstboten  zu  unentgeltlicher  Arbeit  (§8),  die  Verpflich- 
tung zum  Verkaufe  der  Bezüge  (§  9),  den  Kaufzwang 
(§  10),  die  ohne  Einleitung  eines  Verfahrens  erfolgte  Re- 
tention der  Bezüge  des  Dienstboten,  endlich  die  mangel- 
hafte Ernährung  als  Auflösungsgründe  und  dehnt  dadurch 
die  Rechte  des  Dienstboten  namhaft  aus^.    Endlich  verdient 


^  Nach  §  29  der  Dienstbotenordnung  für  das  Litorale  kann  der 
Dienstbote  ohne  Kündigung  den  Dienst  verlassen:  i.  wenn  die  weitere 
Fortsetzung  des  Dienstes  seine  Gesundheit  gefährdet;  2.  wenn  der  Dienst- 
geber die  Grenzen  seines  häuslichen  Disziplinarrechtes  überschreitet 
und  dadurch  das  Leben  und  die  Gesundheit  des  Dienstboten  gefährdet: 
3.  wenn  der  Dienstgeber  den  Dienstboten  zu  einer  sittenlosen  oder  gesetz- 
widrigen Handlung  verleitet;  4.  wenn  der  Dienstgeber  eine  die  Dienst- 
dauer überschreitende  Reise  antritt  oder  seinen  Wohnsitz  um  sechs  Meilen 
weiter  verlegt.  §  21  der  steirischen  Dienstbotenordnung  knüpft  an  diese 
vier  Punkte  noch  als  fünften,  wenn  infolge  der  plötzlichen  Erkrankung 
der  Eltern  des  Dienstboten  diese  auf  die  Pflege  des  Dienstboten  angewiesen 
sind  oder  eine  andere  wichtige  Sache  die  sofortige  Reise  des  Dienstboten 
an  einen  anderen  Ort  erfordert.  Voraussetzung  der  Entfernung  ist  aber 
die  Einwilligung  der  Gemeindevorstehung.  Die  deutschen  Dienstboten- 
ordnungen berechtigen  nach  Kahler  (S.  180)  in  folgenden  Fällen  den 
Dienstboten  ohne  Kündigung  den  Platz  zu  verlassen:  i.  wenn  der  Dienst- 
geber sein  Verfügungs-  und  Disziplinarrecht  mißbraucht  und  mit  dem 
Dienstboten  ungewohnt  und  besonders  streng  verfährt,  2.  wenn  der 
Dienstgeber  seiner  Erziehungsverpflichtung  nicht  entsprechen  kann 
oder  den  Dienstboten  zu  einer  unsittlichen  oder  gesetzwidrigen  Handlung 
verleitet  bzw.  sein  Gesinde  gegen  solche  Versuche  nicht  entsprechend 
schützt  oder  nicht  die  freie  Zeit  zum  Gottesdienste  gewährt,  3.  wenn  der 
Dienstgeber  die  vertragsmäßigen  Gegendienstleistimgen  verweigert,  be- 
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noch  eine  sehr  berücksichtigenswerte  Verfügung  des  neuen 
Gesetzes  nähere  Beleuchtung.  In  Ungarn  ist  die  Inspection 
über  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  institutiv  noch  nicht 
geregelt.  Die  zum  Verfahren  in  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiterangelegenheiten kompetenten  Verwaltungsbehörden 
genießen  nicht  das  Recht  der  präventiven  Einmengung,  der 
Einleitung  einer  Untersuchung,  sie  dürfen  sich  insolange  in 
das  gesetzwidrige  Vorgehen  des  Dienstgebers  nicht  ein- 
mengen, bis  der  Dienstbote  nicht  mit  konkreten  Klagen 
an  sie  herantrat.  Der  §  6i  des  Gesetz- Art.  XLV:  1907  ent- 
hält aus  dem  prinzipiellen  Gesichtspunkte  eine  sehr  be- 
deutende Änderung  gegenüber  dem  bisherigen  Zustand:  er 
zählt  taxativ  die  von  Amts  wegen  behördlich  zu  verfolgenden 
Übertretungen  auf,  bietet  überhaupt  die  Möglichkeit,  daß 
die  zur  Vollstreckung  des  Gesetzes  berufenen  Behörden  die 
Dienstverhältnisse  der  auf  ihrem  Territorium  gelegenen 
Wirtschaften  fortwährend  im  Auge  behalten  und  über  die 
Einhaltung  der  Arbeiterschutzverfügungen  des  Gesetzes 
wachen  können.  Diese  Tätigkeit  wird  später  zweifellos  auch 
die  Aufsicht  über  die  landwirtschaftliche  Arbeit  schaffen. 
Auf  Grund  des  §  61  des  Gesetzes  bilden  eine  durch 
den  Dienstgeber  begangene,  von  Amts  wegen  zu  verfolgende 
Übertretung:  die  Aufnahme  von  Minderjährigen  unter 
12  Jahren,  die  Nichtausstellung  eines  Lohnbriefes  oder  des 
durch  das  Municipium  obligatorisch  vorgeschriebenen 
schriftlichen  Vertrages,  oder  wenn  der  Dienstgeber  das 
Dienstbuch  nicht  übernimmt,  dessen  Rubriken  falsch  aus- 
füllt oder  in  dasselbe  Qualifizierungsbemerkungen  einträgt, 
wenn  er  auf  unbestimmte  Zeit  einen  Vertrag  abschließt, 


sonders  wenn  er  ihn  ungenügend  verköstigt,  4.  wenn  der  Dienstgeber 
seinen  Wohnsitz  in  weite  Entfernung,  besonders  in  das  Ausland,  verlegt, 
5.  wenn  in  der  Lage  des  Dienstboten  dies  begründende  Änderungen 
(Heirat,  Wirtschaft  der  Eltern,  Militärdienst)  eintreten.  Der  Schutz  der 
Familienmitglieder  des  Dienstboten  fehlt  in  den  ausländischen  Dienst- 
botenordnungen. 

Czettler,  Landw.  Gesinde  8 
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die  Familienmitglieder  des  Dienstboten  zu  unentgeltlicher 
Arbeit  verpflichtet,  den  Verkauf  der  Bezüge  oder  deren 
Umtausch  gegen  Getränke  bedingt,  das  Verkaufsverbot 
oder  den  Verkaufszwang,  schlechte  Kost,  nicht  entsprechende 
Wohnung,  Verletzung  der  Sonntagsruhe,  Bestrafung  oder 
Beleidigung  des  Dienstboten  in  seiner  Ehre,  rechtswidrige 
Retention,  Ausstellen  eines  Wechsels  oder  Schuldscheines 
nach  einem  Darlehen  oder  Vorschusse,  die  Verweigerung 
der  Ausfolgung  der  Witwenabfertigung,  die  Nichtaus- 
stellung  des  Entlassungszeugnisses,  endlich  die  im  zweiten 
Teil  des  §  57  und  im  §  58  enthaltenen  einer  schwereren 
Strafe  unterliegenden  Fälle. 

Die  Vollzugsvorschriften  des  Gesetzes  sichern  den  Ver- 
waltungsbehörden einen  weit  gezogenen  Wirkungskreis  bei 
der  Ausstellung,  Manipulation  und  Kontrolle  der  Dienst- 
bücher. Bei  diesen  Anlässen  haben  die  Behörden  Gelegen- 
heit, Einblick  in  die  Dienstverhältnisse  zu  gewinnen  und 
die  Dienstboten  über  ihr  Wohl  und  Wehe  zu  befragen. 

Ebenso  gewähren  die  §§  12  und  66  des  Gesetzes  die 
Möglichkeit,  daß  die  Municipien  bezüglich  wichtiger, 
im  Dienstbotengesetz  nicht  erwähnter,  den  lokalen 
Verhältnissen  entsprechender  Details  der  Rechtsverhältnisse 
zwischen  Dienstgeber  und  Dienstboten  nach  Anhörung  der 
Interessenten  und  nach  Genehmigung  durch  die  Minister 
des  Inneren,  der  Justiz  und  des  Ackerbaues  Statute  schaffen 
und  auf  diese  Weise  den  Arbeiterschutz  in  der  Landwirtschaft 
mit  Berücksichtigung  der  speziellen  Verhältnisse  im  auto- 
nomen Wirkungskreis  ausbauen.  Daß  bei  den  Municipien 
die  Geineigtheit  hiezu  besteht,  beweisen  die  von  den  ein- 
zelnen Komitaten  vor  dem  Inslebentreten  des  Gesetzes  ge- 
schaffenen Gesindewohnungsstatute,  deren  den  Endtermin 
der  Wohnungseinrichtung  betreffende  günstigere  Verfüg- 
ungen der  §  29  des  Gesetzes  auch  respektiert. 


8. 

Schlußbetrachtungen 

Hiemit  haben  wir  unsere  Leser  mit  dem  neuen  ungari- 
schen landwirtschaftlichen  Dienstbotengesetz  bekannt  ge- 
macht. Wie  bei  jeder  sozialpolitischen  Schöpfung,  lassen 
auch  bei  dieser  die  ihren  Hintergrund  bildenden  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  den  Wert  erkennen.  Unser  Bestreben 
war  also  dahin  gerichtet,  diesen  Hintergrund  möglichst  treu 
zu  malen.  Ohne  eine  solche  Schilderung  wäre  weder  eine 
Abwägung  des  Wertes  des  Gesetzes,  noch  die  Beurteilung 
der  Richtigkeit  der  einzelnen  Bestimmungen  möglich,  denn 
man  kann  ein  praktisches,  die  tatsächlichen  Verhältnisse 
der  Landwirtschaft  und  der  Gesellschaft  regelndes  Gesetz 
nicht  nach  einem  Maßstab  beurteilen,  der  auf  Grund  ab- 
strakter Theorien  geschaffen  wurde.  Jedes  sozialpolitische 
Gesetz  und  somit  auch  das  neue  Dienstbotengesetz,  ist  das 
Ergebnis  eines  Kompromisses,  das  durch  den  Ausgleich  der 
Wünsche  zweier  einander  gegenüberstehender  Parteien  auf 
ein  gerechtes  und  billiges  Mittelmaß  zustande  kam.  Voll- 
kommen kann  es  daher  schon  infolge  dieses  wesentlichen 
Kriteriums  nicht  sein.  Ein  Vergleich  mit  den  Dienstboten- 
ordnungen der  in  wirtschaftlicher  und  sozialer  Beziehung 
Ungarn  zunächst  stehenden  Staaten  und  mit  dem  alten 
Dienstbotengesetz  gibt  ein  Bild  dessen,  inwiefern  dieses 
Bestreben  des  Gesetzes  einen  Fortschritt  bedeutet,  auf  jenem 
steinigen  und  ungebahnten  Weg,  den  man  landwirtschaft- 
liches Arbeiterrecht  oder  in  weiterer  Begriffsbestimmung 
landwirtschaftliche  Sozialpolitik  nennt.  Die  Schlußfolgerung 
zu  ziehen,  ist  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Lesers  dieser 
Studie. 


Anhang 


Gesetz  Nr.  XLV.  1907,  über  Regelung  des '  Rechtsverhält- 
nisses zwischen  dem  Dienstgeber  und  dem  landwirtschaft- 
lichen Bediensteten. 


I.  Kap.     Allgemeine  Bestimmungen 

§  I.  Landwirtschaftlicher  (äußerer)  Bediensteter  ist 
derjenige,  der  sich  mittelst  Vertrag  verpflichtet  in  einer 
Wirtschaft  persönliche  und  fortwährende  Dienste  für  Lohn 
mindestens  einen  Monat  lang  zu  leisten.    (§7.) 

Jene  Bediensteten,  welche  sich  zur  Leistung  von  haus- 
wirtschaftlichen und  zugleich  auch  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiten eindingen,  müssen  —  soferne  aus  dem  Vertrage  das 
Entgegengesetzte  nicht  hervorgeht  —  als  landwirtschaft- 
liche Bedienstete  betrachtet  werden  und  fallen  unter  das 
gegenwärtige  Gesetz. 

Diejenigen,  welche  sich  für  landwirtschaftliche  Ver- 
richtungen gegen  tägliche  Entlohnung  oder  gewissen  Anteil 
eindingen  (z.  B.  Taglöhner,  Akkordarbeiter,  Anteilarbeiter 
usw.),  sind  als  landwirtschaftliche  Bedienstete  nicht  zu 
betrachten. 

§  2.  Jeder  landwirtschaftliche  Bedienstete  muß  ein 
Bediensteten-Dienstbuch  haben  (§  6,   13,  51,  52,  57,  58.) 

Die  Ausfolgung  des  Dienstbuches  erfolgt  unentgeltlich. 

Die  Regeln  für  die  Ausstellung  des  Bediensteten-Dienst- 
buches werden  vom  Ackerbauminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern  im  Verordnungswege  fest- 
gesetzt. 
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§  3«  Es  ist  verboten  Minderjährige  unter  zwölf  Jahren 
als  landwirtschaftliche  Bedienstete  aufzunehmen  und  ist  ein 
solcher  Vertrag  nichtig.    (§  57.) 

Minderjährigen  unter  zwölf  Jahren  darf  kein  Bedien- 
steten-Dienstbuch gegeben  werden. 

Minderjährigen  über  zwölf  Jahren  kann  ein  Be- 
diensteten-Dienstbuch nur  mit  Zustimmung  ihres  gesetz- 
lichen Vertreters  gegeben  werden.  In  solchen  Fällen  wird 
das  Dienstbuch  von  der  Behörde  zu  Händen  des  gesetzlichen 
Vertreters  ausgefolgt.  Wenn  der  gesetzliche  Vertreter  seine 
Zustimmung  ohne  triftigen  Grund  verweigert,  so  sind  die 
Bestimmungen  des  Gesetz- Art.  XX:  1877  in  Anwendung 
zu  bringen. 

Das  unter  Vorweisen  eines  Bediensteten-Dienstbuches 
bewerkstelligte  Eindingen  begründet  für  den  Dienstgeber 
den  Rechtsschutz,  daß  das  Eindingen  mit  Einwilligung  des 
gesetzlichen  Vertreters  geschehen  ist.  Der  minderjährige 
Bedienstete  steht  bis  zu  seinem  achtzehnten  Lebensjahre 
unter  der  häuslichen  Zucht  des  Dienstgebers.    (§  46.) 


II.  Kap.    Vom  Abschluß  des  Dienstvertrages 

§  4.  Die  Bedingungen  des  Dienstvertrages  vereinbaren 
die  Parteien  nach  freier  Übereinkunft  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Schranken. 

Die  dem  Gesetze  oder  den  im  gesetzlichen  Rechtskreise 
erlassenen  Verordnungen  und  Reglementen  widersprechen- 
den Vereinbarungen  des  Vertrages  sind  ungiltig. 

§  5.  Der  Dienstvertrag  kann  sowohl  schriftlich,  als 
auch  mündlich  geschlossen  werden.  Wenn  der  Vertrag 
mündlich  geschlossen  wurde,  ist  der  Dienstgeber  verpflichtet, 
auf  Wunsch  des  Bediensteten  über  die  Vereinbarungen 
einem  jeden  Bediensteten  einen  separaten  Lohnbrief  zu 
geben.    (§  22,  57.) 
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Die  Jurisdiktion  kann  im  Reglemente  anordnen,  daß 
soferne  der  Vertrag  mündlich  geschlossen  wurde,  die  Aus- 
folgung des  Lohnbriefes  in  jedem  Falle  pflichtig  sein  soll; 
ebenso  kann  sie  anordnen,  daß  der  Dienstgeber  den  Dienst- 
antritt und  den  Austritt  des  landwirtschaftlichen  Bedien- 
steten beim  Gemeindevorstande  (Polizeihauptmann)  behufs 
Evidenzhaltung  anzumelden  hat. 

Demjenigen,  der  sich  als  Bediensteter  eingedingt  hat, 
darf  während  der  Dienstzeit,  vor  Ausfolgung  des  Entlassungs- 
zeugnisses (§  40,  42,  43,  53),  ohne  Einwilligung  des  Dienst- 
gebers kein  Reisepaß  ausgestellt  werden;  der  ausgestellte 
Reisepaß  darf  dem  Bediensteten  nur  nach  Aufhören  des 
Dienstverhältnisses  ausgehändigt  werden.  Diese  Regel  ist 
nicht  anzuwenden  auf  jene  Minderjährigen,  die  mit  ihren 
Eltern  zusammen  auswandern.  Auf  Ansuchen  des  Be- 
diensteten kann  der  Minister  des  Innern  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ackerbauminister,  nach  Einvernahme  des  Dienst- 
gebers, insoferne  wichtige  Gründe  obwalten,  die  Ausfolgung 
des  Reisepasses  auch  ohne  Einwilligung  des  Dienstgebers 
anordnen. 

Hat  der  Bedienstete  bei  seiner  Eindingung  den  Dienst- 
vertrag auf  die  Dauer  über  ein  Jahr  geschlossen,  so  kann  die 
Ausfolgung  des  Reisepasses  nach  Ablauf  des  ersten  Dienst- 
jahres auf  Grund  der  im  dritten  Absätze  festgestellten  Regel 
nicht  verweigert  werden. 

§  6.  Bei  Abschluß  des  Dienstvertrages  ist  der  Dienst- 
geber verpflichtet,  das  Bediensteten-Dienstbuch  des  Be- 
diensteten zu  übernehmen;  sollte  aber  dasselbe  noch  bei 
dem  früheren  Dienstgeber  des  Bediensteten  sein,  so  ist 
der  Dienstgeber  gehalten,  das  für  den  Bediensteten  vom 
früheren  Dienstgeber  desselben  ausgestellte  Entlassungs- 
zeugnis (§  53)  an  sich  zu  nehmen.    (§  57.) 

§  7.  Der  mit  dem  landwirtschaftlichen  Bediensteten 
geschlossene  Vertrag  —  falls  im  Vertrage  nicht  anders  ver- 
einbart wurde  —  lautet  auf  ein  Jahr.     (§  40.) 
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Verboten  und  nichtig  ist  der  Dienstvertrag,  wenn  die 
Dienstzeit  in  einer  bestimmten  Anzahl  von  Jahren,  Monaten, 
Wochen  oder  Tagen  nicht  ausgedrückt  werden  kann.  (§57.) 

§  8.  Untersagt  und  nichtig  ist  eine  solche  Vereinbarung, 
laut  welcher  das  Familienmitglied  des  Bediensteten  ohne 
vorher  mittelst  Übereinkunft  festgestellte,  verhältnismäßige, 
separate  Entlohnung  irgendwelche  Arbeit  oder  Leistung 
verrichten  müßte  (sogenannten  Robot,  Herrendienst, 
Wucher,  Zehntel,  Gratisarbeit  usw.).  Untersagt  und  nichtig 
ist  auch  eine  solche  Vereinbarung,  derzufolge  die  Familien- 
mitglieder des  Bediensteten  in  jener  Zeit,  wo  sie  im  Sinne 
ihres  Vertrages  nicht  verpflichtet  sind  beim  Dienstgeber  zu 
arbeiten,  ohne  Zustimmung  des  Dienstgebers  bei  anderen 
keine  Arbeit  unternehmen  könnten.    (§  46,  57.) 

Der  Arbeitsvertrag  zwischen  dem  Dienstgeber  und  den 
Familienmitgliedern  der  Bediensteten  muß  separat  ab- 
geschlossen werden;  solche  Arbeitsverträge  berühren  über- 
haupt nicht  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Dienstgeber 
und  dem  Bediensteten. 

§  9.  Untersagt  und  nichtig  ist  jede  vorherige  Verein- 
barung, laut  der  sich  der  Bedienstete  in  voraus  verpflichten 
würde  seine  Bezüge  im  ganzen  oder  teilweise  dem  Dienst- 
geber, einem  Familienmitgliede  des  Dienstgebers  oder  wem 
immer  sonst  zu  verkaufen.  Untersagt  und  nichtig  ist  auch 
jede  solche  Vereinbarung,  welche  den  Dienstgeber,  ein 
Familienmitglied  des  Dienstgebers  oder  wen  immer  sonst 
berechtigen  würde,  die  Bezüge  des  Bediensteten  im  ganzen 
oder  teilweise  mit  geistigem  Getränke  oder  was  immer 
sonst  abzulösen.    (§  57.) 

§  10.  Untersagt  und  nichtig  ist  es  den  Bediensteten  zu 
verpflichten,  anzuweisen,  für  sich  oder  für  seine  Familie, 
sei  es  was  immer,  beim  Dienstgeber  oder  bei  einer  von  ihm 
bezeichneten  Person,  Firma  zu  kaufen  oder  bei  einer  be- 
zeichneten Person,  Firma  nicht  zu  kaufen.    (§  57.) 
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§  II.  Das  einseitige  Zurückerstatten  der  beim  Ver- 
tragsabschlüsse etwa  geleisteten  Angabe  bewirkt  nicht  das 
Erlöschen  der  Giltigkeit  des  Vertrages. 

Der  Dienstgeber  kann  die  Angabe,  soferne  nicht  anders 
vereinbart  wurde,  in  den  Lohn  des  Bediensteten  einrechen. 

§  12.  Insoferne  dieses  Gesetz  oder  das  von  der  Juris- 
diktion auf  Grund  dieses  Gesetzes  verfaßte  Reglement  keine 
entgegengesetzte  Verfügung  enthält,  sind  bezüglich  der 
Rechte  und  Pflichten  der  Parteien  die  privatrechtlichen 
Regeln  in  Anwendung  zu  bringen. 

Insoferne  das  Wesen  einer  Vertragsvereinbarung  nicht 
festgestellt  werden  kann,  dann  dient  der  am  Wirtschafts- 
orte oder  in  dessen  nächster  Umgebung  übliche  Gebrauch 
zur  Richtschnur. 


III.  Kap.    Von  der  Erfüllung  des  Vertrages 

§  13.  Nach  Abschluß  des  Vertrages  ist  der  Bedienstete 
verpflichtet,  zum  festgesetzten  Zeitpunkte  in  den  Dienst 
einzutreten,  sein  Bediensten-Dienstbuch,  falls  er  dasselbe 
bei  der  Eindingung  nicht  übergeben  hat  (§6),  dem  Dienst- 
geber zu  übergeben;  der  Dienstgeber  hingegen  ist  verpflichtet 
den  Bediensteten  aufzunehmen,  sein  Bediensteten-Dienst- 
buch, falls  er  es  schon  früher  nicht  übernommen  hat,  an 
sich  zu  nehmen  und  aufzubewahren.     (§51,  57») 

Der  Dienstgeber  ist  nur  dann  verpflichtet  die  Haustiere 
des  Bediensteten  aufzunehmen,  wenn  sie  diesbezüglich  über- 
eingekommen sind  und  wenn  der  Dienstgeber  gegen  die 
Aufnahme  aus  Veterinären  Rücksichten  auf  Grund  eines 
vom  behördlichen  Tierarzte  ausgestellten  Zeugnisses  keinen 
begründeten  Einwand  geltend  machen  kann. 

Wenn  keine  anderweitige  Vereinbarung  besteht,  so  ist 
der  aufnehmende  Dienstgeber  verpflichtet  die  für  den  Einzug 
zum  Dienstgeber  nötige  Zugkraft  beizustellen. 
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§  14.  Der  Dienstgeber  ist  nicht  verpflichtet  den  Be- 
diensten  aufzunehmen: 

a)  wenn  der  Dienstgeber  gegen  die  Treue,  das  sittliche 
Betragen  des  Bediensteten  oder  dessen  Hausgesinde  solchen 
begründeten  und  schwerwiegenden  Einwand  geltend  machte 
der  ihm  zur  Zeit  der  Abschließung  des  Vertrages  noch  nicht 
bekannt  war; 

b)  wenn  der  Bedienstete  zur  Zeit,  wo  er  den  Dienst 
antreten  sollte,  an  einer  ansteckenden  Krankheit  leidet; 

c)  wenn  der  Bedienstete  zum  Dienste  unfähig  ge- 
worden ist; 

d)  wenn  der  Bedienstete  den  Dienst  zur  festgesetzten 
Zeit  unbegründet  nicht  antritt,  oder  wenn  der  Bedienstete 
für  dieselbe  Zeit  nach  der  Eindingung  sich  auch  bei  einem 
anderen  Dienstgeber  eingedungen  hat  (§  58) ;  oder  schließlich 

e)  wenn  ein  solcher  Fall  eintritt,  deswegen  man  den 
Bediensteten  auf  Grund  des  §  45  auch  aus  dem  bereits  be- 
gonnen Dienste  ohne  Kündigung  entlassen  könnte. 

Wenn  die  Gattin  oder  ein  im  selben  Haushalte  lebendes 
Kind  des  Bediensteten  zur  Zeit,  wo  der  Bedienstete  den 
Dienst  antreten  sollte,  an  einer  ansteckenden  Krankheit 
leidet,  ist  der  Dienstgeber  nicht  verpflichtet  den  Bediensteten 
und  dessen  Familienmitglieder  aufzunehmen,  solange  die 
Ansteckungsgefahr  besteht.  Wenn  die  Ansteckungsgefahr 
über  einen  Monat  währt,  ist  der  Dienstgeber  nicht  ver- 
pflichtet den  Bediensteten  aufzunehmen. 

Wenn  einen  Dienstgeber,  der  mit  weniger  als  200 
Kronen  jährlicher  direkter  Steuer  besteuert  ist,  nach  Ab- 
schluß des  Vertrages  ein  solcher  Elementarschlag  trifft, 
dem  zufolge  er  den  Bediensteten  bei  sich  nicht  aufnehmen 
kann,  so  kann  der  Dienstgeber  vom  Vertrage  zurücktreten, 
wenn  er  den  vierteljährigen  Lohn  und  den  Wert  der  auf  ein 
Vierteljahr  entfallenden  Bezüge  des  Bediensteten  ausfolgt. 

§  15.  Der  Bedienstete  ist  nicht  verpflichtet  in  den 
Dienst  einzutreten: 
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a)  wenn  er  für  den  Dienst  arbeitsunfähig  geworden  ist; 

b)  wenn  er  nach  der  Eindingung  durch  Erbschaft  in 
den  Besitz  eines  solchen  unbeweglichen  Vermögens  gelangt, 
dessen  Verwaltung  seine  Gegenwart  notwendig  macht,  doch 
ist  er  in  solchem  Falle  verpflichtet  für  einen  geeigneten 
Stellvertreter  zu  sorgen; 

c)  wenn  sich  seine  Familienverhältnisse  in  der  Zwischen- 
zeit derart  verändert  haben,  daß  sein  Daheimsein  für  die 
Erhaltung  seiner  Familie  unumgänglich  notwendig  ist; 

d)  wenn  ihn  der  Dienstgeber  zur  festgesetzten  Zeit  nicht 
annehmen  will; 

e)  wenn  ein  solcher  Fall  eintritt,  in  welchem  der  Be- 
dienstete auf  Grund  des  §  46  den  angefangenen  Dienst  auch 
ohne  Kündigung  verlassen  könnte; 

f)  wenn  der  weibliche  Bedienstete  heiratet; 

g)  wenn  sich  in  der  vom  Dienstgeber  dem  Bediensteten 
angewiesenen  Wohnung  ein  ansteckender  Kranke  befindet. 

§  16.  Der  Dienstgeber  oder  der  Bedienstete  kann  auf 
Grund  des  §  14  oder  15  das  Vertragsverhältnis  nur  dann 
lösen,  wenn  er  von  dieser  seiner  Absicht  unter  Anführung 
der  Ursache  die  andere  Partei  binnen  acht  Tagen  nach  Er- 
fahren des  Falles  verständigt.    (§   17,  57.) 

Wer  die  Lösung  des  Vertrages  für  unrechtmäßig  hält 
und  sich  deswegen  beschweren  will,  hat  seine  Beschwerde 
binnen  acht  Tagen  nach  erhaltener  Verständigung  bei  der 
Behörde  vorzubringen.  Die  gegen  den  Beschluß  der  zu- 
ständigen Behörde  erster  Instanz  eingebrachte  Berufung  be- 
hindert nicht  die  Vollziehung  des  Beschlusses. 

§  17.  Wenn  der  Bedienstete  zum  festgesetzten  Zeit- 
punkte ohne  gesetzlichen  Grund,  unentschuldigt  oder  bös- 
willig, trotz  behördlicher  Verfügung  in  den  Dienst  nicht  ein- 
steht, ist  die  Behörde  erster  Instanz  auf  die  binnen  acht 
Tagen  einbringbare  Beschwerde  des  Dienstgebers  verpflichtet 
den  Bediesteten  an  den  Dienstort  mit  Brachialgewalt  stellig 
zu  machen.     Wenn  der  Bedienstete  den  Dienst  auch  nach 
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der  Stellung  nicht  beginnt,  ist  er  auf  Grund  des  §  57  zu  be- 
strafen und  zum  Ersatz  der  dem  Dienstgeber  verursachten 
Spesen  und  Schäden  zu  verpflichten. 

Wenn  der  Dienstgeber  die  Aufnahme  des  Bediesteten 
zum  festgesetzten  Zeitpunkte  ohne  gesetzlichen  Grund,  un- 
entschuldigt oder  böswillig,  trotz  behördlicher  Verfügung 
verweigert,  ist  der  Dienstgeber  auf  die  binnen  acht  Tagen 
einbringbare  Beschwerde  des  Bediensteten  auf  Grund  des 
§  57  zu  bestrafen  und  zur  Zahlung  des  für  die  ganze  Dienst- 
zeit gebührenden  Lohnes  und  aller  übrigen  Bezüge  des 
^  Bediensteten,  also  auch  des  Wertes  der  Wohnung  und  der 
P  erwachsenen  Spesen  und  sonstigen  Schadens  zu  verpflichten. 
Wenn  der  Dienstgeber  für  die  Zeit  bis  zur  rechtskräftigen 
Beendigung  des  Verfahrens  auf  Aufforderung  der  Behörde 
erster  Instanz  dem  Bediensteten  weder  eine  Wohnung,  noch 
entsprechendes  Quartiergeld  gibt,  so  kann  die  Behörde  erster 
Instanz,  falls  der  Dienstgeber  ihres  Wissens  nach  über 
eine  entsprechende  Gesindewohnung  verfügt,  den  Dienst- 
geber im  Exekutionswege  mit  Brachialgewalt  zur  Übergabe 
der  Gesindewohnung  zwingen,  falls  dem  Dienstgeber  aber 
keine  entsprechende  Gesindewohnung  zur  Verfügung  steht, 
so  kann  sie  mittelst  administrativer  Exekution  das  nötige 
Quartiergeld  vom  Dienstgeber  sofort  eintreiben. 

Die  Anwendung  des  §  57  und  die  Schadenersatz- Ver- 
pflichtung ist  unabhängig  von  dem,  ob  die  im  gegenwärtigen 
§  geregelte  Brachialgewalt  gegen  den  Dienstgeber  oder  den 
Bediensteten  angewendet  wurde  oder  nicht. 

§  18.  Der  Bedienstete  ist  verpflichtet  nach  der  An- 
weisung des  Dienstgebers  (Betrauten)  alle  jene  Arbeiten, 
für  welche  er  sich  eingedungen  hat,  getreu,  pünktlich,  nach 
bestem  Vermögen  zu  verrichten,  die  Wirtschaftsordnung 
einzuhalten  und  überhaupt  seine  im  Vertrage,  im  Gesetze 
und  in  sonstigen  Rechtsregeln  festgestellten  Pflichten  ge- 
wissenhaft zu  erfüllen. 


—      124     — 

Der  Bedienstete  ist  verpflichtet,  insoferne  es  seine 
Kräfte  oder  Fähigkeiten  nicht  übersteigt,  wenn  es  die  Not- 
wendigkeit erheischt,  vorübergehend  jede  im  Rahnaen  der 
Wirtschaft  vorkommende  Arbeit  zu  verrichten,  respektive 
seinen  kranken  oder  abwesenden  Dienstgenossen  zu  ver- 
treten und  bei  der  Bekämpfung  von  Elementargefahren  mit 
ganzer  Kraft  mitzuwirken. 

Wenn  der  Bedienstete  seine  Pflicht  verletzt,  verpflichtet 
ihn  die  Behörde  außer  der  nach  §  57  anzuwendenden  Strafe 
zur  Erfüllung  derselben  und  zur  Bezahlung  des  dem  Dienst- 
geber verursachten  ganzen  Schadens  und  der  Spesen  des 
Verfahrens. 

§  19.  Der  Bedienstete  hat  kein  Recht  die  Arbeit  ohne 
Einwilligung  des  Dienstgebers  durch  wen  anderen  ver- 
richten zu  lassen,  über  die  erlaubte  Zeit  von  der  Wirtschaft 
fernzubleiben,  in  seine  Wohnung  zu  seinem  Hausgesinde 
nicht  gehörende  Personen  gegen  das  Verbot  des  Dienst- 
gebers, wenn  auch  nur  zeitweilig  aufzunehmen.     (§   57.) 

§  20.  Der  Bedienstete  schuldet  Schadenersatz  für  jeden 
Schaden,  den  er  dem  Dienstgeber  absichtlich  oder  durch 
schuldbare  Nachlässigkeit  oder  Nichtbefolgen  der  An- 
weisungen des  Dienstgebers  verursacht  hat. 

§  21.  Der  Dienstgeber  (Betraute)  ist  verpflichtet  den 
Lohn  und  alle  sonstigen  Bezüge  des  Bediensteten  pünktlich 
auszufolgen,  überhaupt  seine  im  Vertrage,  im  Gesetze  und 
in  sonstigen  Rechtsregeln  festgestellten  Pflichten  gewissen- 
haft zu  erfüllen  (§  57.) 

Wo  keine  sonstige  Vereinbarung  besteht,  sind  jene 
Bezüge,  welche  ihrer  Natur  nach  täglich  zu  verabfolgen 
sind  (z.  B.  Futter,  Milch  usw.)  täglich,  die  Bezahlung  in 
Bargeld  vierteljährlich  im  Nachhinein,  sonstige  Bezüge  aber 
vierteljährlich  im  Vorhinein  zu  verabfolgen. 

§  22.  Wenn  der  Dienstgeber  seine  Pflicht  verletzt,  ver- 
pflichtet ihn  die  Behörde  außer  der  nach  §  57  anzuwendenden 
Strafe  noch  zur  Erfüllung  derselben  und  zur  Zahlung  des 
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dem  Bediensteten  verursachten  ganzen  Schadens  und  der 
Spesen  des  Verfahrens 

§  23.  Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet  darauf  zu  achten, 
daß  dem  Bediensteten  keine  seine  Körperkraft  übersteigende 
oder  seine  Gesundheit  gefährdende  Arbeit  belaste,  und  daß 
dem  Bediensteten  für  die  Nachtruhe  nach  dem  in  der  be- 
treffenden Gegend  allgemeinen  wirtschaftlichen  Gebrauch, 
den  Jahreszeiten  entsprechend,  genügende  Zeit  bleibe.  Wenn 
für  die  Nachtruhe  im  Falle  unabweisbarer  Notwendigkeit 
wegen  ausnahmsweiser  Umstände  keine  genügende  Zeit 
gewährt  werden  kann,  dann  ist  im  Laufe  des  Tages  für  das 
Ruhen  entsprechende  Zeit  zu  lassen. 

Die  Regel  bezüglich  der  Nachtruhe  bezieht  sich  nicht 
auf  jene  Bediensteten,  die  sich  für  solchen  Dienst  eindingten, 
bei  welchem  der  Zweck  der  Anstellung  eine  derartige  Nacht- 
ruhe ausschließt  (z.B.  Nachtwächter,  Melker,  Wildhüter, 
Flurschütz  usw.).  Hinsichtlich  dieser  ist  der  Dienstgeber 
verpflichtet  es  mittelst  entsprechender  Diensteinteilung  so 
einzurichten,  damit  ihnen  den  Jahreszeiten  entsprechend 
zum  Schlafen  genügend  Zeit  bleibe.    (§  22,  43,  57.) 

§  24.  Wenn  der  Dienstgeber  verpflichtet  ist  dem  Be- 
diensteten die  Verköstigung  zu  geben,  so  hat  er  dem  Be- 
diensteten die  Speisen  in  genügender  Menge  und  in  gesunder 
Beschaffenheit  zu  verabfolgen.    (§  22,  46,  57.) 

§  25.  Die  Frodukten-Bezüge  ist  der  Dienstgeber  ver- 
pflichtet in  reinkörniger,  gereuterter,  unbedingt  guter  und 
zwar  mindestens  solcher  Qualität  auszufolgen,  welche  der 
erstklassigen  Verkaufsqualität  seiner  diesjährigen  Fechsung 
entspricht.  Wenn  aber  der  Dienstgeber  bemüßigt  ist  die 
zur  Ausfolgung  der  Frodukten-Bezüge  nötigen  Frodukte 
von  anderen  zu  beschaffen,  so  ist  er  verpflichtet  für  erst- 
klassige Qualität  zu  sorgen.  Sonstige  Naturalien-Bezüge  ist 
der  Dienstgeber  gleichfalls  verpflichtet  dem  Bediensteten 
in  guter  Qualität  auszufolgen.     (§  22,  57.) 
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Es  ist  verboten,  den  Lohn  des  Bediensteten  mit  was  für 
immer  Anweisungen  oder  Talons  zu  bezahlen  oder  von  dem 
Bediensteten  für  geistige  Getränke  was  immer  zurück- 
zukaufen.   (§  57.) 

§  26.  Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet  den  bedungenen 
Grund  zur  gehörigen  Zeit  nach  seinem  Saatenturnus  an 
solcher  Stelle  anzuweisen,  welche  der  Durchschnittsqualität 
der  in  seiner  Wirtschaft  für  das  gleiche  Produkt  bestimmten 
übrigen  Felder  entspricht.  (§  22,  57.) 

Er  ist  verpflichtet,  falls  er  laut  Vertrag  den  bedungenen 
Grund  bearbeitet  zu  übergeben  hat,  denselben  so  gut  be- 
arbeitet zu  übergeben,  als  es  in  der  betreffenden  Gegend 
die  unter  gleiches  Produkt  kommenden  Felder  zu  bearbeiten 
üblich  ist.    (§  22,  57.) 

Zum  Einheimsen  der  Fechsung  ist  der  Dienstgeber 
verpflichtet,  die  Fuhr  unentgeltlich  beizustellen  (§  22,  57); 
hingegen  ist  der  Bedienstete  verpflichtet  den  bedungenen 
Grund  tadellos  zu  bearbeiten  und  ganz  gesäubert  zurück- 
zugeben. 

Mit  allen  Arbeitswerkzeugen,  welche  für  die  durch 
den  Bediensteten  für  den  Dienstgeber  zu  leistende  Arbeit 
nötig  sind,  ist  der  Dienstgeber  verpflichtet  den  Bediensteten 
zu  versehen. 

§  27.  Das  im  Vertrage  bedungene  Brennmaterial  zum 
Kochen,  Brotbacken,  Beheizung  und  zur  Haushaltung  über- 
haupt ist  der  Dienstgeber  verpflichtet  dem  Bediensteten  bei- 
zustellen; für  das  Brennmaterial  kann  der  Dienstgeber  von 
dem  Bediensteten  oder  dessen  Familie  keine  separate  Gegen- 
leistung forden.  Im  Streitfalle  ist  bezüglich  der  Quantität 
und  Qualität  des  Brennmaterials  der  in  der  betreffenden 
Gegend  herrschende  Gebrauch  maßgebend.  Wo  keine  ent- 
gegengesetzte Vereinbarung  besteht,  darf  der  Bedienstete  das 
ersparte  Brennmaterial  ohne  Einwilligung  des  Dienstgebers 
nicht   verkaufen,  verschenken  oder  wegtragen.  ( §  22,  57.) 
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Bei  der  Ausfolgung  der  Getreide-Bezüge  des  Bedien- 
steten ist  der  Dienstgeber  verpflichtet  dem  Bediensteten  die 
Fuhr  bis  zur  nächsten,  beziehungsweise  am  leichtesten 
erreichbaren  Mühle  und  zurück  unentgeltlich  zu  geben. 
Der  Dienstgeber  kann  in  seiner  eigenen  Mühle  von  dem 
Bediensteten  keine  größere  Maut  einheben,  als  es  in  der 
betreffenden  Gegend  üblich  ist  und  kann  den  Bediensteten 
auch  nicht  verpflichten  nur  in  seiner  oder  der  von  ihm  be- 
zeichneten Mühle  mahlen  zu  lassen  (§  57);  will  jedoch  der 
Bedienstete  in  einer  anderen,  entfernteren  Mühle  mahlen 
lassen,  hat  er  in  diesem  Falle  für  den  Hin-  und  Rücktrans- 
port selbst  zu  sorgen. 

§  28.  Bis  zur  instituzionellen  Regelung  der  Frage  der 
Krankenunterstützung  der  landwirtschaftlichen  Bediensteten 
durch  die  Gesetzgebung  gelten  bezüglich  der  Krankenpflege 
des  Bediensteten  und  seiner  Familienmitglieder  folgende 
Regeln: 

Wenn  der  Bedienstete  selbst  oder  die  ungetrennt  lebende 
Gattin  des  mit  Vertrag  auf  ein  Jahr,  beziehungsweise  ständig 
angestellten  Bediensteten  oder  sein  mit  ihm  im  selben  Haus- 
halte lebendes  Kind  unter  zwölf  Jahren  nach  dem  fünf- 
zehnten Tage  des  Dienstantrittes  während  der  Dienstzeit 
erkrankt,  ist  der  Dienstgeber  verpflichtet  die  Kosten  der 
ärztlichen  Behandlung  und  der  Heilmittel,  höchstens  durch 
fünfundvierzig  Tage,  aus  Eigenem  zu  bestreiten  und  ist 
verpflichtet  auch  die  nötige  Fuhr  beizustellen,  ausgenommen, 
wenn  die  Krankheit  augenscheinlich  durch  das  Verschulden 
des  Bediensteten,  beziehungsweise  durch  das  Verschulden 
des  Familienmitgliedes  des  Bediensteten  verursacht  wurde, 
oder  wenn  der  Bedienstete  oder  sein  Familienmitglied  die 
Krankheit  simuliert,  in  welchem  Falle  der  Bedienstete  ver- 
pflichtet ist  die  gesammten  verursachten  Spesen  zu  tragen. 
Jener  Dienstgeber,  der  mit  weniger  als  jährlichen  200 
Kronen  direkter  Steuer  besteuert  ist,  kann  die  Hälfte,  und 
jener  Dienstgeber,  der  mit  mehr  als  jährlichen  200  Kronen 
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direkter  Steuer  besteuert  ist,  kann  ein  Zehntel  jener  Summe 
vom  Lohne  des  Bediensteten  abziehen,  welche  er  für  die  ärzt- 
liche Behandlung  der  Gattin  oder  im  Alter  von  unter  zwölf 
Jahren  stehenden  Kinder  des  Bediensteten  und  für  die  ihnen 
verabfolgten  Heilmittel  ausbezahlt  hat.  (§  57.) 

Wenn  die  Krankheit  durch  Verschulden  des  Dienst- 
gebers entstanden  ist,  fallen  die  Kosten  der  ärztlichen  Be- 
handlung und  der  Heilmittel  für  die  ganze  Dauer  der  Krank- 
heit dem  Dienstgeber  zur  Last. 

Es  ist  verboten  die  Spesen  der  Stellvertretung  des  Be- 
diensteten von  seinem  Lohne  abzuziehen,  es  sei  denn,  daß 
die  Krankheit  durch  Verschulden  des  Bediensteten  herbei- 
geführt wurde.    (§  22,  57.) 

Die  für  den  Bediensteten  und  für  seine  Familie  nötigen, 
auf  Kosten  des  Dienstgebers  zu  beschaffenden  Heilmittel 
sind  auf  solche  Weise  zu  verordnen  und  zu  verabfolgen,  wie 
bei  der  Belastung  des  Landes- Krankenpflegefonds.  (§  14, 
I.  Absatz,  Punkt  3  des  Gesetz- Art.  XXI:   1898.) 

Wenn  der  Jahresbedienstete  oder  die  in  ehelicher  Ge- 
meinschaft lebende  Gattin  oder  das  im  Alter  unter  zwölf 
Jahren  stehende  Kind  des  Jahresbediensteten  stirbt,  ist  der 
Dienstgeber  verpflichtet  zu  den  Begräbniskosten  als  Be- 
erdigungsbeitrag bei  Ableben  eines  Großjährigen  zwanzig 
Kronen  und  bei  Ableben  eines  Minderjährigen  den  Betrag 
"von  zehn  Kronen  beizusteuern  und  dem  Gebrauche  der  be- 
treffenden Gegend  gemäß  auch  für  die  zum  Begräbnis  nötige 
Fuhr  Sorge  zu  tragen.    (§  22,  57.) 

Hinsichtlich  der  Unfallversicherung  des  Bediensteten 
sind  die  Regeln  des  Gesetz-Art.  XVI:  1900  und  XIV:  1902 
maßgebend. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  beziehen  sich 
nur  auf  die  häusliche  Krankenpflege  und  ärztliche  Be- 
handlung. Die  Bestimmungen  der  auf  die  Krankenhaus- 
und  Heilanstaltspflege  Bezug  habenden  Gesetze  berührt 
gegenwärtiger  §  nicht. 
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§  29.  Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet  für  eine  den 
sanitären  Anforderungen  entsprechende  Unterbringung  des 
Bediensteten  zu  sorgen.     (§  22,  57.) 

Nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  sind  die  Ge- 
sindewohnungen so  zu  bauen,  daß  ein  jeder  verheiratete 
oder  Familie  besitzende  landwirtschaftliche  Bedienstete  sein 
separates  Zimmer  und  eine  eigene  Kammer  haben  soll.  Die 
näheren  Regeln  werden  die  Jurisdiktionen  im  Reglemente 
feststellen. 

Für  den  Bau  oder  die  entsprechende  Umänderung  der 
Gesinde  Wohnungen,  soferne  dies  früher  nicht  geschieht,  oder 
soferne  dies  in  dem  bereits  in  Wirkung  stehenden  oder 
später  zu  erlassenden  Reglemente  schon  früher  nicht  zur 
Pflicht  gemacht  wurde,  ist  der  Dienstgeber  verpflichtet  so 
zu  sorgen,  daß  längstens  nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  nach 
dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  alle  seine  Bediensteten 
in  einer  den  Vorschriften  des  vorstehenden  Absatzes  ent- 
sprechenden Wohnung  unterbracht  seien.    (§  22,  57.) 

Die  im  2.  und  3.  Absätze  enthaltenen  Vorschriften  be- 
ziehen sich  nicht  auf  solche  Dienstgeber,  die  mit  ihren  Be- 
diensteten zusammen  wohnen. 

§  30.  Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet  zu  sorgen,  daß  der 
Bedienstete  an  Sonntagen  und  an  seinen  hohen  Festen  keine 
Arbeit  zu  verrichten  habe.  Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet 
es  so  einzurichten,  daß  der  Bedienstete  ohne  Versäumung 
seiner  Pflichten  von  Zeit  zu  Zeit  dem  Vormittags-Gottes- 
dienst seiner  Konfession  anwohnen  könne.    (§  22,  43,  57.) 

An  Ruhetagen  kann  der  Dienstgeber  von  dem  Bedien- 
steten außer  der  ordungsgemäßen  Versorgung  und  Rein- 
haltung der  Tiere  und  ihrer  Unterbringungsstätten  und  dem 
täglichen  Futter  bereiten,  als  auch  dem  Inordnungbringen 
des  Gehöftes  in  der  Regel  gar  keine  andere  Arbeit  fordern; 
\  sollte  jedoch  irgendwelche  Arbeit  wegen  drohendem  Schaden 
unaufschiebbar  und  so  dringend  sein,  daß  ihre  Verabsäumimg 
dem  Dienstgeber  schweren  materiellen  Schaden  verursachen 
Czettler,  Landw.  Gesinde  9 
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würde,  dann  kann  der  Dienstgeber  vom  Bediensteten  eine 
solche  Arbeit  ausnahmsweise  auch  an  Ruhetagen  gegen 
separates  sofortiges  Ausbezahlen  des  in  der  betreffenden 
Gegend  üblichen  Taglohnes  fordern  und  ist  der  Bedienstete 
verpflichtet  eine  solche  Arbeit  zu  verrichten.    (§  i8,  57.) 

Die  Vorschriften  des  ersten  Absatzes  haben  keinen  Be- 
zug auf  die  Kutscher  der  zur  Personenbeförderung  nötigen 
Gespänne,  dann  auf  jene  Bediensteten,  die  sich  auch  zum 
Verrichten  von  Haushaltungsarbeiten  eingedient  haben  (§1), 
schließlich  auf  jene,  die  sich  zu  solchen  Leistungen  ein- 
gedungen haben,  deren  Unterbrechung  nach  der  Natur  der 
Wirtschaft  oder  dem  Zwecke  der  Anstellung  unmöglich 
ist  (z.  B.  Flurschützen,  Melker,  Wildheger,  Hirten  usw.). 
Hinsichtlich  dieser  muß  der  Dienstgeber  —  falls  der  Vertrag 
keine  für  den  Bediensteten  günstigere  Vereinbarung  ent- 
hält, für  eine  derartige  Ablösung  sorgen,  daß  der  Bedienstete 
mindestens  monatlich  einen  ganzen  oder  jede  zwei  Wochen 
einen  halben  Ruhetag  haben  soll.    (§  57.) 

§  31.  Dem  verheirateten  oder  Familie  besitzenden 
Jahresbediensteten  darf  man,  wenn  er  zur  Waffenübung 
einrückt  und  er  seine  Einberufungskarte  binnen  acht  Tagen 
nach  Übernahme  derselben  dem  Dienstgeber  vorgewiesen 
hat,  für  die  Zeit  seiner  Abwesenheit  von  seinem  Lohne 
keine  Abzüge  machen,  noch  ihn  mit  den  Kosten  der  Stell- 
vertretung belasten.    (§  22,  57.) 

§  32.  Der  Dienstgeber  ist  verpflichtet  —  ohne  Ein- 
rechnung  in  den  Lohn  —  für  die  schulpflichtigen  Kinder  des 
Jahresbediensteten  die  Einschreibgebühren  und  Schulgelder 
an  der  Elementarschule  zu  bezahlen.  Diese  Pflicht  lastet 
nicht  auf  dem  Dienstgeber  dort,  wo  die  Kinder  der  Bedien- 
steten Schulgeldbefreiung  genießen.     (§  22,  57.) 

Der  Dienstgeber  ist-verpflichtet  den  bei  ihm  bediensteten 
Schulpflichtigen  Gelegenheit  und  Möglichkeit  zu  bieten  die 
Schule  dem  Gesetz- Art.  XXXVHI:  1868  vollens  entsprechend 
und  ordentlich  zu  besuchen. 
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§  33»  Der  Dienstgeber  kann  den  Bediensteten,  der  seine 
Pflichten  verletzt,  als  Mitglied  seines  Hausgesindes  rügen, 
doch  ist  er  nicht  befugt  den  Bediensteten  mit  Geldbußen 
oder  Lohnabzügen  zu  strafen.  (§  57.) 

§  34.  Es  ist  verboten  für  die  dem  Bediensteten  ge- 
gebenen Vorschüsse  oder  Darlehen  Zinsen  zu  fordern  oder 
Wechsel  zu  nehmen.    (§  57.) 

Den  Preis  der  dem  Bediensteten  verkauften,  geliehenen, 
vorgestreckten  oder  auf  seine  Bitte  auf  Rechnung  seiner 
Bezüge  beschafften  Produkte,  Lebensmittel,  Genußmittel, 
Kleidungsartikel,  Gerätschaften  und  überhaupt  Fahrnissen 
kann  der  Dienstgeber  nicht  mit  höherem  Werte  aufrechnen, 
als  sie  ihm  selbst  kosteten,  beziehungsweise  wieviel  sie  zur 
Zeit  der  Übergabe  am  Übergabsorte  wert  waren.    (§  57.) 

§  35.  Der  Dienstgeber  kann  bis  zur  Höhe  des  durch  den 
Bediensteten  verursachten  Schadens,  falls  der  Bedienstete 
seine  Schuld  nicht  beglichen  oder  nicht  sichergestellt  hat, 
den  Lohn  und  die  sonstigen  Bezüge  des  Bediensteten,  mit 
Ausnahme  der  Wohnung,  des  Brennmaterials  und  der  Ver- 
köstigung, zurückbehalten,  er  ist  jedoch  verpflichtet,  falls 
sich  der  Bedienstete  mit  der  Zurückhaltung  nicht  zufrieden 
geben  sollte,  behufs  Feststellung  seiner  Forderung  das  Ver- 
fahren bei  der  zuständigen  Behörde  binnen  acht  Tagen  nach 
der  Zurückbehaltung  anzustrengen.    (§  57.) 

Für  die  Deckung  sonstiger  Forderungen  steht  dem 
Dienstgeber  dem  Bediensteten  gegenüber  kein  Retentions- 
recht zu;  dies  berührt  aber  nicht  die  Vorschrift  des  §  50  und 
das  Recht  des  Dienstgebers,  den  Vorschuß,  das  Darlehen 
einrechnen  zu  können.  (§  57.) 

§  36.  Die  aus  dem  Dienstvertrage  fließenden  Forde- 
rungen, ebenso  die  Fahrnisse  des  Bediensteten,  dürfen  mit 
Ausnahme  der  Fälle  des  §  63  des  Gesetz- Art.  LX:  188 1, 
gleichwie  der  Eintreibung  der  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  zugeteilten  Forderungen  und  der  auf  Grund  des 


—      132      — 

gegenwärtigen  Gesetzes  auferlegten  Geldstrafen,  nicht  unter 
Exekution  gezogen  werden. 

§  37.  Im  Falle  der  Verwaltung  der  Wirtschaft  unter 
Sperre  durch  den  Kurator  übt  der  Kurator  im  Sinne  der  be- 
stehenden Vorschriften  dem  Bediensteten  gegenüber  die 
Rechte  des  Dienstgebers  und  erfüllt  auch  dessen  Pflichten. 

Im  Falle  gegen  den  Dienstgeber  durchgeführter  exeku- 
tiver Feilbietung  der  Wirtschaftsliegenschaft  muß  die  aus  dem 
Dienstvertrage  entspringende,  von  der  Feilbietung  auf  ein 
Jahr  zurückgreifende  Forderung  des  an  der  Liegenschaft  an- 
gestellten Bediensteten  als  bevorzugter  Satz  aus  dem  Kauf- 
schilling mit  einer  der  unter  b)  im  ersten  Absätze  des  §  189 
des  Gesetz- Art.  LX:  1881  aufgezählten  allgemeinen  Forde- 
rungen vorangehenden  Priorität  befriedigt  werden.  Wenn 
der  Kaufschilling  zur  Begleichung  sämtlicher  hier  berührter 
Forderungen  des  Gesindes  nicht  ausreicht,  greift  ein  ver- 
hältnismäßiger Abzug  Platz.  Der  zweite  Absatz  des  §  188 
und  erste  Absatz  des  §  192  des  Gesetz- Art.  LX:  1881  sind 
entsprechend  anzuwenden. 

Wenn  gegen  den  Dienstgeber  der  Konkurs  eröffnet 
wird,  sind  die  aus  dem  Dienstverhältnisse  fließenden  Forde- 
rungen des  Bediensteten  im  Sinne  der  bestehenden  Vor- 
schriften aus  der  Masse  als  Massenschulden,  bezüglicher- 
weise unter  Anmeldung  fallende  Forderungen  zu  begleichen. 
(Punkt  2,  §  48,  P.  I,  §  60,  §  62  und  63  des  Gesetz- Art. 
XVII:   1881.) 

§  38.  Wenn  die  Parteien  während  der  Dauer  der  Giltig- 
keit  des  Vertrages  die  Bedingungen  des  Vertrages  im  Ein- 
verständnis abändern  wollen,  müssen  sie  jenes  Verfahren 
befolgen,  welches  die  bestehenden  Rechtsvorschriften  be- 
züglich des  Abschließens  des  ursprünglichen  Vertrages  fest- 
setzen. 

§  39.  Der  Vertrag  kann  außer  den  im  Gesetze  an- 
geführten Fällen  einseitig  nicht  gelöst  werden.   ( §  1 7,  48, 57. ) 
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IV.  Kap.    Vom  Aufhören  des  Vertrages 

§  40.  Der  Dienstvertrag  hört  auf  mit  dem  Ablaufe  der 
festgesetzten  Dienstzeit;  der  Jahresvertrag  aber,  soferne 
zwei  Monate  früher  keine  der  Parteien  erklärt,  den  Vertrag 
nicht  erneuern  zu  wollen,  muß  als  unter  denselben  Beding- 
ungen auf  noch  ein  Jahr  verlängert  betrachtet  werden. 

§  41.  Wenn  der  Bedienstete  stirbt,  hört  der  Vertrag 
sofort  auf.  Doch  ist  der  Dienstgeber  verpflichtet,  die 
Familie  des  Jahresbediensteten  einen  Monat  lang  vom  Tage 
des  Ablebens  an  gerechnet,  in  der  Wohnung  zu  belassen 
und  der  Familie  ohne  jeden  Abzug  soviel  auszufolgen,  als 
dem  Bediensteten  für  einen  Monat  an  Lohn  und  ander- 
weitigen Bezügen  gebührte.  (§  22,  57.)  Die  Wohnung  kann 
der  Dienstgeber  bei  gegenseitigem  Übereinkommen  mit  ent- 
sprechendem  Quartiergelde    ablösen. 

Mit  dem  Tode  des  Dienstgebers  hört  der  Vertrag  nicht 
auf,  sondern  bindet  die  Rechtsnachfolger  bis  zum  Ende  des 
laufenden  Wirtschaftsjahres.     (§  57.) 

Im  Falle  der  exekutiven  Versteigerung  der  Wirtschafts- 
liegenschaft tritt  vom  Tage  der  Übernahme  an,  hinsichtlich 
des  Dienstvertrages,  der  Ersteher  in  die  Stelle  des  bisherigen 
Dienstgebers.    (§  57.) 

§  42.  Mit  einmonatlicher  Kündigung  kann  der  Dienst- 
geber den  Vertrag  wann  immer  mit  Recht  auflösen: 

a)  wenn  der  Bedienstete  offenbar  nicht  die  genügende 
Kraft  oder  Fähigkeit  besitzt  zu  jener  Arbeit,  zu  welcher  er 
aufgenommen  wurde; 

b)  wenn  sich  der  Bedienstete  ohne  Erlaubnis  des  Dienst- 
gebers aus  der  Wirtschaft,  auch  nach  Ermahnung,  un- 
befugterweise entfernt; 

c)  wenn  der  Bedienstete  aus  Nachlässigkeit  oder  Leicht- 
sinn, auch  nach  Ermahnung,  dem  Dienstgeber  wiederholt 
Schaden  verursacht; 
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d)  wenn  der  Bedienstete  selbst  oder  sein  Hausgesinde 
durch  streitsüchtiges,  zanksüchtiges  oder  anstößiges  Be- 
tragen die  Ordnung  des  Hauses  oder  der  Wirtschaft,  den 
Frieden  und  die  Eintracht,  auch  nach  Ermahnung,  stört, 
oder  wenn  sich  der  Bedienstete  dem  Trünke  ergibt; 

e)  wenn  der  betreffende  Bedienstete  wegen  einer  zum 
Nachteil  des  Dienstgebers  begangenen  Übertretung  dieses 
Gesetzes  während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  in 
einem  Jahre  zweimal  rechtskräftig  verurteilt  wurde; 

f)  wenn  der  Bedienstete  das  seiner  Fürsorge  anvertraute 
Tier,  trotz  Ermahnung,  schlecht  pflegt  oder  quält. 

§  43.  Mittelst  einmonatlicher  Kündigung  kann  der 
Bedienstete  den  Vertrag  wann  immer  lösen: 

a)  wenn  das  Daheimsein  des  Bediensteten  bei  seinen 
Eltern  oder  im  Alter  unter  18  Jahren  stehenden  minder- 
jährigen oder  infolge  Krankheit  erwerbsunfähigen  Ge- 
schwistern für  die  Erhaltung  der  Familie  zur  unumgäng- 
lichen Notwendigkeit  geworden  ist,  oder  wenn  der  minder- 
jährige Bedienstete  mit  seinen  Eltern  zusammen  auswandert; 

b)  wenn  der  Dienstgeber  die  Vorschriften  über  Rast- 
zeiten (§23)  und  Ruhetage  (§  30)  auch  nach  behördlicher 
Ermahnung  nicht  einhält; 

c)  wenn  der  Dienstgeber  wegen  einer  zum  Nachteile 
des  Bediensteten  begangenen  Übertretung  dieses  Gesetzes 
während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  im  Laufe  eines 
Jahres  zweimal  rechtskräftig  verurteilt  wurde; 

d)  wenn  der  Bedienstete  dienstunfähig  wird,  oder 
wenn  der  weibliche  Bedienstete  heiratet  oder  schwanger 
wird. 

§  44.  Der  Dienstgeber  oder  der  Bedienstete  kann  auf 
Grund  des  §  42  oder  43  den  Vertrag  mittelst  Kündigung  nur 
dann  lösen,  wenn  er  von  dieser  seiner  Absicht,  nachdem  er 
von  dem  als  Lösungsursache  angegebenen  Falle  Kenntnis 
erhalten  hat,  die  Gegenpartei  unter  Mitteilung  des  Grundes 
binnen  acht  Tagen  verständigt.      Wenn  die  verständigte 
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Partei  die  Auflösung  für  unberechtigt  hält  und  dagegen 
Beschwerde  führen  will,  so  muß  sie  ihre  Beschwerde  bei 
der  Behörde  binnen  acht  Tagen  nach  Erhalt  der  Verständi- 
gung einbringen.  Die  gegen  den  Beschluß  der  Behörde 
erster  Instanz  eingelegte  Berufung  behindert  nicht  die  Voll- 
ziehung des  Beschlusses. 

§  45.  Ohne  Kündigung  kann  der  Dienstgeber  den  Be- 
diensteten entlassen: 

a)  wenn  der  Bedienstete  oder  ein  Familienmitglied  des- 
selben gegen  die  körperliche  Sicherheit,  das  Leben  oder  das 
Vermögen  des  Dienstgebers,  dessen  Familienmitgliedes,  zum 
Verfügen  oder  zur  Beaufsichtigung  befugten  Betrauten  — 
nicht  verstanden  darunter  die  Übertretungen  dieses  Gesetzes 
—  strafbare  Handlungen  begeht  oder  versucht; 

b)  wenn  der  Bedienstete  den  Dienstgeber,  dessen  Fa- 
milienmitglied, zum  Verfügen  oder  zur  Beaufsichtigung 
befugten  Betrauten  tätlich  insultiert,  bedroht  oder  gegen 
sie  hetzt,  aufwiegelt,  oder  wenn  er  ein  mit  der  Natur  seiner 
Anstellung  im  krassen  Widerspruche  stehendes,  absichtlich 
beleidigendes  Benehmen  zur  Schau  trägt; 

c)  wenn  der  Bedienstete  am  Eigentume  des  Dienstgebers, 
dessen  Familienmitgliedes,  zum  Verfügen  oder  zur  Beauf- 
sichtigung befugten  Betrauten  oder  seines  Dienstgenossen 
absichtlich  oder  aus  schuldbarer  Fahrlässigkeit  bedeutenden 
Schaden  verursacht  hat; 

d)  wenn  der  Bedienstete  wegen  Verbrechen  oder  eines 
aus  Gewinnsucht  begangenen  Vergehens  verurteilt  wurde, 
oder  über  ihn  eine  8  Tage  überschreitende  Freiheitsstrafe 
verhängt  wurde; 

e)  wenn  der  Bedienstete  die  Erfüllung  seiner  Pflicht 
verweigert  oder  seine  Dienstgenossen  dazu  aneifert,  die 
Erfüllung  ihrer  Pflichten  vor  Ablauf  ihres  Dienstvertrages 
auf  einmal  oder  einzelweise  zu  verweigern; 


—     136     — 

f)  wenn  der  Bedienstete  selbst  oder  sein  Familienmit- 
glied ein  Familienmitglied  des  Dienstgebers  zum  Schlechten 
verleitet; 

g)  wenn  der  Bedienstete  auf  den  Namen  des  Dienst- 
gebers ohne  Wissen  seines  Dienstgebers  Geld  oder  Ware 
ausborgt; 

h)  wenn  der  Bedienstete  oder  sein  Familienmitglied  trotz 
Ermahnung  mit  brennender  Kerze,  Lampe,  Feuer  unacht- 
sam umgeht; 

i)  wenn  der  Bedienstete  wegen  einer  zum  Nachteil  des 
Dienstgebers  begangenen  Übertretung  dieses  Gesetzes  wäh- 
rend der  Dauer  des  Dienstverhältnisses  in  einem  Jahre 
dreimal  rechtskräftig  verurteilt  wurde; 

j)  wenn  der  Bedienstete  mittelst  Irreführung  des 
Dienstgebers  mit  falschem  Entlassungszeugnisse  oder  fal- 
schem Dienstbuche  in  Dienst  getreten  ist. 

§  46.  Ohne  Kündigung  kann  der  Bedienstete  den  Dienst 
verlassen,  wenn  der  Dienstgeber,  sein  Familienmitglied,  zum 
Verfügen  oder  zur  Beaufsichtigung  befugter  Betrauter: 

a)  gegen  die  körperliche  Sicherheit,  das  Leben  oder  das 
Vermögen  des  Bediensteten  oder  seines  Familienmitgliedes 
—  darunter  nicht  mit  inbegriffen  die  Übertretungen  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  —  eine  strafbare  Handlung  begeht 
oder  versucht; 

b)  den  unter  häuslicher  Zucht  nicht  stehenden  Be- 
diensteten tätlich  insultiert  oder  mit  seiner  Behandlungs- 
weise  das  Leben,  die  Gesundheit  und  körperliche  Sicherheit 
des  Bediensteten  oder  dessen  Familienmitgliedes  gefährdet; 

c)  am  Eigentume  des  Bediensteten  oder  dessen  Familien- 
mitgliedes absichtlich  oder  aus  schuldbarer  Fahrlässigkeit 
bedeutenden  Schaden  verursacht  hat; 

d)  die  Sittlichkeit  des  Bediensteten  oder  dessen  Fami- 
lienmitgliedes gefährdet; 

e)  den  Bediensteten  oder  dessen  Familienmitglied  zu 
verbotenen  Handlungen  auffordert; 
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f)  den  Bediensteten  oder  dessen  Familienmitglied  zur 
Vollbringung  solcher  Leistung  zwingt,  deren  Ausbedingung 
im  Sinne  dieses  Gesetzes  verboten  ist  (§  8,  9,  lo); 

g)  den  Lohn  oder  sonstige  Bezüge  des  Bediensteten 
zurückbehält  ohne  das  Verfahren  behufs  Feststellung  seiner 
Schadenforderung  im  Sinne  des  §  35  einzuleiten; 

h)  wegen  zum  Nachteile  des  Bediensteten  begangener 
Übertretung  dieses  Gesetzes  während  der  Dauer  des  Dienst- 
verhältnisses in  einem  Jahre  dreimal  rechtskräftig  ver- 
urteilt wurde; 

i)  den  Bediensteten  auch  nach  behördlicher  Verfügung 
dem  Hungern  aussetzt  dadurch,  daß  er  ihm  schlechte  Speisen 
oder  weniger  als  nötig  zukommen  läßt. 

§  47.  Der  Dienstgeber  oder  der  Bedienstete  kann  den 
Vertrag  ohne  Kündigung  auf  Grund  des  §  45  oder  46  nur 
dann  lösen,  wenn  er  von  dieser  seiner  Absicht,  nachdem  er 
von  dem  als  Lösungsursache  angegebenen  Falle  Kentnnis 
erhalten  hat,  die  Widerpartei  unter  Mitteilung  des  Grundes 
binnen  acht  Tagen  verständigt.  Wenn  die  verständigte  Partei 
die  Auflösung  für  unberechtigt  hält  und  dagegen  Beschwerde 
führen  will,  so  muß  sie  ihre  Beschwerde  bei  der  Behörde 
binnen  acht  Tagen  nach  Erhalt  der  Verständigung  ein- 
bringen. Bei  der  Behörde  kann  um  das  Einleiten  des  Ver- 
fahrens auch  die  auflösende  Partei  in  derselben  Frist  ein- 
kommen. 

Die  gegen  den  Beschluß  der  Behörde  erster  Instanz 
eingelegte  Berufung  behindert  nicht  die  Vollziehung  des 
Beschlusses. 

§  48.  Wenn  der  Dienstgeber  den  Bediensteten  un- 
berechtigt aus  dem  Dienste  entläßt,  oder  wenn  sein  Be- 
diensteter aus  dem  Dienste  unberechtigt  austritt,  ist  ent- 
sprechend der  §  17  in  Anwendung  zu  bringen. 

Wenn  die  eine  Vertragspartei  die  Erfüllung  des  Ver- 
trages unberechtigt  einstellt,  ist  die  andere  Vertragspartei 
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nicht  verpflichtet,  die  weitere  Erfüllung  des  Vertrages  nach- 
her anzunehmen. 

§  49.  Wenn  der  Dienstgeber  den  Vertrag  berechtigter- 
weise gelöst  hat  mittelst  Kündigung  oder  ohne  Kündigung: 
kann  er  aus  dem  Aufhören  des  Vertrages  fließend  von  dem 
Bediensteten  keinen  Schadenersatz  fordern;  im  Falle  der 
Auflösung  auf  Grund  der  Punkte  e)  und  j)  des  §  45  jedoch 
vermag  er  Schadenersatz  zu  begehren. 

Wenn  der  Bedienstete  den  Vertrag  mittelst  Kündigung 
oder  ohne  Kündigung  berechtigtermaßen  gelöst  hat;  hat  er 
nur  auf  den  tatsächlich  verdienten  Lohn  und  Bezüge  ein 
Anrecht,  im  Falle  der  Punkte  g)  und  i)  des  §  46  jedoch  ist 
der  Dienstgeber  auch  zur  Ausfolgung  des  für  die  rückständige 
Dienstzeit  gebührenden  Lohnes  und  sonstiger  Bezüge  ver- 
pflichtet. 

Wenn  der  Bedienstete  als  Rekrut  der  gemeinsamen 
Armee  oder  der  Landwehr,  oder  als  Reservist,  beziehungs- 
weise Ersatzreservist  zur  aktiven  Dienstleistung,  oder  als 
Wehrpflichtiger  gelegentlich  einer  teilweisen  oder  all- 
gemeinen Mobilisierung  einrückt,  dann  hört  der  Dienst- 
vertrag sofort  auf  und  kann  dafür  keine  der  Parteien  Scha- 
denersatz beanspruchen. 

§  50.  Hat  das  Dienstverhältnis  aus  welchem  immer 
Grunde  aufgehört,  ist  der  Bedienstete  verpflichtet  vor  dem 
Austreten  aus  dem  Dienste  über  die  ihm  anvertrauten  Gegen- 
stände pünktlich  Rechenschaft  zu  geben  und  kann  erst  dann 
seinen  ihm  gesetzlich  gebührenden  Lohn  fordern.     (§  57.) 

§  51.  Beim  Aufhören  des  Dienstvertrages  ist  der  Dienst- 
geber verpflichtet,  die  Rubriken  des  Dienstbuches  des  Be- 
diensteten gewissenhaft,  der  Wirklichkeit  entsprechend  aus- 
zufüllen und  das  Dienstbuch  dem  Bediensteten  zu  übergeben. 
Wenn  die  Eintragung  der  Wahrheit  nicht  entspricht,  wird 
sie  durch  die  Behörde  dem  Ergebnisse  des  auf  die  Beschwerde 
des  Bediensteten  eingeleiteten  Verfahrens  gemäß  berichtigt. 
(§  57.) 
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§  52.  Es  ist  verboten  in  das  Dienstbuch  auf  die  Qualifi- 
zierung des  Bediensteten  sich  beziehende  Daten  einzutragen 
(§  57);  ^^^  Dienstgeber  kann  aber  auf  Verlangen  des  Be- 
diensteten ein  eigenes  Qualifikationszeugnis  ausstellen. 

§  53»  Wenn  von  der  Dienstzeit  des  Jahresbediensteten 
nur  noch  zwei  Monate  übrig  sind  (§40),  ebenso  auch  in  den 
Fällender  berechtigten  Kündigung  (§  42,  43),  ist  auf  Wunsch 
des  Bediensteten  der  Dienstgeber  verpflichtet  ihm  ein  Zeug- 
nis zu  geben.  In  diesem  ist  anzuführen,  daß  der  Bedienstete 
ein  Dienstbuch  besitzt  und  wann  sein  Dienstvertrag  auf- 
hört.   (§  57.) 

Wenn  der  Dienstgeber  das  Zeugnis  nicht  ausfolgt,  er- 
setzt das  Entlassungszeugnis  ein  entsprechender  Beschluß 
der  Behörde  erster  Instanz. 

§  54.  Nach  der  Ausfolgung  des  Entlassungszeugnisses 
bis  zum  Austritte  aus  dem  Dienste  ist  der  Dienstgeber  ver- 
pflichtet dem  Bediensteten  an  den  Ruhetagen  und  dem 
Jahresbediensteten  überdies  noch  an  zwei  durch  den  Dienst- 
geber zu  bezeichnenden  Arbeitstagen  Urlaub  zu  geben,  um 
sich  Platz  zu  suchen.  Wenn  der  Dienstgeber  dem  Bedien- 
steten an  Ruhetagen  keinen  Urlaub  gibt,  dann  ist  er  ver- 
pflichtet solchen  anstatt  der  Ruhetage  an  Werktagen  zu 
gewähren.    (§  22,  57.) 

§  55»  Wenn  der  Vertrag  auf  Grund  des  §  46  aufgehört 
hat  und  der  Bedienstete  sich  bei  einem  anderen  Dienstgeber 
nicht  eingedingt  hat,  dann  gibt  die  zum  Umzug  benötigte 
Zugkraft  —  wenn  im  Vertrage  keine  größere  Entfernung 
festgesetzt  wurde  —  bis  zur  nächsten  Gemeinde  oder  auf 
Wunsch  bis  zur  gleichen  Entfernung  derjenige  Dienstgeber, 
aus  dessen  Dienste  der  Bedienstete  scheidet.     (§  22,  57.) 

V.  Kap.   Strafbestimmungen 

§  56.  Insoferne  dieses  Gesetz  keine  entgegengesetzten 
Verfügungen  enthält,  sind  auch  in  den  in  diesem  Gesetze 
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festgestellten  Übertretungsangelegenheiten  die  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Gesetz- Art.  XL:    1879  anzuwenden. 

§  57.  I.  Einer  Übertretung  macht  sich  schuldig  und 
ist  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  50  Kronen  zu  bestrafen  — 
insoferne  seine  Handlung  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
oder  den  bereits  bestehenden  Gesetzen  nicht  unter  strengere 
Beurteilung  fällt  —  jener  Dienstgeber  (Betraute)  und  jener 
Bedienstete,  der  sich  gegen  die  Anordnung  oder  gegen  das 
Verbot  dieses  Gesetzes  vergeht. 

II.  Einer  Übertretung  macht  sich  schuldig  und  ist  mit 
Anwendung  des  §  65  des  Gesetz- Art.  II:  1898  mit  Arrest 
bis  zu  60  Tagen  und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  400  Kronen 
zu  bestrafen  derjenige,  der  den  eingedienten  oder  zum  Ein- 
dienen geneigten  Bediensteten  deswegen,  weil  er  sich  ein- 
gedient hat  oder  eindienen  will,  wörtlich  oder  tätlich  insul- 
tiert, bedroht,  oder  die  eingedienten  Bediensteten  dazu  an- 
eifert, verlockt,  daß  sie  durch  die  Verweigerung  der  Er- 
füllung ihrer  übernommenen  Verpflichtungen  den  Dienst- 
geber zum  Gewähren  von  Nachlässen  zwingen  sollen.  Jener 
Bedienstete  aber,  der  infolge  Verabredung  aus  solcher  Ur- 
sache die  Erfüllung  seines  Vertrages  verweigert,  macht  sich 
einer  Übertretung  schuldig  und  ist  mit  Arrest  bis  zu  10  Tagen 
und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Kronen  zu  bestrafen. 
Das  Recht  des  Dienstgebers,  das  Dienstverhältnis  einem 
wegen  einer  derartigen  Übertretung  verurteilten  Bediensteten 
gegenüber  auf  Grund  des  Punktes  e)  des  §  45  ohne  vor- 
herige Kündigung  lösen  und  seine  Schadenforderung  geltend 
machen  zu  können,  bleibt  unangetastet. 

§  58.  Eine  Übertretung  begeht  und  ist  mit  einer  Geld- 
strafe bis  zu  100  Kronen  zu  bestrafen: 

a)  jener  Bedienstete,  welcher  sich  für  die  nämliche  Zeit 
bei  mehreren  Dienstgebern  eindingt,  ebenso  jener  Dienst- 
geber, welcher  einen  anderwärts  eingedienten  Bediensteten, 
trotzdem  ihm  dieser  Umstand  bekannt  ist,  für  dieselbe  Zeit 
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aufnimmt  oder  durch  seine  Versprechungen  wegzulocken 
trachtet; 

b)  derjenige,  der  ein  Bediensteten-Dienstbuch,  Ent- 
lassungszeugnis in  Pfand  nimmt  oder  auf  solches  borgt; 

c)  derjenige,  der  an  einem  jugendlichen  Bediensteten 
Grausamkeiten  begeht,  beziehungsweise  den  jugendlichen 
Bediensteten  zur  Leistung  einer  solchen  Arbeit  zwingt, 
welche  seine  Körperkraft  übersteigt,  seine  Gesundheit  und 
körperliche  Entwicklung  gefährdet. 

Wenn  sich  der  Bedienstete  für  die  nämliche  Zeit  bei 
mehreren  Dienstgebern  eindient,  ist  er  verpflichtet  den  Ver- 
trag bei  demjenigen  zu  erfüllen  —  wenn  dieser  es  annimmt 
(§  14)  —  mit  dem  er  regelrecht  zuerst  den  Vertrag  ge- 
schlossen hat;  den  übrigen  Dienstgebern  ist  er,  falls  sie  von 
dem  früheren  Vertrage  keine  Kenntnis  hatten,  zum  Schaden- 
ersatz verpflichtet. 

§  59»  Wenn  die  aus  dem  Dienstverhältnisse  fließenden 
Pflichten  des  Dienstgebers  oder  ansonsten  die  Anordungen, 
Verbote  dieses  Gesetzes  der  zum  Verfügen  oder  zur  Be- 
aufsichtigung befugte  Betraute  des  Dienstgebers  verletzt, 
ist  die  Strafe  gegen  den  Betrauten  anzuwenden;  die  privat- 
rechtlichen Folgen  trägt  auch  in  solchen  Fällen  der  Dienst- 
geber, doch  bleibt  sein  Rückforderungsrecht  gegenüber  dem 
Betrauten  unberührt  aufrecht. 

§  60.  In  solchem  Falle,  wo  der  Dienstgeber  bereit  ist, 
den  verurteilten  und  zur  Erfüllung  des  Vertrages  nunmehr 
geneigten  Bediensteten  anzunehmen,  kann  auf  gemeinsame 
Bitte  des  Dienstgebers  und  des  Bediensteten  die  Behörde 
unter  Würdigung  der  Umstände  das  Übertretungsverfahren 
einstellen,  beziehungsweise  von  der  Vollziehung  der  fest- 
gestellten Strafe  abstehen. 

§  61.  Die  Übertretungen  der  §  3,  5,  6,  7,  8,  9,  10,  13, 
24,  29,  30,  33,  34,  35,  41,  51,  52  53  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes, desgleichen  die  im  Punkte  II  des  §  57  und  im  §  58 
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erwähnten  Übertretungen  ausgenommen,  kann  das  Ver- 
fahren nur  auf  den  binnen  acht  Tagen  eingebrachten  Antrag 
der  beleidigten  Partei  eingeleitet  werden. 


VI.  Kap.  Von  den  Behörden  und  vom  Verfahren 

§  62.  Das  behördliche  Verfahren,  welches  in  den  mit 
gegenwärtigem  Gesetz,  als  auch  dem  Gesetz- Art.  II:  1898, 
Gesetz-Art.  XLI:  1899,  Gesetz-Art.  XLII:  1899,  Gesetz-Art. 
XXVII:  1900,  Gesetz- Art.  XXIX:  1900  geregelten  An- 
gelegenheiten notwendig  wird  —  die  Strafgerichtsbarkeit 
in  Übertretungssachen  und  auch  die  Beurteilung  der  einzel- 
weis IOC  Kronen  nicht  übersteigenden  Schadenforderungen 
mitinbegriffen  —  fällt  in  den  Wirkungskreis  folgender  Be- 
hörden: 

In  erster  Instanz: 

1.  In  Klein-  und  Großgemeinden  der  Oberstuhlrichter, 
beziehungsweise  Stuhlrichter. 

2.  In  Städten  mit  geordnetem  Magistrate  und  in 
Städten  mit  Munizipium  der  Polizeihauptmann,  beziehungs- 
weise dessen  Stellvertreter,  im  Falle  seiner  Verhinderung 
der  vom  Stadtrate  in  dieser  Hinsicht  betraute  Beamte. 

3.  In  der  Residenzhauptstadt  der  Bezirksvorsteher. 
In  zweiter  Instanz: 

1.  In  Klein-  und  Großgemeinden  und  Städten  mit  ge- 
ordnetem Magistrate  der  Vizegespan. 

2.  In  Munizipalstädten  der  Stadtrat. 

3.  In  der  Residenzhauptstadt  der  Stadtrat. 
In  dritter  Instanz:  der  Ackerbauminister. 

§  63.  Die  Beurteilung  der  einzeln  100  Kronen  über- 
steigenden Schadenersatz-Angelegenheiten  gehört  in  den 
Wirkungskreis  der  königlichen  Gerichte  und  diese  verfahren 
nach  den  Vorschriften  der  Gerichtsordnung. 
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§  64.  Die  durch  dieses  Gesetz  in  den  Wirkungskreis 
der  administrativen  Behörden  gewiesenen  Angelegenheiten 
sind  in  allen  Instanzen  stets  außertourlich  zu  verhandeln 

und  zu  erledigen.  ^,,^|y^^^i^^^||_g|.^.^:.-;.^^^      . 

Die  Verfahrungsvorschriften  werden  vom  Ackerbau- 
minister im  Einverständnis  mit  dem  Minister  des  Innern 
und  dem  Justizminister  mittelst  Verordnung  festgestellt 
werden. 

Die  aus  der  Vertretung  erwachsenen  Spesen  können 
zur  Last  des  Gegners  nicht  zugeurteilt  werden  und  kann 
dieselben  der  Vertreter  weder  im  Wege  der  auf  Grund  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  verfahrenden  Behörden,  noch  im 
Gerichtswege  auch  nicht  gegen  seinen  Auftraggeber  geltend 
machen. 

§  65.  Der  Ackerbauminister  wird  ermächtigt,  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Minister  des  Innern  auf  die  begründete 
Vorlage  des  Verwaltungsausschusses  in  solchen  Gemeinden, 
in  welchen  sich  die  Notwendigkeit  zeigt  und  die  Fähigkeit 
vorhanden  ist,  einzelne,  genau  festzustellende  Teile  des  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  den  politischen  Behörden  erster  In- 
stanz zukommenden  Wirkungskreises  auf  die  Gemeinde- 
vorstehungen  übertragen  zu  können.  Zur  Strafgerichts- 
barkeit kann  der  Gemeindevorstehung  im  Sinne  des  §  14 
des  Gesetz- Art.  XX:  1901  die  Jurisdiktion  die  Ermächtigung 
geben.  Über  die  Bestätigung  des  diesbezüglichen  Beschlusses 
entscheidet  der  Minister  des  Innern  im  Einverständnis  mit 
dem  Ackerbauminister. 

§  66.  Die  Jurisdiktionen  werden  ermächtigt  für  die 
im  gegenwärtigen  Gesetze  nicht  berührten  und  infolge  der 
Ortsverhältnisse  wichtigen  Teile  der  zwischen  Dienstgeber 
und  Bediensteten  obwaltenden  Rechtsverhältnisse  nach  An- 
hören der  Meinung  des  landwirtschaftlichen  Vereines  und 
des  landwirtschaftlichen  Auschusses  ein  Reglement  zu  ver- 
fassen.  Sowohl  dieses  Reglement,  als  auch  jedes  auf  Grund 
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dieses  Gesetzes  verfaßte  sonstige  Reglement  bestätigt  der 
Ackerbauminister  im  Einverständnis  mit  dem  Minister  des 
Innern  und  dem  Justizminister. 


VII.  Kap.    Schlußbestimmungen 

§  67.  Jene  Dienstverträge,  welche  vor  dem  Inkraft- 
treten dieses  Gesetzes  dem  Gesetz- Art.  XIII:  1876  ent- 
sprechend zustandegekommen  sind  und  zur  Zeit  des  In- 
krafttretens dieses  Gesetzes  noch  in  Wirkung  waren,  bleiben 
auch  fernerhin  giltig,  doch  sind  im  übrigen  auch  diese  Ver- 
träge nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  zu  beurteilen. 

§  68.  Der  Ackerbauminister  wird  ermächtigt  den  Tag 
des  Inslebentretens  dieses  Gesetzes  und  die  nötigen  Über- 
gangsverfügungen mit  Verordnung  festzustellen. 

§  69.  Am  Tage  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  verliert  der  Gesetz- Art.  XIII:  1876,  gleichwie  der 
§  79  des  Gesetz- Art.  XXVI:  1896,  hinsichtlich  des  zwischen 
dem  Dienstgeber  und  dem  landwirtschaftlichen  (äußeren) 
Bediensteten  am  Tage  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes  und 
des  nach  diesem  Zeitpunkte  zustandegekommenen  Rechts- 
verhältnisses seine  Wirkung  und  verlieren  überhaupt  ihre 
Wirkung  auch  die  mit  diesem  Gesetze  in  Widerspruch 
stehenden  Bestimmungen  der  Gesetze  und  sonstiger  Rechts- 
vorschriften.j 

§  70.  Mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  wird  der 
Ackerbauminister,  der  Minister  des  Innern,  der  Finanz- 
minister und  der  Justizminister  betraut. 
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Betriebszählung  vom  12.  Juni  1907, 

1909»     5>  66  und  iio  Seiten.     4°.     Preis  i. —  M. 

Die  Krankenversicherung 

im  Jahre  1908.     IV,  21,  81    Seiten.    4®.    Preis  1.20  M. 

Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Band  229.     Frühere  Jahrgänge 

bis  1904:  5. —  M.,  1905  und   1906:   2.50  M.,  1907:   1.20  M. 

Das  Verzeichnis 

der  im  Verlag  von  Puttkammer  &  Mühlbrecht  erscheinenden 

Veröffentlichungen   des   Kaiserlichen    Statistischen  Amtes 

1873  bis  Ende  JuH  1909 

—  38  Seiten  Gr.-8®  —  wird  unberechnet  abgegeben. 
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Berufsstatistik 

Berufs-  und  Betriebszählung  vom  12.  Juni  1907 

Bearbeitet  im  Kaiserl.  Statistischen  Amte 

4*.     Bis   jetzt   erschienen   folgende  Abteilungen  zu  je    6. —   M. 

I:  Einführung.     Die    Reichsbevölkerung   nach    Haupt-  und 
Nebenberuf.     V,  III,  240  und  257  Seiten.     1909. 
III:  Preußen.    V,  4,  834  Seiten,     1909. 

IV:  Bundesstaaten  außer  Preußen.    V,  4,  907  Seiten.     19 10. 
VI:  Großstädte.     (Heft  i  :  III,  359  Seiten.     1909). 
VIII:  Kleinere  Verwaltungsbezirke.     V,  10,  801  Seiten.     1910. 

Gewerbliche  Betriebsstatistik 

Berufs-  und  Betriebszählung  vom  12.  Juni  1907 

Herausgegeben  vom  Kaiserl.  Statistischen  Amte 

4*.     Bis  jetzt  erschienen    folgende  Abteilungen   zu    je  6. —  M. 

I:  Reich   (Heft  i:  III,  166,  67  Seiten.     1909). 
III:  Bundesstaaten  (Heft  i:    11,5,  4^2  Seiten.     1909)» 
V:  Großstädte  (Heft  i:  II,  5,  406  Seiten.     1909). 
VI:  Kleinere  Verwaltungsbezirke  V,  9,  580  Seiten.     1909. 
VII:  Kleinere  Verwaltungsbezirke;  Bundesstaaten  außer  Preußen 
V,  8,  504  Seiten.     1909. 

Landwirtschaftliche 
Betriebsstatistik 

Berufs-  und  Betriebszählung  vom  12.  Juni  1907 

Herausgegeben  vom  Kaiserl,  Statistischen  Amte 

4<».     Bis  jetzt  erschien: 

Teil  I :  Gliederung  der  Betriebe,  Reich  und  Bundesstaaten,  Be» 
triebe  der  landwirtschaftHchen  Arbeiter  und  Tagelöhner. 
V,  III,   14,  681  Seiten.     1909. 

Teil  I/II  nur  zusammen  12. —  M. 


k 
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Veröffentlichungen 
des  Mitteleuropäischen  W^irtschafts -Vereins 

Heft  I  Materialien  betr.  den  Wirtschaf tsverein.  Herausgegeben 
von  Prof.  Dr.   Jul.  Wolf.     Preis  i.—  M. 

„  II  Die  Meistbegünstigungsklausel.  Eine  entwicklungs- 
geschichtliche Studie  von  Dr.  L.  G 1  i  e  r.   Preis  10. —  M. 

„  III  Verhandlungen  der  ersten  gemeinsamen  Konferenz  der 
Wirtschaftsvereine  in  Wien  1906.     Preis  4.50  M. 

„  IV  Scheckverkehr  und  Scheckrecht.  Von  Prof.  Dr.  R  i  e  ß  e  r. 
—  Eindrücke  und  Ausblicke  von  einer  Weltreise.  Von 
L.  Vossen.     Preis  1.50  M. 

„  V  Bericht  über  die  Scheckkonferenz  der  Mitteleuropä- 
ischen Wirtschaftsvereine,  Budapest,  November  1907. 
Preis  2.80  M. 

„  VI  Bericht  über  die  zweite  Generalversammlung  des 
Mitteleuropäischen  ^A^rtschaftsvereins  in  Deutschland 
zu  Mannheim  im  September  1908.     Preis  2.40  M. 

„  VII  Verhandlungen  der  Zollkonferenz  der  Mitteleurop. 
Wirtschaftsvereine  in  Deutschland,  Österreich  und 
Ungarn  (Nürnberg  30.  u.  31.  Okt.  1908)    Preis  5. —  M. 

„  VIII  Verhandlungen  der  Mitteleurop.  Wirtschaftskonferenz 
in  Berlin  (am  17.  u.  18.  Mai  1909)     Preis  8. —  M. 

„    IX   Erleichterungen  im   Zollverkehr.     Preis  2.40  M. 

Kosmopolitismus  <"'fc^^:^e"^chen)'''" 

Von  Sigurd  Törnudd 
1909.  8».  276  Seiten.  Preis  5.40  M. 
Die  schwedische  und  finnische  Ausgabe  waren  nach  kurzer 
Zeit  vergriffen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  das  höchst 
originelle  Werk  sich  in  Deutschland  einen  großen  Leserkreis  erobern 
wird,  da  man  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  dieser  Frage 
bei  uns  großes  Interesse  entgegenbringt.  Das  Buch  ist  in  seiner 
Anlage  und  Durchführung  einzig  dastehend.  Auf  folgende 
Kapitel   sei   besonders  hingewiesen! 


Individuum  und  Gesellschaft 
Religion  und  Moral 
Arbeit  und  Wohltätigkeit 
Erziehung  und  Schule 


Der  Freihandel 
Das  Erbrecht 
Das  Geldwesen 
Der  Staatsbau 


Die  Klassenbildung 
Staat  u.  Regierung 
Die  Rassen 
Die  Besteuerung 


Das  Handelsregister 

seine  Öffentlichkeit  und  sein  öffentlicher  Glaube 

Von  Dr.  C.   Adler 
1909.     8^.     46  Seiten.     Preis   i. —  M. 
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Der  Gläubigerschutz  im  Aktienrechte 

Eine  systematische  Darstellung  auf  der  Grundlage  des  deutschen 
und  mit  teilweiser  Berücksichtigung  des  schweizerischen,  öster- 
reichischen, engUschen  und  anderer  Aktienrechte 
Von  Rechtsanwalt  Dr.  jur.  Albert  Hautle 
1907.    8».    280  Seiten.    Preis  geheftet  5.— M.,  gebunden  6.50  M. 

Die  Gründung  der  Aktiengesellschaft 
nach  deutschem,  schweizerischem,  französischem  und 

englischem  Aktienrecht 

Von  Dr.  Alfred  Silbernagel,  Zivilgerichtspräsident  in  Basel 

1907.    Gr.-8^    513  Seiten.    Preis  10. —  M.,  in  Leinen  geb.  12. —  M. 

Monatsschrift  für   Handelsrecht  und   Bankwesen,  14.  Dez.  1907: 

j.Das  Werk  umfaßt  bei  weitem  mehr,  als  der  Titel  angibt,  insofern  es  nicht 
nur  die  Gründung,  sondern  vielmehr  das  gesamte  Aktienrecht  mit  Ausnahme 
des  Bilanzrechtes  und  der  Liquidation  behandelt.  .  .  .  Das  Buch  zeichnet 
sich  durch  eine  klare,  flüssige  und  leichtverständliche  Ausdrucksweise  aus." 

Schwäbischer  Merkur,  19.  Nov.  1907: 

„DasiBuch  ist  ein  streng  wissenschaftliches  Werk,  inhaltlich  jedoch  so  klar 
und  praktisch  durchgeführt,  daß  es  auch  für  Nichtjuristen  leicht  verständlich  ist." 

Zeitschrift  für    schweizerisches    Recht.      N.  F.,  27.  Jan.  1908: 

„Der  Schwerpunkt  dieser  sehr  sorgfältig  ausgearbeiteten  Monographie 
liegt  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsvergleichung.  Sie  wird  deshalb  vor  allem 
auch  dem  Praktiker  höchst  willkommen  sein,  der  bei  Gründung  von  Aktien- 
gesellschaften oder  aus  andern  Anlässen  häufig  in  der  Lage  ist,  sich  über 
ausländisches  Aktienrecht  orientieren  zu  müssen.  .  ,  .  Die  vom  Verfasser 
vorliegender  Schrift  verfolgte  Methode  streng  gesonderter  Darstellung  des 
deutschen,  schweizerischen  usw.  Aktienrechts  dürfte  namentlich  für  die  Be- 
dürfnisse des  Praktikers  die  geeignetste  sein." 

Wie  lautet  der  Gesellschaftsvertrag  einer 
Aktiengesellschaft  ? 

Eine    Einführung    in    die    Unternehmungsreform    der    Aktien- 
gesellschaften, dargestellt  für  Juristen  und  Laien  an  der  Hand 
eines  ausgearbeiteten  Gesellschaftsvertrages. 
Von  Dr.  G.  Senftner 
1907.     8^.     Preis  1.20  M. 

Die  preußischen  Finanzen 

und 

Die  Reform  der  Einkommensteuer 

Eine  w^irtschaftspolitische  Studie 

Von  Otto  Graf  Moltke,  Mitglied  des  Abgeordneten-Hauses 

1909.     8^.     59  Seiten.     Preis  — .80  M. 
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Der  Arbeitsmarkt 

in  Industrie  und  Landwirtschaft 
und    seine    Organisation 

von 

Dr.  B.  Bodenstein  und  Dr.  M.  von  Stojentin 

Regierungsassessor  Generalsekretär 

Preis  2. —  M. 

Aus  dem  Inhalt:  Gegenwärtige  Lage  und  Reformen  —  Wander- 
bewegungen —  Mittel  zur  Hebung  der  Leutenot  —  Aus-  und 
Einwanderung  —  Arbeitsnachweise  und  Vermittlung  —  Mangel 
und  Überfluß  an  Arbeitskräften  —  Zentralisation  des  industriel- 
len und  landwirtschaftUchen  Arbeitsmarktes  —  Reiches  Zahlen« 
material  über  die  Zunahme  ausländischer  Arbeiter. 

Arbeiten  der  Deutschen 
Landwirtschaftsgesellschaft 

Heft  151: 

Der  preußische  Wassergesetzentwurf  von  1907 

Bericht    über    die    Verhandlungen     des    Unterausschusses 

der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft  für  Wasserrecht 

im  Oktober   1908 

Von  Graf  von  Arnim-Schlagenthin- Nassenheide 

1909.     Gr.-8®.     Preis  1.50  M. 

Landwirtschaftliche 
Betriebsstatistik 

Band  212  der 

Statistik  des  Deutschen  Reiches 

herausgegeben  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amt 

Folio.     Preis  des  Bandes  12. —  M. 

Teil  la:   Gliederung   der   Betriebe.     Reich  und  Bundesstaaten. 

Teil  Ib :  Art  der  Bestellung.     Die  in  den  Betrieben  beschäftigten 

Personen. 
Teil  II:  Viehstand,  Maschinen.  Nebengewerbe  usw.    Zusammen- 
fassende Darstellung  der  Ergebnisse. 
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Ein  Unternehmen,  das  für  gebildete  Laien  aller  Berufe  in 
gleichem  Maße  bestimmt  ist,  erscheint  unter  dem  Titel: 

DAS  RECHT 

SAMMLUNG  VON  ABHANDLUNGEN 
FÜR  JURISTEN  UND  LAIEN 

Herausgegeben  von  Dr.  Franz  Kobler 


Jährlich  etwa  lo  Bände  im  Umfange  von  6  Bogen  8'. 

Preis  des  Bandes  1.80  M.;   Doppelbände  3.60  M. 

Bei   Subskription   auf    10    Bände  je    1.50  M.    bezw.  3. —  M^ 


Jeder  Band  enthält  eine  selbständige,  praktisch  wie  theoretisch 
wertvolle,  auch  dem  Nichtjuristen  verständliche  Abhandlung  von 
allgemeinem  Interesse  aus  dem  Gebiet  des  Rechtslebens. 

Reichsdeutsches  und  österreichisches  Recht  werden  im  all- 
gemeinen gleichmäßig  und  vergleichend  behandelt,  fremdländische- 
Gesetzgebungen  nach  Tunlichkeit  berücksichtigt. 

Die  Sammlung  dient  nicht  nur  der  Darstellung,  Erläuterung 
und  Kritik  der  gegenwärtigen  Rechtsordnung,  sondern  behandelt 
auch  Probleme  der  Rechtsphilosophie,  Rechtsgeschichte  und  der 
juristischen  Grenzgebiete. 

Bis  jetzt  sind  erschienen: 

I:  Die  Rechtsfähigkeit.  Von  Prof.  Dr.  Eugen  Ehrliche 
II/III:  Die  Beleidigung.     Von  Prof.  Dr.  M.  Liepmann. 

IV:  Der  Richter.    Von  Dr.  Max  Burckhard. 

V/VI:  Das  Recht  des  Handlungsgehilfen.    Von  Dr.  R. 

van  der  Borght. 

VII:  Kunst  und  Recht.     Von  Prof.  Dr.  A.  Osterrieth. 

VIII:  Die  Tötungsdelikte.    Von  Prof .  Dr.  Fr.  Wachenfeld. 

IX /X:  Psychologie  d.  Aussage.   Von  Prof .  Dr.  Ad.  Stöhr. 


::    ::        Die  Sammlung  ist  in  jeder  Buchhandlung  vorrätig.        ::    :: 
AusfOhrliche  Prospekte  auch  von  der  Verlagsbuchhandlung  auf  Ver- 
langen gratis  und  franko. 
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Soeben  erschien  in  unserm  Verlag: 

Das  Gesetz  gegen  den 
unlauteren  Wettbewerb 

vom  7.  Juni   1909 

mit  Erläuterungen 

unter  Benutzung  der  Regierungsmotive  und  der  Plenar- 
und    Kommissions  -  Verhandlungen    des    Reichstages 
Mit  zur  Anwendung  kommenden  For- 
mularen, Abkürzungen  und  Sachregister 

Von 

D.  Baer 

::  ::  ::  in  Firma  Baer  Sohn,  Berlin  ::  ::  :: 
Erster  Vorsitzender  des  Detaillistenverbandes  der 
Bekleidungsindustrie  und  verwandter  Branchen,  E.  V. 

1910.    8".    249  Seiten.    Preis  3. —  M.    In  Ganzleinen  geb.  4. —  M. 

„  . . .  Es  gibt  wohl  wenige  Gesetze,  die  so  tief  in  das  praktische  kauf- 
männische Leben  eingreifen  wie  gerade  dieses  über  den  unlauteren  Wett- 
bewerb, wenige,  die  so  außerordentlich  häufig  die,  die  es  angeht,  in  ein 
Dilemma  bringen,  wenig  Gesetze,  wo  es  so  sehr  auf  genaue,  scharfe  Aus- 
legung ankommt.  Spielt  doch  in  allererster  Linie  das  große  Gebiet  des 
Anzeigenwesens,  der  Unterschied  zwischen  erlaubter  und  verbotener  Reklame 
hier  hinein.  Da  ist  denn  das  Erscheinen  dieses  Buches  .  .  .  mit  Freuden  zu 
begrüßen  .  .  .  Mit  ganz  außerordentlichem  Fleiße  und  großer  Umsicht  hat 
der  Verfasser  sich  in  alle  Eventualitäten  hineingedacht,  die  da  in  Betracht 
kommen  können.  Eine  große  Anzahl  von  Beispielen  aus  dem  prak- 
tischen Leben,  von  Anzeigen,  wie  sie  sein  dürfen  und  wie  sie  nicht  sein 
dürfen,  illustriert  den  Stoff.  An  der  Hand  einer  ganzen  Reihe  von  Formularen 
werden  auch  praktische  Winke  für  die  Anwendung  des  Gesetzes  gegeben. 
Ein  ausführliches  Sachregister  erhöht  die  leichte  Handhabung  des  Buches.  Man 
kann  wirklich  mit  gutem  Gewissen  dieses  äußerst  praktische  Werk,  das  auch 
durchaus  volkstümlich  und  leicht  verständlich  geschrieben  ist,  der  Geschäfts- 
welt empfehlen."  Der  Tag.    30.  XI.  09. 

„Ein  für  die  Praxis  außerordentlich  empfehlenswertes  Buch  .  .  ." 

Deutsche  Confektion.     21.  XI.  09. 

„Der  Verfasser  beherrscht  die  Materie  vorzüglich  .  .  .  Wir  können  das 
Buch  gerade  den  Geschäftsleuten  bestens  empfehlen.  Sie  werden  daraus 
reiche  Belehrung  schöpfen."  Der  Confektionär.    18.  XI.  09. 

„  ...  Es  ist  erfreulich,  daß  dem  neuen  Gesetz  von  einem  praktischen 
Kaufmann  im  allgemeinen  soviel  Sympathie  entgegengebracht  wird  wie  von 
dem  Verfasser  des  vorliegenden  Buches.  Die  Schwäche,  die  er  besonders 
bezüglich  der  Warenhäuser  rügt,  wird,  soweit  tatsächlich  Mißstände  bestehen, 
sicher  durch  eine  verständige  Rechtsprechung  aufgehoben  werden.  Das  Buch 
wird  sich  in  der  Geschäftswelt  bald  einen  hervorragenden  Platz  erwerben. 
Seine  durchaus  sachgemäße  Darstellungsweise  und  der  Umstand,  daß  das 
Buch  auch  juristisch  durchaus  einwandfrei  ist,  sichern  ihm  auch  eine 
erste  Stelle  in  der  gesaraten  Literatur  des  Gesetzes  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb".  Vossische  Zeitung.    27.  XI.  09. 
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Soeben    erschien   das    erste  Heft   einer  neuen 
periodischen  Veröffentlichung  unter  dem  Titel: 


Jährlich 
4  Hefte 

in    Gr.-8« 

Umfang 

mindestens 

20  ,  Bogen 


Preis   des 
vollständigen 
Jahresbandes 

12. —  M. 

Einrelhefte 

3.50  M. 


Herausgeber;  Dr.  Ludwig  Silberberg,  Berlin 

Das  Deutsche  Kartell  Jahrbuch  will  in  unparteiisch-sachlicher  Weise  ein 
Spiegel  der  ganzen  deutschen  Kartellbewegung  sein.  Es  will  ein 
Bild  der  Entwicklung  aller  Konventionen,  Kartelle,  Syndikate,  Einkaufs- 
verbände usw.  geben,  soweit  sie  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  von 
Bedeutung  sind.  Das  Kartelljahrbuch  will  nicht  nur  über  die  wechseln- 
den Ereignisse  —  wie  über  Preisgestaltimg,  Produktionsmengen,  Ab- 
satzziffem  — ,  sondern  auch  über  die  feststehenden  Faktoren,  die  die 
Grundlage  der  Kartelle  bilden  —  z.  B.  über  Beteiligimgsziffem,  Anzahl 
der  Outsider,  Zeitdauer  des  Kartellvertrags  —  berichten.  Das  Jahrbuch 
wird  nicht  nur  einzelne  Industriezweige  und  ihren  Handel,  sondern  alle 
Teile  der  Kartellierung  bis  in  ihre  Einzelheiten  imifassen. 


Von  dem  gleichen  Verfasser  erschien   soeben: 

Handiluch  des  Deutschen  Kartellrechts 

von  Dr.  Ludwig  Silberberg 

327  Seiten  in  Gr.-8  <>-Format  ::  Preis  8.—  M.,  gbd.  10.-  M. 
Die  bisher  erschienene  juristische  Kartelliteratur  ist  fast  ausnahms- 
los rein  theoretisch-wissenschaftlichen  Charakters.  In  bewußtem  Gegen- 
satz dazu  will  das  Handbuch  des  Deutschen  Kartellrechts  vornehmlich 
der  Praxis  dienen;  es  beantwortet  alle  kartellrechtlichen  Fragen,  imd 
zwar  in  einer  auch  dem  Nichtjuristen  verständlichen  Weise. 
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Familienfideikominisse 

von  wirtschaftlichen,  legislatorischen,  geschichtlichen  und 
politischen  Gesichtspunkten 

Von  Dr.  jur.  et  phil.  Hermann  Krause 

255  Seiten  mit  2  Karten  und  2  Seiten  Erläuterungen.  Gr.  8".  1909. 

Preis  7.20  M.,  gebunden  8.80  M. 

„Im  rechten  Augenblick  erscheint  dieses  grundlegende,  die 
Materie  nach  der  volkswirtschaftlichen,  juristischen,  geschicht- 
lichen und  politischen  Richtung  behandelnde  Werk,  das  in  seinen 
mit  umfassenden  statistischen  Aufstellungen  belegten  Thesen  so- 
wohl dem  Gesetzgeber  als  auch  den  interessierten  Kreisen  der 
Wissenschaft,  Politik  und  Landwirtschaft  um  so  wertvollere 
Fingerzeige  bietet,  als  der  Verfasser  trotz  einer  persönlichen 
Sympathie  für  das  Fideikommiß,  die  er  keineswegs  leugnet,  sich 
in  seinen  problematischen  Folgerungen  einer  anerkennenswerten 
Objektivität  befleißigt 

Anziehend  beleuchtet  der  Verfasser  die  geschichtlich-politische 
Bedeutung  der  Fideikommisse  in  den  verschiedenen  europäischen 
Ländern  (Spanien,  Böhmen,  Schottland,  Frankreich,  Deutschland) 
und  schließt  sein  Buch  mit  einem  Kapitel  über  die  heutige 
politische  und  ethische  Bedeutung  der  Fideikommisse  in  Preußen. 
Die  sachververständigen  und  freimütig  frischen  Anregungen 
Krauses  verdienen  namentlich  am  Vorabend  einer  Fideikommiß- 
gesetzgebung  aufmerksame  Beachtung." 

(Nach  einem  Leitartikel  der  Kölnischen  Zeitung.) 

Die  Grundzüge  der  Lebensversicherungstechnik 

in   gemeinverständlicher    Darstellung  für    Berufsvermittler  und 

Versicherte 

Von  Dr.  Broecker,   Geh.  Regierungsrat 

Direktor  im  Kaiserl.  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung 

Dritte  Aufl.    1910.   8».  86  Seiten.  Preis  geh- 2.— M.,  gebd.  2.80  M, 

Das  deutsche,  insbesondere  das  preußische  Spar- 
kassenwesen 
und  das  ScherPsche  Prämiensparsystem 

Ein  Beitrag  zur  Reform  des   deutschen  Sparwesens,   besonders 

des  preußischen  Sparkassenwesens 

Von  Dr.  Georg  Barthelme 

IQ08.     Gr.-8®.     208  Seiten  mit  einer  Tafel.     Preis  4. —  M* 


Verlag  von  PUTTKAMMER  &  MÜHLBRECHT,  Berlin  W.  56 

Die  soziale  Kategorie  in  der 
Volkswirtschaftslehre 

Von  Rudolf  Stolzmann,  Kaiserl.  Geheimen  Regierungsrat 

^^=  I.  Grundlegender  und  kritischer  Teil  ^^= 

Gr.-8».      VIII,  426  Seiten.    Preis  lo.—  M. 

Der  Zweck  in  der  Volks- 
wirtschaft 

Die  Volkswirtschaft  als   sozialethisches   Zweckgebilde 
Versuch  einer  sozialorgan.  Begründung  der  Volkswirtschaftslehre 

Von  Rudolf  Stolzmann,  Kaiserl.  Geheimen  Regierungsrat 
1909.  Gr.-S».  XXIV  u.  779  Seiten.  Preis  i6.—  M.,  gbd.   i8.— M. 

Soziale  Praxis  1909  Nr.  25 : 

„Das  Werk  ist  trotz  seines  streng  wissenschaf tUchen  Inhalts  für 
die  Praxis  geschrieben;  dies  freilich  nicht  im  Sinne  einer  poU tischen 
Rezeptsammlung,  sondern  in  dem  Bestreben,  der  heutigen  Zer- 
splitterung des  sozialpolitischen  WoUens  das  feste  Fundament  einer 
einheitUchen  und  befruchtenden  Lebensanschauung  entgegenzu- 
setzen. Dies  Fundament  erblickt  der  Verfasser  in  der  Ethik:  die 
ganze  Volkswirtschaft  ist  ihm  ein  Zweckgebilde,  in  dem  sich  die 
Ethik  der  vergangenen  Zeiten  verkörpert  hat  und  deshalb  als 
Menschenwerk  bestimmt  ist,  auch  von  den  Menschen  wieder  nach 
dem  Stande  ihrer  sittUchen  Einsicht  fortlaufend  geändert  und  ge- 
bessert zu  werden 

Nicht  die  im  Rahmen  des  sogen,  natürlichen 

Nahrungsspielraums  erzeugbaren  Güterhaufen  bestimmen  heute 
den  effektiven  Umfang  der  Produktion  und  Verteilung,  sondern 
es  entscheidet  umgekehrt  letzthin  die  Organisation  der  Verteilung 
über  die  Kaufkraft  der  Volksklassen  und  damit  über  die  Ausdehnung 
der  Produktion  und  die  Stetigkeit  des  Marktes.  Produktion  und 
Konsumtion,  Leistung  und  Vergeltung,  Kosten  und  Einkommen 
sind  nur  die  Glieder  derselben  höheren  Zweckeinheit,  der  viel- 
umstrittene „Wert"  der  Güter  nur  ihr  letzter  organischer  Aus- 
druck. Die  große  volkswirtschaftliche  Gleichung  wird  zwar  niemals 
ganz  erreicht  (Krisen,  Arbeitslosigkeit  usw.),  aber  sie  bleibt  das 
immer  vorschwebende  Ideal.  Daß  man  ihm  nahe  und  näherkomme, 
d  a  s  ist  der  Zweck  in  der  Volkswirtschaft.  Lautet  der  kategori sehe 
Imperativ  Kants  in  seiner  subjektivistischen  Form:  Handle  so, 
daß  dein  Handeln  immer  die  Grundlage  einer  allgemeinen  Gesetz- 
gebung sein  kann,  so  lautet  er  in  seiner  sozialen  Übersetzung: 
Organisiert  die  Gesellschaft  so,  daß  dem  Individuum  ermöglicht 
wird,  die  Erfüllung  der  sozialen  Pflichten  bei  objektiver  Würdigung 
seinerseits  als  eine  sittliche  Notwendigkeit  in  die  Autonomie  seines 
eigenen  Willens  aufzunehmen.  —  So  bekennt  sich  die  soziale 
Theorie  des  Verfassers  zum  treuen  Bundesgenossen  der  sozialen 
Praxis  und  soll  ihr  in  diesem  Sinne  von  Herzen  willkommen  sein  l" 
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Dr.  Carl  Rodbertus-Jagetzow, 
Schriften 

Neue  wohlfeile  Ausgabe  von  1898 

Band  I  Das  Kapital.    Herausg.  von  Ad.  Wagner  und 

Kozak 4. —  M. 

„    II  Zur  Beleuchtung  der  sozialen  Frage  I.  2.  Auflage 

Herausg.  von  M.  Wirth 3. —  M. 

„  III  Dasselbe  II.     Herausg.  von  Ad.  Wagner  und 

Kozak 4. —  M. 

„  IV  Gesammelte  kleine  Schriften.     Herausgegeben 

von  M.  Wirth 3. —  M. 

Rodbertus'  Stellung  zur  sozialen 

Frage 

Von  Dr.  Oscar  Nacht 
1908.   8®.    92  Seiten.    Preis  2. —  M. 

Die  soziale  Bewegung  in  Frank- 
reich 

(Von  der  Römerzeit  bis  zur  Revolution) 

Von  Dr.  Eugen  Jäger 

2  Bände.     S^.    Neue  wohlfeile  Ausgabe.    Preis  5. —  M. 

Die  Stellung  der  Sozialisten  zur  Malthus'schen 
Bevölkerungslehre 

Von  Heinrich  Soetbeer 
4®.     117  Seiten.     Preis  3. —  M. 

Die  französische  National- 
ökonomie der  Gegenwart 

Von  August  B^chaux 

Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Unirersität  Lille 
Übersetzt  und  mit  Anmerkungen  versehen 

Von  Dr.  G.  Wampach 
Gr.-8o.    VI,  140  Seiten.    Preis  3.—  M. 


Verlag  von  PUTTKAMMER  &  MÜHLBRECHT,  Berlin  W.  56 

Staatsstreich  u.  Gegenrevolution 
in  der  Türkei 

Von  Dr.  Paul  Parkas 
1909.     8".     HO  Seiten.      Preis  2. —  M. 

Die  Verantwortlichkeit  der  preußischen  Minister 
und  ihre  praktische  Geltendmachung 

Von  Dr.  Georg  Bolzani 
1909.      8*^.      90  Seiten.     Preis  1.80   M. 

Das  Ostmarken-Problem 

Von  Richard  Witting 
1907.     8®.     78  Seiten.     Preis   1.20  M. 
„. .  .Wirwollen  nicht  verfehlen,  auf  die  ebenso  interessante  wie  lehrreiche 
kleine  Schrift,  die  in  dem  Worte:  „Arbeiten  und  nicht  verzweifeln"  ausklingt, 
hinzuweisen.'^  Hamburger  Nachrichten,  31.  Mai  1907. 

„In  dieser  sehr  interessanten  Broschüre  des  früheren  Oberbürger- 
meisters von  Posen  findet  sich  auch  eine  beachtenswerte  Auseinander- 
setzung über  den  Kastengeist  in  Deutschland." 

Breslauer  Zeitung,  25.  Mai  1907. 
„.  .  .  bietet  eine  Fülle  von  Anregungen,  die  um  so  mehr  der  Beachtung 
wert  sind,  als  der  Geheime  Regierungsrat  Witting  15  Jahre  lang  in  der  Ost- 
mark gelebt  und  gewirkt  hat." 

Neue  Preußische-  (Kreuz-)  Zettung,  18.  Mai  1907. 
Ganz  besondere  Beachtung  verdient  die  Schrift  auch  wegen  der  darin 
enthaltenen  Vorschläge  zur  Reform  der  Verwaltung  in  Preußen 
und  einer  eingehenden  Kritik  der  heutigen  Mängel  in  der  Praxis. 

Die  Haager  Friedenskonferenz  des  Jahres  1907 
und  die  Fortbildung  des  Völkerrechts 

Von  Dr.  Arthur  Adler 
1909.     8^.     85   Seiten.     Preis   1.60  M. 

Die  Selbstverwaltung  der  russischen  Landschaft 

Von  Dr.  S.  Zabludowsky 
1907.    8^.    56  Seiten.     Preis  1.20  M. 

Die  Regierung  Fejerväry 

(18.  Juni  1905 — 8.  April  1906) 

in  regierungspolitischer  und  verfassungsrechtlicher  Beleuchtung 

Von  Barth,  von  Länyi 

1909.    Gr.-8».  VII,  758  Seiten.  Preis  15.—  M. 

Der  Panamakanal 
in  der  Politik  der  Vereinigten  Staaten 

Eine  völkerrechtliche  Studie  von  Dr.  jur.  et.  rer.  pol. F.  Müller- Hey mer 
1909.     8^     54   Seiten.     Preis  1.20  M. 
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^H^    Letzterschienene  Neuigkeiten    z= 

Das  Rechnungs-  und  Kontrollwesen  des 
ungarischen  Staates 

auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  und  des 
tatsächlichen  Verfahrens  verfaßt  und  herausgegeben 

von  Julius  Klimes 

Präs.-Stell Vertreter  d.  Staats-Prüfungskommission  für  die  Staatsrechnungs- 
wissenschaft, Sektionsrat  im  königl.  ungar.  Staatsrechnungshofe 

1910.    Gr.-8o.    XVI,    367  Seiten.    Preis  8.80  M. 

Kanada  selbständig? 

Die  natürlichen  Entwicklungsbedingungen  Kanadas  als  Grund- 
lage zur  Ausbildung  eines  selbständigen  Staatswesens 
Von  Dr.  Emil  Gerhardt 
1910.     162   Seiten.     8®.     3.20  M.;  gebd.  4. —  M. 

Praktischer  V^egweiser 
für  die  Naturalisation  in  Frankreich 

Erwerb,  Verlust  und  Wiedererlangung  der  französischen  Staatsange- 
hörigkeit mit  Einschluß  der  Bestimmungen  über  den  Aufenthalt  von 
Ausländern  in  Frankreich  und  ihre  Zulsissung  zum  Wohnsitz  daselbst 
Von  Dr.  Marcel  Sauvagnac-Paris 
1910.      IX,  106   Seiten   Gr.-8o.      Preis   2.—  M. 

Albert  Schaeffle 
und  seine  theoretisch-national- ökonomischen  Lehren 

Eine  nationalökonomische  Studie  von  Dr.  Eugenie  Fabian-Sagal 
1910.     175  Seiten  8^    3.30  M.;  gebd.  4.20  M. 

Der    Diebstahl    im    Urheberrecht,    Patentrecht, 
Warenzeichenrecht  und  Unlauterer  Wettbewerb 

von   Kriminalkommissar   Heinrich   Müller 
1910.    165   Seiten.    8».    Gebd.  2.80  M. 

Der  pressgesetzliche  Berichtigungszwang 

(§§  II,  19  Ziffer  3  Reichspressgesetz) 

Nach  historischen  und  kritischen  Gesichtspunkten 

Von  Dr.  Arthur  Westphal 

1910.    VIII,  131    Seiten  8».     Preis  2.40  M. 

A.  E.  FISCHER,  Buch-  und  Kunstdruckerei,  GERA-R. 
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Der  Arbeitsmarkt 

in  Industrie  und  Landwirtschaft 
und    seine    Organisation 

von 
Dr.  B.  Bodenstein  und  Dr.  M.  von  Stojentin 

Regierungsassessor  Generalsekretär 

Preis  2. —  M. 

Aus  dem  Inhalt:  Gegenwärtige  Lage  und  Reformen  —  Wander- 
bewegungen —  Mittel  zur  Hebung  der  Leutenot  —  Aus-  und 
Einwanderung  —  Arbeitsnachweise  und  Vermittlung  —  Mangel 
und  Überfluß  an  Arbeitskräften  —  Zentralisation  des  industriel- 
len und  landwirtschaftlichen  Arbeitsmarktes  —  Reiches  Zahlen- 
material über  die  Zunahme  ausländischer  Arbeiter. 

Arbeiten  der  Deutschen 
Landwirtschaftsgesellschaft 

Heft  151: 

Der  preußische  Wassergesetzentwurf  von  1907 

Bericht    über    die    Verhandlungen    des    Unterausschusses 

der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschait  für  Wasserrecht 

im  Oktober  1908 

Von  Graf  von  Arnim-Schlagenthin-Nassenheide 

1909.     Gr.-8«.     Preis  1.50  M. 

Landwirtschaftliche 
Betriebsstatistik 

i  Band  212  der 

^  Statistik  des  Deutschen  Reiches 

^A  herausgegeben  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amt 

l  •       Folio.     Preis  des  Bandes  12. —  M. 

Teil  la:  Gliederung   der   Betriebe.     Reich  und  Bundesstaaten. 
Teil  Ib:  Art  der  Bestellung.     Die  in  den  Betrieben  beschäftigten 

Personen. 
Teil  II:  Viehstand,  Maschinen.  Nebengewerbe  usw.   Zusammen- 
fassende Darstellung  der  Ergebnisse. 
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Soeben   erschien   das   erste  Heft   einer  neuen 
periodischen  Veröffentlichung  unter  dem  Titel: 


Jährlich 
4  Hefte 

in    Gr.-8» 

Umfang 

mindestens 

20   Bogen 


Preis  des 
vollständigen 
Jahresbandes 

12.—  M. 

Einzelhefte 

3.50  M. 


Herausgeber:  Dr.  Ludwig  Silberberg,  Berlin 
Tr\as  Deutsche  Kartelljahrbuch  will  in  imparteiisch-sachlicher  Weise  ein 
^^  Spiegel  der  ganzen  deutschen  Kartellbewegimg  sein.  Es  will  ein 
Bild  der  Entwicklimg  aller  Konventionen,  Kartelle,  Syndikate,  Einkaufs- 
verbände usw.  geben,  soweit  sie  für  die  deutsche  Volkswirtschaft  von 
Bedeutung  sind.  Das  Kartelljahrbuch  will  nicht  nur  über  die  wechseln- 
den Ereignisse  —  wie  über  Preisgestaltung,  Produktionsmengen,  Ab- 
satzziffem  — ,  sondern  auch  über  die  feststehenden  Faktoren,  die  die 
Gnmdlage  der  Kartelle  bilden  —  z.  B.  über  Beteiligirngsziffem,  Anzahl 
der  Outsider,  Zeitdauer  des  Kartellvertrags  —  berichten.  Das  Jahrbuch 
wird  nicht  nur  einzelne  Industriezweige  imd  ihren  Handel,  sondern  alle 
Teile  der  Kartellierung  bis  in  ihre  Einzelheiten  imifassen. 


Von  dem  gleichen  Verfasser  erschien   soeben: 

Handbuch  des  Deutschen  Kartellrechts 

von  Dr.  Ludwig  Silberberg 

327  Seiten  in  Gr.-8 '»-Format  ::  Preis  8.—  M.,  gbd.  10 —  M. 
Die  bisher  erschienene  juristische  Kartelliteratur  ist  fast  ausnahms- 
los rein  theoretisch-wissenschaftlichen  Charakters.  In  bewußtem  Gegen- 
satz dazu  will  das  Handbuch  des  Deutschen  Kartellrechts  vornehmlich 
der  Praxis  dienen;  es  beantwortet  alle  kartellrechtlichen  Fragen,  imd 
zwar  in  einer  auch  dem  Nichtjuristen  verständlichen  Weise. 

A.  E.  FISCHER,  Buch-  und  Kunstdruckerei,  GERA-R. 
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